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Anwesende:  

Ausschussmitglieder:  

Abg. Frau Zoschke, Vorsitzende DIE LINKE 
Abg. Frau Gorr CDU 
Abg. Herr Jantos CDU 
Abg. Herr Krause (Zerbst) CDU 
Abg. Herr Rotter CDU 
Abg. Herr Schwenke CDU 
Abg. Frau Dirlich DIE LINKE 
Abg. Frau Görke DIE LINKE 
Abg. Frau Hohmann DIE LINKE 
Abg. Frau Grimm-Benne SPD 
Abg. Frau Dr. Späthe SPD 
Abg. Herr Steppuhn SPD 
Abg. Frau Lüddemann GRÜNE 

Ferner nehmen Abg. Herr Knöchel (DIE LINKE) und Abg. Frau Schindler (SPD) als 
Mitglied des Ausschusses für Inneres und Sport sowie Abg. Frau von Angern (DIE 
LINKE) und Abg. Herr Rothe (SPD) als Mitglied des Ausschusses für Recht, Verfas-
sung und Gleichstellung an der Sitzung teil. 

Von der Landesregierung:  

vom Ministerium für Arbeit und Soziales:  

Staatssekretärin Frau Naumann 

Textdokumentation:  

Stenografischer Dienst 

Vorsitzende Frau Zoschke eröffnet die Sitzung um 9.36 Uhr. 
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Zur Tagesordnung: 

a) Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über das Leichen-, Be-
stattungs- und Friedhofswesen des Landes Sachsen-Anhalt 

Gesetzentwurf Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - Drs. 6/3040 

Entschließungsantrag Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - Drs. 6/3041 

b) Reform des Bestattungsgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt 

Antrag Fraktion DIE LINKE - Drs. 6/3048 

In der 48. Sitzung hat der Ausschuss für Arbeit und Soziales zu den vorliegenden 
Drucksachen in öffentlicher Sitzung eine Berichterstattung der Landesregierung entge-
gengenommen. 

Vorsitzende Frau Zoschke: Mit ein klein wenig Verzögerung begrüße ich sowohl die 
Abgeordneten und die Mitarbeiter der Landtagsfraktionen als auch alle geladenen Gäs-
te. Ich darf zunächst mitteilen, dass der Minister für Arbeit und Soziales Herr Bischoff 
krankheitsbedingt nicht an der Anhörung teilnehmen kann. 

Schriftliche Stellungnahmen haben bisher abgegeben Herr Prof. Dr. Schefold von der 
Universität Bremen (Vorlagen 2 und 13), das Universitätsklinikum Halle (Saale), Insti-
tut für Rechtsmedizin (Vorlagen 3 und 5), die Verbraucherinitiative Bestattungskultur 
aeternitas e. V. (Vorlage 4), der Verein für Friedhofskultur in Halle und dem Um-
land e. V. (Vorlage 6), die Ärztekammer Sachsen-Anhalt (Vorlage 7), das Ministerium 
für Gesundheit, Emanzipation, Pflege und Alter des Landes Nordrhein-Westfalen (Vor-
lage 8), die Psychologische Beratung Magdeburg (Vorlage 9), die Generalstaatsan-
waltschaft Naumburg (Vorlage 10), der Beauftragte der evangelischen Kirchen bei 
Landtag und Landesregierung (Vorlage 11), der Verband der Friedhofsverwalter 
Deutschlands e. V., Regionalgruppe Sachsen-Anhalt (Vorlage 12), die Zusatzver-
sorgungskasse des Steinmetz- und Bildhauerhandwerks VVaG (Vorlagen 14 und 15), 
der Verband Unabhängiger Bestatter e. V. (Vorlage 16), die kommunalen Spitzenver-
bände des Landes Sachsen-Anhalt (Vorlage 17) sowie der Fachverband der Fried-
hofsgärtner im Landesverband Gartenbau Sachsen-Anhalt e. V (Vorlage 18). 

Im Vorfeld der Sitzung haben der Senat für Umwelt, Bau und Verkehr der Hansestadt 
Bremen, das Ministerium für Soziales, Gesundheit, Wissenschaft und Gleichstellung 
des Landes Schleswig-Holstein, das Ministerium für Arbeit und Sozialordnung, Fami-
lien, Frauen und Senioren des Landes Baden-Württemberg, der Eigenbetrieb Stadtgar-
ten und Friedhöfe Magdeburg, die Islamische Gemeinde Magdeburg, der Bund der 
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Richter und Staatsanwälte in Sachsen-Anhalt und die kommunalen Spitzenverbände 
ihre Teilnahme abgesagt. 

Wie in der Einladung zur heutigen Anhörung mitgeteilt worden ist, werden die gelade-
nen Gäste entsprechend der Geschäftsordnung des Landtags Sachsen-Anhalt in öf-
fentlicher Sitzung angehört. Über die öffentliche Sitzung wird eine Niederschrift gefer-
tigt, die auch im Internet veröffentlicht werden soll. Dazu gehören auch die dem Aus-
schuss im Zusammenhang mit der Anhörung zur Verfügung gestellten schriftlichen 
Stellungnahmen. In der Anwesenheitsliste hatten Sie die Möglichkeit, zu erklären, ob 
Sie mit der Veröffentlichung des Namens einverstanden sind. Ihr Wunsch wird bei der 
Fertigung der Niederschrift entsprechend berücksichtigt. 

Zum Ablauf. Ich bitte Sie, Ihre Stellungnahmen vom Rednerpult aus vorzutragen und 
die in der Einladung vermerkte Redezeit von zehn Minuten einzuhalten. Die Anhörung 
wird in mehreren Blöcken erfolgen. Nach dem jeweiligen Block erhalten die Abgeord-
neten die Gelegenheit, den Angehörten Fragen zu stellen. Es ist vorgesehen, die An-
hörung gegen 12.30 Uhr für eine Mittagspause zu unterbrechen. 

Anhörung der Zusatzversorgungskasse des Steinmetz- und Steinbildhauer-
handwerks VVaG, Wiesbaden 

Herr Prof. Dr. Merke: Wir haben im Steinmetzhandwerk eine Zusatzversorgungskasse 
der Sozialpartner, der Gewerkschaft IG BAU und des Steinmetzhandwerks. Die Haupt-
aufgabe der Zusatzversorgungskasse ist es, den Mitarbeitern des Steinmetzhandwerks 
eine überbetriebliche Altersversorgung zu zahlen. Ein weiteres Aufgabengebiet ist das 
Friedhofsrecht, eine sehr wichtige Materie, das letztlich jeden betrifft. Die Gliederung 
der Stellungnahme wurde nicht anhand der Beratungsgegenstände, sondern nach in-
haltlichen Gesichtspunkten vorgenommen. 

Ein erster Punkt ist die Aufhebung des Friedhofszwangs. Die Frage ist, warum gibt es 
überhaupt einen Friedhofszwang, warum müssen Verstorbene auf einem Friedhof be-
stattet werden, warum können Urnen nicht zu Hause aufbewahrt oder im Reihenhaus-
garten bestattet werden. - Es ist eine sehr alte Tradition, nicht nur in Deutschland, son-
dern weltweit, dass es einen gemeinsamen Ort der Verstorbenen gibt. Warum ist das 
so und weshalb ist das heute noch von Bedeutung? 

Der Einzelne, der aus der Gemeinschaft der Lebenden gerissen wird, ist nicht das Pri-
vateigentum von Familienmitgliedern oder Freunden, sondern ein Teil dieser Gesell-
schaft. Wenn man über einen Friedhof geht, trauert man vielleicht nicht nur um ein 
Familienmitglied, sondern auch um einen Freund oder einen Nachbarn. Der Mittelpunkt 
dieser Beziehungen ist der Friedhof. 
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Wenn man die Urne mit nach Hause nehmen darf, dann gerät sie in Vergessenheit und 
diese Beziehung zu der Gemeinschaft, wie es eigentlich gedacht ist, geht verloren. Es 
ist wichtig, dass Hinterbliebene nicht nur die Möglichkeit haben, den Bezug zu den ih-
nen persönlich bekannten Verstorbenen aufrechtzuerhalten, sondern auch zur Ge-
meinschaft, zur Gesellschaft. Das gilt übrigens für alle Bevölkerungsschichten und Kul-
turkreise. 

Ich war kürzlich auf dem Friedhof in Hohenmölsen. Dort zeigte mir der Bürgermeister 
die verschiedenen Grabstellen. Einige erinnern an den Kapp-Putsch oder an andere 
geschichtliche Ereignisse. In diesem Sinne ist der Friedhof ein Ort, an dem man sich 
der Toten erinnert und an dem man sich trifft. 

Warum wird der Friedhof heutzutage so vehement abgelehnt? - Es gab schon vor Jah-
ren eine Initiative der FDP, die meinte, dass man diesbezüglich mehr Freiheit brauche. 
Aber der eigentliche Hintergrund ist ein finanzieller. Der Friedhof ist viel zu teuer ge-
worden. In keinem anderen Land in Europa ist der Friedhof so teuer wie in Deutsch-
land. In manchen Kommunen werden für ein Nutzungsrecht für 20 Jahre inzwischen 
Baulandpreise erreicht. Diese Kosten können die Leute nicht mehr aufbringen. 

In der Schweiz, die bestimmt kein Land der armen Leute ist, verfährt man nach dem 
Grundgedanken, dass jeder Mensch, der dort gelebt und Steuern gezahlt hat, auch 
einen Anspruch auf eine Bestattung haben sollte, ohne sich darum sorgen zu müssen, 
ob er bzw. die Angehörigen das finanziell leisten können. In der Stadt Zürich ist fast 
alles unentgeltlich. In Deutschland ist eine Bestattung im herkömmlichen Rahmen recht 
teuer. Leider gibt es zumeist kein Sterbegeld mehr, sodass die Leute doppelt belastet 
werden. Insofern gibt es natürlich einen Druck auf die Parteien, über alternative preis-
wertere Bestattungsformen nachzudenken. 

Insofern wäre es hilfreich, wenn der Landesrechnungshof in Sachsen-Anhalt die Kom-
munen nicht mehr dazu drängen würde, auch auf den Friedhöfen einen möglichst ho-
hen Kostendeckungsgrad zu erzielen. Schließlich ist der Schulbesuch auch kostenfrei. 
Studien, die in verschiedenen Bundesländern durchgeführt worden sind, belegen, dass 
eine Kostendeckungsquote von 30 % vollkommen ausreichen würde. Der restlichen 
Kosten sollten im Sinne einer Verantwortung für die Verstorbenen von der Gemein-
schaft übernommen werden; denn schließlich waren sie Teil dieser Gesellschaft und 
haben zu Lebzeiten ihren Beitrag geleistet. 

Eine 100-prozentige Kostendeckung zu verlangen, ist übertrieben. Schwimmbäder, die 
Oper, das Theater und viele andere Bereiche werden subventioniert, sodass man auch 
auf dem Friedhof eine gewisse Flexibilität an den Tag legen könnte. 

Ein zweiter Punkt sind naturnahe Bestattungsformen, beispielsweise im Friedwald. Die 
Bestattung auf dem Friedhof ist manchen zu teuer. Deswegen entscheiden sie sich für 
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einen Friedwald, der meistens ziemlich weit entfernt vom Wohnort des Verstorbenen 
liegt. Dort bezahlt man einmalig einen bestimmten Betrag. Das ist für viele Leute eine 
attraktive Möglichkeit. Damit reißt man aber den Toten aus der Gesellschaft heraus. 
Denn ein Friedhof ist in der Regel an öffentliche Verkehrsmittel angebunden. Den 
Friedwald kann man nicht so ohne weiteres aufsuchen, weil er weit entfernt ist. 

Im Übrigen kann man sich beispielsweise in Großbritannien ein Bild davon machen, in 
welchem Zustand Friedwälder nach 20 oder 30 Jahren sind. Dort bedauert man es 
inzwischen sehr, dass man Friedwälder in dieser Form eingerichtet hat. 

Der Betrieb eines Friedhofes ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, während die 
meisten Friedwälder privat betrieben werden und einen Gewinn erwirtschaften sollen. 
Die Friedhofsträger verlieren damit potenzielle Nutzer. Dadurch müssen die Kosten auf 
immer weniger Nutzer umgelegt werden, was mit Steigerungen für den einzelnen ver-
bunden ist. Da Friedhöfe vorgehalten werden müssen, geht diese Entwicklung zulasten 
der Gemeinschaft. Das heißt, die Gewinne werden privatisiert und die Verluste soziali-
siert. Das kann nicht im Interesse der der Gemeinschaft sein. 

Die Möglichkeit, Baumgräber zu schaffen, gibt es auch auf dem Friedhof. Auch dort 
können Bäume gepflanzt und sozusagen Baumdenkmäler für die Verstorbenen ge-
schaffen werden. Dazu braucht man keinen Friedwald oder Ruheforst. Diese Form der 
naturnahen Bestattung kann man auch auf dem örtlichen Friedhof anbieten. 

Zu den Bestattungsriten nach dem Islam. Vor allem in den alten Bundesländern gibt es 
unterschiedliche religiöse Gruppen. Eine der großen Errungenschaften in Deutschland 
besteht darin, dass man auf dem Friedhof nicht primär auf religiöse Besonderheiten 
schaut. Vielmehr ist es eine staatliche Aufgabe, die Toten zu bestatten und die Trauer-
arbeit zu ermöglichen. 

Einige Friedhöfe vor allem im Land Sachsen befinden sich in kirchlicher Trägerschaft. 
Auch die kirchlichen Friedhofsträger sind verpflichtet, jeden Verstorbenen auf ihren 
Friedhöfen zu bestatten. Insofern ist es fraglich, ob man auf jede religiöse Minderheit 
eingehen sollte. Ein Kollege, der in der Türkei an der Universität in Istanbul lehrt, ver-
neint diese Frage unter Hinweis auf die Trennung von Religion und Staat. 

In den alten Bundesländern gibt es schon sehr lange spezielle Grabfelder für be-
stimmte Religionsgruppen. Dort hat man festgestellt, dass es ein großer Nachteil ist, in 
Bezug auf die Grabpflege oder Nutzungsdauer auf staatliche Vorgaben zu verzichten. 
Der Islam schreibt Ewigkeitsgrabstätten vor. Das führt häufig zu Problemen; denn nach 
20 Jahren läuft üblicherweise das Nutzungsrecht an einer Grabstätte aus und müsste 
gegebenenfalls verlängert werden. Wenn keine Verlängerung erfolgt, müssten die 
Grabstellen entsprechend der Friedhofssatzung abgeräumt werden. Das traut man sich 
aber nicht, weil man die Berichterstattung und die öffentliche Meinung fürchtet. Des-
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halb hat es sich bewährt, gesetzliche Vorgaben zu schaffen, an die sich unabhängig 
von der Religionszugehörigkeit alle Menschen zu halten haben. 

Zu der Frage, wie man Grabmale aus Kinderarbeit vermeiden kann, ist auf die Erfah-
rungen des Landes Baden-Württemberg hinzuweisen. Die grün-rote Landesregierung 
hat Regelungen, wie sie hier vorgeschlagen werden, in das Gesetz aufgenommen. 
Inzwischen liegen fast 60 Klagen dagegen vor. In den Fällen, die bereits gerichtlich 
entschieden worden sind, haben die kommunalen Friedhofsträger die Prozesse verlo-
ren. Inzwischen geht man dort einen anderen Weg. Es ist sinnvoll, die weitere Ent-
wicklung abzuwarten. Schließlich muss das Land Sachsen-Anhalt nicht die Fehler an-
derer wiederholen. Vielmehr sollte man daraus lernen. 

Anhörung des Herrn Prof. Dr. Schefold 

Herr Prof. Dr. Schefold: Bei dem Bestattungsrecht handelt es sich um eine Materie, 
über die mit Blick auf die Gesetzgebungstätigkeit mehrerer Bundesländer eine Diskus-
sion fällig ist. Für Bremen, wo ebenfalls darüber diskutiert worden ist, habe ich ein Gut-
achten angefertigt, das veröffentlicht worden ist und den Abgeordneten vorliegt. 

Das Bestattungsrecht ist eine hochtechnische Materie, deren Bezug zur Rechtsord-
nung oft sehr schwammig geblieben ist und wenig Beachtung gefunden hat. Eine Aus-
nahme ist das Feuerbestattungsgesetz von 1934. Es in der Tat innovativ, weil es die 
Feuerbestattung überall als Möglichkeit zugelassen bzw. vorgeschrieben hat. Aber im 
Sinne des damaligen Zeitgeists war es antikatholisch. Die katholische Kirche hat die 
Feuerbestattung damals noch abgelehnt. Aber mit der entsprechenden autoritären Po-
sition eines nationalsozialistischen Gesetzes wurde es durchgesetzt. 

Das war von ganz entscheidender Bedeutung für die gesamte Gesetzgebung nach 
1945 und führt zu den Problemen, mit denen man sich heute auseinandersetzen muss. 
Mit Blick auf das Grundgesetz und die Verfassung des Landes Sachsen-Anhalt stellen 
sich die Fragen des Bestattungsrechts nämlich anders, vor allem hinsichtlich des 
grundrechtlich garantierten Selbstbestimmungsrechts des Menschen. 

An dieser Stelle kommen mehrere Grundrechte in Betracht, zunächst - das wird auch 
im Antrag der BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN deutlich - das Grundrecht auf Religionsfrei-
heit. Sie ist heute für Christen kaum noch problematisch, weil sich die christlichen Tra-
ditionen sich insofern angeglichen haben. Die Probleme um die Feuerbestattung gibt 
es nicht mehr. 

Friedhöfe, auch kirchlich getragene, sind heute in der Regel interkonfessionell. All die-
se Probleme sind gelöst. Aber die Probleme für die islamischen und jüdischen Min-
derheiten sind nach wie vor gravierend. Man muss sie im Zusammenhang mit dem 
Recht auf Religionsfreiheit im Auge behalten. 
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Dann spielt in die Behandlung des Toten die Menschenwürde, die über den Tod hinaus 
gilt, hinein. Ferner gibt es eine allgemeine Handlungsfreiheit, die ebenfalls über den 
Tod hinauswirkt. Insgesamt kann man sagen, es gibt ein Recht auf freie Entfaltung der 
Persönlichkeit, das man im Bereich des Bestattungsgesetzes als ein postmortales Ver-
fügungsrecht über den eigenen Körper beschreiben kann, als das Recht des Indivi-
duums auf Selbstbestimmung; ähnlich wie im Bereich der Organspende. 

Die Regelungen des Bestattungsrechts sind mit Beschränkungen und mit Eingriffen in 
die Freiheit des Einzelnen verbunden. Sie bedürfen deshalb der Begründung, bei-
spielsweise durch konkrete Grundrechte. Solche Gründe gibt es, vor allem mit Blick auf 
die Rechte und Interessen der Hinterbliebenen, etwa der Erben oder der bestattungs-
pflichtigen Personen. 

In den Kreis der bestattungspflichtigen Personen sollten auch die Lebenspartner auf-
genommen werden. Insofern ist der Antrag der Fraktion DIE LINKE durchaus zu be-
grüßen. In diesem Zusammenhang muss man damit rechnen, dass zum einen die Hin-
terbliebenen den Wünschen des Verstorbenen nicht nachkommen wollen und zum 
anderen unter den Hinterbliebenen ein Dissens besteht. Für diese Fälle muss es Re-
gelungen geben. 

Weitere eine Grundrechtseinschränkung legitimierende Gesichtspunkte sind Fragen 
der öffentlichen Sicherheit, wie die Todesfeststellung, der Schutz der Totenruhe oder 
die Aufklärung möglicher Straftaten, oder Fragen des Gesundheits- und Umweltrech-
tes, wie hygienische Belange. Darüber hinaus können Interessen und Rechte von 
Nachbarn betroffen sein, wenn Bestattungen außerhalb von Friedhöfen zugelassen 
werden , kann das nicht zulasten von Nachbarn gehen, sondern auf deren Interessen 
muss Rücksicht genommen werden. 

Keine legitimierenden Gründe für Grundrechtseinschränkungen sind Traditionen, das 
sittliche Empfinden der Bevölkerung oder ein Recht auf öffentliche Trauer. Gewiss 
bleibt es dem Gesetzgeber und der Gesellschaft unbenommen, einen Regelfall der 
Bestattung vorzusehen und dafür Regelungen zu treffen. Aber für die Menschen, die 
damit nicht einverstanden sind, die von diesem Regelfall abweichen wollen, müssen 
die grundrechtlichen Gesichtspunkte Vorrang haben. 

Diese Auffassung ist umstritten. Das hat auch der Vorredner deutlich gemacht. Ich ver-
trete jedoch dezidiert die Meinung, und zwar nicht gestützt auf die Interessen ir-
gendeiner Lobby, sondern im Hinblick auf die verfassungsrechtlich geschützte Ord-
nung, dass das individuelle Selbstbestimmungsrecht Vorrang vor einen sogenannten 
Anspruch auf öffentliche Trauer hat. Es gibt keinen Anspruch der Öffentlichkeit. Viel-
mehr handelt es sich dabei um einen Wunsch, dem zum Beispiel schon dann nicht 
mehr Rechnung getragen werden kann, wenn der Verstorbene in Süddeutschland be-
graben wird und Angehörige in Norddeutschland leben. 
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Auch ein sittliches Empfinden kann gegebenenfalls berücksichtigt werden; es reicht 
aber nicht aus, um die Einschränkung von Grundrechten zu begründen. Deshalb be-
dürfen die Regelungen des Bestattungsgesetzes der Bestimmtheit und einer Abwä-
gung zwischen den Rechten und Interessen der Betroffenen. 

Im Jahr 1934 hat das Feuerbestattungsgesetz festgelegt, dass in besonderen Fällen 
Ausnahmen gestattet werden können. Das reicht nicht aus. Wenn die Freiheit be-
schränkt wird, muss gesagt werden, aus welchem Grund und inwieweit dies geschieht. 
Wenn Ausnahmen und abweichende Regelungen zugelassen werden, dann müssen 
die Voraussetzungen für diese Ausnahmen normiert werden. 

Das hat das Bundesverfassungsgericht in seiner Rechtsprechung festgehalten. Aller-
dings hat es in einer Entscheidung zum Hamburgischen Bestattungsgesetz vor etwa 
30 Jahren entschieden, dass ein behördliches Ermessen verfassungskonform ausge-
legt werden könnte. Das kann man heute nicht mehr gelten lassen. Heutzutage ist es 
Sache des Gesetzgebers, die Freiheitsbegrenzung zu regeln und dafür die Kriterien zu 
benennen. Aus diesem Grunde stimme ich den drei Landtagsdrucksachen völlig zu. 

Es gibt keinen rechtfertigenden Grund, die Erdbestattung in Tüchern zu verbieten, 
wenn die Hygiene und die öffentliche Gesundheit durch den Transport im geschlosse-
nen Sarg gewährleistet werden. Vielmehr besteht grundsätzlich ein Anspruch der 
Gläubigen auf diese Bestattungsform. 

Die Regelung der Leichenschau ist aus gesundheitsrechtlichen Gründen erforderlich. 

Der von Gesetzes wegen in der Satzung geregelte Schutz vor ausbeuterischer Kinder-
arbeit schränkt keine Grundrechte des Verstorbenen ein, sondern ist als Berufsaus-
übungsregelung in Ordnung. 

Daraus folgt, dass die Diskussion über die sich wandelnden Bestattungskulturen erfor-
derlich ist und unter Berücksichtigung der grundrechtlichen Positionen, vor allem des 
postmortalen Verfügungsrechts zu führen ist. Daraus ist abzuleiten, dass die weiterfüh-
renden Überlegungen, die im Entschließungsantrag der Fraktion DIE LINKE vorgese-
hen sind, zwar nicht der Weisheit letzter Schluss, aber eine Grundlage für eine Diskus-
sion sind. 

Anhörung des Ministeriums für Gesundheit, Emanzipation, Pflege und Alter des 
Landes Nordrhein-Westfalen 

Ein Vertreter des Landes Nordrhein-Westfalen: Der Grund, dass ein Vertreter des 
zuständigen Ministeriums des Landes Nordrhein-Westfalen zu der Anhörung eingela-
den worden ist, liegt wohl in dem Umstand, dass das Land im Jahr 2014 das Landes-
bestattungsgesetz Nordrhein-Westfalen umfassend novelliert haben. Dabei wurden 
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auch einige der Punkte, die aktuell in Sachsen-Anhalt im Mittelpunkt des landespoliti-
schen Interesses stehen, intensiv erörtert und auch geregelt. 

In der mündlichen Stellungnahme werde ich mich aufgrund der zeitlichen Vorgabe auf 
zwei wesentliche Punkte konzentrieren. Darüber hinaus ist auf die schriftliche Stellung-
nahme zu verweisen, in der noch viele andere Punkte angesprochen werden. Die zwei 
Aspekte, auf die ich mich konzentrieren werde, sind zum einen die muslimische Be-
stattung und zum anderen das viel bewegende Thema der Grabsteine aus Kinderar-
beit. 

Zur muslimischen Bestattung. Im Land Nordrhein-Westfalen gab es vor der Novellie-
rung des Gesetzes eine vielfältige Praxis in den Kommunen. Kommunale Friedhofsträ-
ger haben auf ihren Friedhöfen die Möglichkeit eingeräumt - und sie tun dies immer 
noch -, muslimische Grabfelder zu errichten. Dabei ist auch das Bemühen der kommu-
nalen Verantwortungsträger erkennbar, die religiösen Gebote, soweit dies praktisch 
möglich ist, zu berücksichtigen. 

Gleichzeitig fiel aber auch auf, dass ein Großteil der in Nordrhein-Westfalen lebenden 
Muslime nach ihrem Tod in ihre Herkunftsländer überführt wird. Es gibt dazu keine ge-
sicherten Statistiken. Aber nach Einschätzung des Ministeriums werden ca. 90 bis 
95 % der verstorbenen Muslime in ihre Herkunftsländer, in erster Linie in die Türkei 
überführt. 

Im Ergebnis verschiedener Gespräche ist aber aktuell festzustellen, dass vor allem 
Muslime der sogenannten dritten bzw. vierten Generation zunehmend den Wunsch 
äußern, sich selbst oder ihre Angehörigen in Deutschland bestatten zu lassen. Der 
Lösungsversuch des Landes Nordrhein-Westfalen besteht darin - ich sage das betont 
vorsichtig, weil auch die kürzlich erfolgte Novellierung nur der Anstoß eines neuen Pro-
zesses sein kann -, mit den zur Verfügung stehenden rechtlichen Möglichkeiten im 
Rahmen des Gesamtkontextes eigene muslimische Friedhöfe in einem gewissen Um-
fang zuzulassen. 

Dabei wird rechtstechnisch den Kommunen - es geht ausschließlich um kommunale 
Friedhofsträger - die Möglichkeit eingeräumt, religiöse Vereine und nichtreligiöse Kör-
perschaften - das ist bekanntermaßen gerade im Hinblick auf die muslimischen Koope-
rationen ein rechtliches Problem - mit der Friedhofsträgerschaft zu beleihen. Bei der 
Beleihung handelt es sich nicht um eine originäre Friedhofsträgerschaft, wie sie den 
Kommunen und den Kirchen vorbehalten ist. 

Die Kommunen können auf einen Antrag hin einen religiösen Verein mit der Friedhofs-
trägerschaft beleihen, unter der Voraussetzung, dass der religiöse Verein den dauer-
haften Betrieb sicherstellt. Diese Voraussetzung dient dazu, eine Beleihung für die 
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Kommunen akzeptabel zu gestalten. Das ist eine prognostische Entscheidung, die an 
verschiedene Faktoren geknüpft ist. 

In Nordrhein-Westfalen beginnt derzeit die Umsetzung dieses gesetzlichen Lösungs-
versuchs. Es finden intensive Diskussionen mit muslimischen Vereinen, die entspre-
chende Interessen haben, statt, insbesondere in Düsseldorf und Wuppertal. Darüber 
hinaus finden auch Gespräche mit den Regierungsfraktionen statt, die ein Interesse 
daran haben, die rechtlichen Regelungen mit Leben zu erfüllen. 

Der Landtag hat das Ministerium ausdrücklich damit beauftragt, eine Handreichung zu 
erarbeiten. Diesbezüglich gibt es Gespräche mit den kommunalen Spitzenverbänden. 
Das nächste Gespräch im Rahmen dieser informellen Arbeitsrunde ist für nächste Wo-
che vorgesehen. Das Ziel ist es, bei diesem Termin gemeinsam mit den kommunalen 
Spitzenverbänden eine Handreichung für die kommunalen Entscheidungsträger zu 
erarbeiten, der zu entnehmen sein wird, welche Anforderungen man an die Sicherstel-
lung eines dauerhaften Betriebs stellen kann. 

Diese Anforderungen sollen den Ansprüchen des Landes und der kommunalen Spit-
zenverbände gerecht werden, weil es an dieser Stelle wichtig ist, gemeinsame Signale 
auszusenden und der kommunalen Ebene gegenüber deutlich zu machen, dass so-
wohl das Land als auch die Spitzenverbände dahinterstehen. Das ist der aktuelle 
Stand des Umsetzungsprozess, wie er sich im Hinblick auf dieses Thema in Nordrhein-
Westfalen darstellt. 

Zu den Grabsteinen aus Kinderarbeit. Diesbezüglich gab es den einmütigen Wunsch 
aller Landtagsfraktionen, eine entsprechende Regelung in das Bestattungsgesetz auf-
zunehmen. Auch viele Friedhofsträger, insbesondere evangelischer und katholischer 
Träger, haben den Wunsch nach einer entsprechenden Regelung geäußert. 

Im Entwurf der Landesregierung zur Novellierung des Bestattungsgesetzes von Ende 
2013 war eine Satzungsermächtigung für die Friedhofsträger vorgesehen, ein entspre-
chendes Verbot aufzunehmen. Im Oktober 2013 lag die Entscheidung des Bundesver-
waltungsgerichts dazu vor. Das Ministerium wurde daraufhin vom Landtag gebeten zu 
prüfen, welche Auswirkungen dieses Urteil auf die vorgesehene Fassung der Regelung 
in § 4a des Bestattungsgesetzes hatte. 

Die Umsetzung dieser Prüfbitte hat dazu geführt, dass es einen Antrag der Regie-
rungsfraktionen gab, § 4a zu ändern. Entsprechend hat man von der Satzungsermäch-
tigung Abstand genommen und stattdessen per Landesgesetz ein landesweites Auf-
stellungsverbot von Grabsteinen aus Kinderarbeit eingeführt. Gleichzeitig wurde ein 
einheitliches Kontrollsystem installiert. Mit dieser Regelung wollte man der Entschei-
dung des Bundesverwaltungsgerichts Rechnung tragen, die man dahin gehend inter-
pretiert hat, dass eine bloße Satzungsermächtigung ohne die differenzierte Vorgabe 
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eines einheitlichen Kontrollsystems, das dann auch landesweit gelten soll, nicht mög-
lich ist. Damit soll sichergestellt werden, dass nicht mehr der einzelne Friedhof darüber 
entscheiden kann, ob er diese Regelung in seine Satzung aufnimmt oder nicht. 

Aktuell wird diese gesetzliche Regelung umgesetzt, indem das Gesundheitsministe-
rium im Zusammenwirken mit dem in Nordrhein-Westfalen für Eine-Welt-Politik zustän-
digen Ressort eine sogenannte Liste erarbeitet, in der auf der Basis aller vorliegenden 
Erkenntnisse, Gutachten usw. die Länder benannt werden, in denen gegen die ein-
schlägigen ILO-Vorgaben verstoßen wird. Für Grabsteine aus diesen Ländern 
- zuvörderst geht es um Indien, Vietnam und China genannt -, wird, wenn sich die Er-
kenntnisse gerichtsfest erhärten lassen, ein entsprechendes Zertifizierungsverfahren 
etabliert. 

Entsprechende Zertifizierungsstellen, zum Beispiel XertifiX, können auf Antrag aner-
kannt werden. In diesem Anerkennungsverfahren müssen bestimmte Voraussetzungen 
erfüllt werden. So muss etwa der Nachweis erbracht werden, dass die betreffenden 
Organisationen über einschlägige Erfahrungen und Kenntnisse verfügen, dass die 
nicht unmittelbar oder mittelbar an der Herstellung von Grabsteinen beteiligt sind usw. 
Die von diesen Zertifizierungsstellen zertifizierten Grabsteine können dann aufgestellt 
werden. 

Dem Land sind bereits Klagen angedroht worden, obgleich noch keine konkrete Um-
setzungsregelung vorliegt. Das wird man abwarten müssen. Auch mit diesem relativ 
differenzierten Zertifizierungssystem wird das Land Nordrhein-Westfalen Neuland be-
schreiten. Klagen gehören zum Rechtsstaat. Wenn sie den Erkenntnisprozess voran-
bringen, muss man das dann auch berücksichtigen. 

Anhörung der Psychologischen Beratung Magdeburg 

Frau Schmittke: Wenn ein nahestehender Mensch stirbt, ist das eines der schlimms-
ten Erlebnisse, die man überhaupt haben kann. Man möchte so viel wie möglich tun, 
um sich die Trauer zu erleichtern und dem Toten eine letzte liebevolle Behandlung zu-
kommen zu lassen. 

In Europa werden, geprägt durch die christliche Religion, Verstorbene in einem Holz-
sarg in der Erde begraben. Die Beerdigung wird von Zeremonien, Ritualen, Blumen 
und Musik begleitet. Der Leib des Toten sollte ursprünglich für die Auferstehung erhal-
ten bleiben. Oft wurden Verstorbene dafür einbalsamiert. 

Vor wenigen Jahrhunderten wurden eine Zeitlang sogar nur die Verbrecher oder auch 
der Hexerei Angeklagte verbrannt. Die Totenverbrennung war eine Schande, womit 
man noch nach dem Tode öffentlich angeprangert wurde. Dies hat sich im Laufe der 
Aufklärung und durch die veränderte Bedeutung der Religion im moderneren Leben 
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langsam gewandelt. Urnenbestattungen nehmen zu, bei denen der Verstorbene vorher 
zu Asche verbrannt wird. Dies kann aus finanzieller oder räumlicher Not resultieren 
oder einfach dem Wunsch des Verstorbenen entsprechen. 

Im letzten Jahrhundert hat sich die Totenkultur in Mitteleuropa stark verändert. Die we-
nigsten Menschen sterben zu Hause, sondern in Altenheimen und Krankenhäusern, 
sodass man damit immer weniger Berührungspunkte hat. Der Tod gehört nicht mehr 
selbstverständlich zum Leben. Auch die Form der Trauer, die die Angehörigen erleben 
und zeigen können, ist einem starken Wandel unterworfen. Es ist heute allgemein viel 
schwieriger geworden zu trauern und auch zu beerdigen, vor allem fern von zu Haus. 

Ein geliebter Mensch, der Teil des Lebens war, ist plötzlich nicht mehr da. Wenn er 
dann auch noch weit entfernt begraben werden muss, weil in dem Land, in dem man 
lebt, in das man sogar flüchten musste, in dem man vielleicht gar nicht sein möchte, 
die vertraute jahrhundertlang gewachsene Begräbniskultur nicht zur Anwendung kom-
men darf, dann kann das eine zusätzliche traumatische Belastung sein. Denn der Ort, 
an dem der Tote aufgesucht werden kann, von dem man weiß, dass er hier ruht, hilft 
den Hinterbliebenen bei der lebenswichtigen Trauerarbeit. 

Heute leben in Europa mehr Muslime als noch vor gut 100 Jahren. Sie haben ihre Kul-
tur mitgebracht und möchten sie hier leben, was oft zu Konflikten mit den Gesetzen 
des jeweiligen Landes führt. Einer dieser Konflikte ergibt sich auf dem Gebiet der Be-
stattung. In Deutschland gibt es ein intensiv geregeltes länderspezifisches Bestattungs-
recht. Dies steht oftmals den Bedürfnissen der Menschen aus den verschiedensten 
Kulturen entgegen. 

Folgende Konflikte im Zusammenhang mit der muslimischen Kultur können dabei auf-
treten, aber auch gelöst werden: In muslimischen Ländern ist es naturgemäß wärmer 
als bei uns. Eine rasche Beerdigung des Verstorbenen innerhalb von 24 Stunden war 
anfangs schlicht eine hygienische Notwendigkeit. Es gibt nur wenige Gründe, die da-
gegen sprechen, einen Menschen nicht innerhalb eines Tages zu beerdigen. Heutzu-
tage gibt es Kühlräume, falls es zwingend notwendig ist, den Toten noch eine Zeit lang 
aufzubewahren, zum Beispiel wegen polizeilicher Belange. 

Die rituelle oder allgemeine Waschung des Verstorbenen gibt es auch in Deutschland. 
Bestatter bieten oftmals an, dass man selbst oder mit ihrer Hilfe den Verstorbenen wa-
schen und ankleiden kann. Die russische Bevölkerung in Deutschland beispielsweise 
nimmt diese Angebote an. 

Rituelle Bekleidungsvorschriften unterscheiden sich auch, geben aber kaum Anlass zu 
Differenzen. 

Vom allgemeinen Wohn- und Lebensumfeld abgetrennte Gegenden, in denen die To-
ten begraben werden, also Friedhöfe, sind weltweit üblich. Die geografische Ausrich-
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tung unterscheidet sich oftmals je nach Kulturkreis, ist aber meist ohne große Prob-
leme gestaltbar. 

Bis ins 18. Jahrhundert hinein wurden die meisten Verstorbenen nicht in einem teuren 
Holzsarg beerdigt. Sie wurden auf reich verzierten, sogenannten Totenbrettern in die 
Erde gelegt, auf denen sie vorher zu Hause aufgebahrt wurden. Der muslimische Ver-
storbene wird in ein spezielles Tuch gewickelt, in einem Sarg zum Friedhof getragen, 
dort aus dem Sarg genommen und in die Erde gelegt. Anschließend wird er, bevor das 
Grab mit Erde aufgefüllt wird, mit Brettern bedeckt. 

Muslime möchten eigene Friedhöfe haben; denn nur mit Toten gleicher Konfession und 
gleichem Glauben bestattet zu werden, ist für sie selbstverständlich. Die Lebenden 
tröstet der Gedanke, nach dem Tod, wenn schon in einem fremden Land, dann doch 
wenigstens in der Nähe von Vertrauten begraben zu sein, ungemein. 

Es gibt in Deutschland schon sehr lange jüdische Friedhöfe, auf denen nach jüdischem 
Glauben bestattet wird. Die Totenruhe währt im Judentum und im Islam ewig. Das ist in 
Deutschland nicht der Fall. Ein Grab kann nach Ablauf mehrerer Jahrzehnte neu belegt 
werden. Es gibt allerdings mittlerweile sogenannte Fatwas - das sind islamische 
Rechtsgutachten -, aus welchen ersichtlich ist, dass die Aussage über die sogenannte 
ewige Ruhefrist nicht zutrifft. 

Der Tod eines Nahestehenden ist ein emotionaler Ausnahmezustand, in dem man 
Nachsicht und Geduld walten lassen sollte. Rituale und Zeremonien aus anderen Kul-
turen haben einen Sinn, auch wenn denjenigen, die nicht damit aufgewachsen sind, 
teilweise unverständlich erscheinen. Hinterbliebene sollten in ihrer Trauer nicht mit rigi-
den Vorschriften belastet werden, wenn ihre Vorstellungen nicht gerade hygienischen, 
sicherheitsrechtlichen oder sehr hohen moralischen und ethischen Regeln entgegen-
stehen. Ein Konsens ist möglich. Das zeigt der Blick in andere Länder und auch in an-
dere Bundesländer. 

Vorsitzende Frau Zoschke: Jetzt haben die Abgeordneten die Möglichkeit, den ersten 
vier Rednern Fragen zu stellen. - Frau Dirlich. 

Abg. Frau Dirlich: Ich möchte darauf hinweisen, dass den Kommunen schon jetzt 
durch die Friedhöfe finanzielle Belastungen entstehen, weil die Kosten der Gemein-
schaftsanlagen, die von allen genutzt werden, nicht auf die Grabgebühren umgelegt 
werden. Der Gemeinde entstehen also jetzt schon Kosten für den Friedhof. 

In der Vorlage 15 liegt ein Bericht über die Bereisung indischer Steinbrüche vor, in de-
nen Kinderarbeit ausgeschlossen wird. Daraus ergibt sich die Frage an Herrn Profes-
sor Merke, inwieweit die in dem Bericht enthaltenen Erkenntnisse tatsächlich so verall-
gemeinert werden können, dass solche Zertifizierungsstellen als überflüssig angese-
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hen werden. Parallel dazu bitte ich den Vertreter des Landes Nordrhein-Westfalen dar-
zulegen, weshalb man es als notwendig angesehen hat, ein relativ umfangreiches de-
tailliertes Verfahren zu entwickeln. Im Bestattungsgesetz des Landes Nordrhein-West-
falen heißt es, dass damit die schlimmsten Formen der Kinderarbeit beseitigt würden. 
Insofern stellt sich die Frage, wie schlimmsten Formen der Kinderarbeit von den 
schlimmen Formen abgegrenzt werden können. 

Wenn muslimische Vereine die Friedhöfe übernehmen - es wurde gesagt, dass es vor 
allem Schwierigkeiten damit gibt, den Ewigkeitsgrundsatz zu finanzieren -, müssen 
diese Vereine dann nachweisen, wie sie die Ewigkeit finanzieren? 

Herr Professor Schefold hat gesagt, das Grundrecht auf öffentliche Trauer stehe der 
individuellen Freiheit entgegen. Nun gibt es heutzutage viele Patchworkfamilien bzw. 
auch viele Konflikte innerhalb von Familien. Wie will man sicherstellen, dass alle Ange-
hörige eine Grabstelle besuchen können, wenn sich einer die Urne auf den Kaminsims 
stellt? 

Vorsitzende Frau Zoschke: Frau Lüddemann. 

Abg. Frau Lüddemann: Herr Professor Merke, Sie haben darauf abgestellt, dass der 
Tote nicht das Eigentum der Hinterbliebenen ist. Das ist ein zentraler Satz, der im Prin-
zip inhaltlich dem Entwurf, den die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vorgelegt hat, 
entgegensteht. Wir gehen davon aus, dass sich die Würde des Menschen auch nach 
dem Tod darin ausdrückt, dass er das selbst darüber verfügen kann, in welcher Form 
er bestattet werden möchte und wie sich die Nachwelt an ihn erinnert. 

Sie sagten, dass der Mensch ein Teil der Gesellschaft gewesen sei und die Gesell-
schaft deshalb das Recht auf öffentliche Trauer haben müsse. Schon heute ist der 
Wunsch des Verstorbenen zu respektieren, etwa in seiner Heimat, die weit entfernt 
liegt, beerdigt oder auf See bestattet zu werden. Im letzteren Fall gibt es keinen expli-
ziten Ort der Trauer. Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN geht davon aus, dass 
das noch sehr viel weiter zu fassen ist. Insofern ist die Frage, inwiefern dieses Recht 
der Gesellschaft denn aktuell umgesetzt werden kann. 

Die Ausführungen zu Friedwäldern und ähnlichen Bestattungsformen führen mich zu 
der Frage, weshalb die spirituelle Ausprägung bzw. die Vorstellung des Menschen, 
nach dem Tod auf diese Weise weiterzuleben, nicht höher zu bewerten ist als das 
Recht der Gesellschaft. Vielleicht können Sie dazu noch einmal ausführen. 

Sie sagten des Weiteren, dass die Friedhöfe unabhängig von ihrer Trägerschaft ver-
pflichtet seien, jeden Verstorbenen zu bestatten. Das ist, insbesondere auf kommuna-
len Friedhöfen, sicherlich richtig. Dennoch hat man sich den gängigen Bestattungsriten 
auf diesen Friedhöfen zu unterwerfen. Bestimmte Riten, zum Beispiel der muslimische 
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Ritus, dass Gräber nicht gepflegt werden, sind explizit ausgeschlossen und werden 
sogar mit Ordnungsgeld belegt. Das finde ich schwierig. 

Herr Professor Schefold hat ausgeführt, dass sich Bestattungen mit dem Zeitgeist über 
die Jahrhunderte verändert haben. Das ist unstrittig. Sie haben die unterschiedlichen 
Rechtsgüter erwähnt, die gegeneinander abzuwägen sind und die im Gesetzentwurf 
und im Entschließungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sehr wohl be-
rücksichtigt worden sind. Darin wird nicht explizit die Abschaffung des Friedhofszwangs 
gefordert, sondern eine breite Diskussion darüber angeregt. 

Das Recht auf öffentliche Trauer wurde in mehreren Stellungnahmen erwähnt. Insofern 
stellt sich die Frage, ob es dieses Recht überhaupt gibt bzw. aus welchen rechtlichen 
Grundlagen sich ein solches Recht ableiten lässt. Wenn man den Inhalt der Stellung-
nahme von Herrn Professor Schefold kurz zusammenfasst, kommt man zu dem Er-
gebnis, dass das Recht auf freie Entfaltung der Persönlichkeit auch in Bezug auf die 
Regelungen des Bestattungsgesetzes am höchsten zu gewichten ist. Würden Sie mir 
darin Recht geben? 

Der Vertreter des Landes Nordrhein-Westfalen hat zur Problematik der Grabsteine aus 
Kinderarbeit dargestellt, wie kompliziert es ist, eine gerichtsfeste Regelung zu schaffen. 
Die angesprochene Zertifizierungsstelle scheint aber ein Weg zu sein, diese Probleme 
zu lösen. Von den Regelungen des § 4a Abs. 1 des Bestattungsgesetzes des Landes 
Nordrhein-Westfalen sind Natursteine, die vor dem 1. Mai 2015 in das Bundesgebiet 
eingeführt wurden, ausgenommen. Welchen Grund hat es für diese Ausnahme gege-
ben? 

Gibt es zu der Problematik der Grabsteine Gespräche mit den Steinmetzen und ande-
ren betroffenen Gruppen und, wenn ja, wie werden die neuen Regelungen von ihnen 
beurteilt? 

Des Weiteren sieht das nordrhein-westfälische Bestattungsgesetz die Möglichkeit vor, 
religiöse Vereine mit der Friedhofsträgerschaft zu beleihen, wenn sie glaubhaft dar-
stellen können, dass ein dauerhafter Betrieb sicherstellt ist. Bedeutet das, dass die 
Sargpflicht nur auf diesen Friedhöfen nicht besteht oder ist es in Nordrhein-Westfalen 
auch auf anderen Friedhöfen möglich, sich ohne Sarg bestatten zu lassen? 

Vorsitzende Frau Zoschke: Frau Schindler. 

Abg. Frau Schindler: Herr Schefold hatte ausgeführt, dass das Recht festzulegen, wie 
man bestattet werden möchte, ein Individualrecht ist, und dass es kein Recht auf öf-
fentliche Trauer gibt. Bei Kindern legen beispielsweise die Eltern die Modalitäten der 
Bestattung fest. Wie sind die rechtlichen Regelungen bei Menschen, die sich vor ihrem 
Ableben nicht mit dem Thema beschäftigt haben, die also ihr Individualrecht in dieser 
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Hinsicht nicht wahrgenommen haben? Nehmen dann ebenfalls die nächsten Angehöri-
gen sozusagen stellvertretend das Individualrecht wahr? 

Vorsitzende Frau Zoschke: Da ich keine weiteren Wortmeldungen aus den Reihen 
der Abgeordneten sehe, kommen wir zu den Antworten. Zunächst erteile ich Herrn Pro-
fessor Merke das Wort. 

Herr Prof. Dr. Merke: Zunächst zur Kinderarbeit. In der Volksrepublik China gibt es 
keine Kinderarbeit. Dort herrscht die Ein-Kind-Familie vor und die Eltern umsorgen die-
ses eine Kind. Man kann also mit gutem Gewissen sagen, dass Kinderarbeit im Be-
reich der Grabmale dort praktisch ausgeschlossen ist. 

In Indien ist Kinderarbeit in allen 36 Bundesstaaten verboten. Trotzdem gibt es dort 
Kinderarbeit. Die Frage ist, in welchen Bereichen das der Fall ist. Möglicherweise sind 
die Textilien- oder die Handyproduktion betroffen. Die Herstellung eines Grabmales ist 
ein hoch technisierter Prozess. Dafür kommen moderne Maschinen zum Einsatz, die 
meist aus Italien kommen. 

Allerdings gibt es in Indien im Steinbruch Kinderarbeit. Dort arbeiten Angehörige der 
untersten Kaste. Der Mann arbeitet dort, die Frau kocht das Mittagessen und die Kin-
der sind mit dabei. Am Rande liegen übrig gebliebene Steinblöcke minderer Qualität, 
aus denen diese Kinder dann Pflastersteine hauen. Die Pflastersteine sind aufgrund 
ihrer schlechten Qualität nicht für den Export nach Europa geeignet, sondern werden 
auf dem einheimischen Markt in Indien verwendet. 

Trotzdem haben Firmen wie XertifiX durchgesetzt, dass ein Zertifikat eingeführt werden 
soll. Der Steinbruch bestätigt, dass es dort keine Kinderarbeit gibt. Das wird auch alle 
paar Jahre kontrolliert. Die Kosten dafür belaufen sich auf 3 %, die den indischen Ar-
beitern vom Lohn abgezogen werden. Ob das im Sinne einer modernen Entwicklungs-
politik ist, ist eher fraglich. 

Zudem erhebt sich die Frage, wie man das kontrollieren will. Eine lückenlose Kontrolle 
würde bedeuten, dass jemand permanent im Steinbruch anwesend ist und beobachtet, 
wie der Stein gebrochen und verarbeitet wird. Dieser Nachweis ist äußerst schwer zu 
führen und für einen Steinmetz, der diesen Stein bekommt, kaum zu erbringen. Das ist 
ein großes Problem. Daran scheitern auch die rechtlichen Vorgaben in Baden-Würt-
temberg und in anderen Bundesländern, etwa in Bayern. 

Zur Würde des Menschen oder dem Recht des Betreffenden, über seine Bestattung zu 
entscheiden. Wenn jemand tot ist, ist er tot. Die Lebenden regieren die Welt und nicht 
die Toten. Wenn jemand verstorben ist, muss man sich an gesetzliche Regelungen 
halten. Wenn der Staat der Auffassung ist, dass die Toten an einem bestimmten Ort zu 
bestatten sind, dann ist das durchaus vertretbar. 
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Die Selbstbestimmung bezieht sich vielmehr auf die Art und Weise der Bestattung. 
Warum soll eine Baumbestattung nicht auch auf dem Friedhof stattfinden? Warum 
muss es ein privates Geschäftsmodell sein? Die Friedwald GmbH oder der Ruheforst 
wollen nicht etwas Gutes für die Allgemeinheit tun, sondern das ist eine Methode, um 
Geld zu verdienen. Irgendwo muss diese Geschäftemacherei aufhören. Der Staat, die 
Gesellschaft müssen in der Lage sein, einen Ort für die Bestattung anzubieten, wo es 
nicht um Werbung, um Geldverdienen oder sonstige Dinge geht. 

Zu muslimischen Friedhöfen. Es gibt bereits jüdische Friedhöfe, weil die jüdischen Ri-
ten mit den hiesigen nicht kompatibel sind. Wenn die islamischen Gemeinden be-
stimmte Riten haben, die mit dem, was hierzulande seit Jahrhunderten üblich ist, nicht 
kompatibel sind, dann können sie in eigener Trägerschaft einen muslimischen Friedhof 
gründen, verwalten und organisieren. Ich warne aber davor, dass der kommunale oder 
kirchliche Friedhofsträger mit den sich daraus ergebenden Folgeproblemen belastet 
wird. Das führt zu enormem Ärger; denn letztendlich zahlt der Gebührenzahler die Kos-
ten. Auch jetzt schon müssen die Kommunen zuschießen. Nirgendwo trägt sich der 
Friedhof selbst. 

Vorsitzende Frau Zoschke: Herr Professor Schefold, bitte. 

Herr Prof. Dr. Schefold: Ein zentrales Anliegen ist, deutlich zu machen - das scheint 
der notwendige Ausgangspunkt für jede Gesetzgebung zu sein -, dass es ein individu-
elles Recht gibt, darüber zu bestimmen, was mit dem Körper nach dem Tod geschieht. 
Ich habe bereits auf die Organspende hingewiesen. Dieses Selbstbestimmungsrecht 
gilt eben auch für den Bereich des Bestattungswesens, über den Tod hinaus. Der 
Mensch ist dann nicht mehr da, aber sein Wille ist hinsichtlich der Bestattung maßgeb-
lich wie im Erbrecht oder bei der Organspende. Das begrenzt die Generalisierung 
staatlicher Regulierung und zwingt dazu, eine gewisse Rücksicht auf persönliche Wün-
sche zu nehmen. 

Allerdings bedeutet es keine generelle Subjektivierung. Der Großteil der Menschen 
wird keine Verfügung treffen, was mit dem Körper nach dem Tod zu geschehen hat. 
Wenn ein Verstorbener zu Lebzeiten keine Verfügung getroffen hat, dann stellt sich 
diese Frage schlicht nicht. In diesen Fällen gibt es keine Konflikte. 

Umgekehrt kann es auch dann, wenn der Verstorbene seinen Willen geäußert hat, 
Konflikte geben, weil die Hinterbliebenen anderer Ansicht sind als der Verstorbene o-
der weil zwischen den Hinterbliebenen Konflikte aufbrechen. Es ist völlig richtig, darauf 
hinzuweisen, dass dann, wenn ein Angehöriger die Urne mit nach Hause nehmen darf 
und ein anderer Angehöriger sie auch haben möchte, ein Konflikt entsteht. Deshalb 
geht es nicht, dass einer die Urne mit nach Hause nimmt. Für diese Probleme muss 
das Gesetz Regelungen treffen und dafür sorgen, dass sich die Beteiligten ver-
ständigen oder subsidiär eine Lösung gilt, die allen zuzumuten ist. 
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Die Folge aus diesem Recht auf Selbstbestimmung ergibt sich eigentlich mit logischer 
Notwendigkeit. Wenn man diese Rechte des Verstorbenen und der Hinterbliebenen 
anerkennt, dann schließt das aus, dass man ein Recht auf öffentliche Trauer aner-
kennt. Es kann kein Jedermannsrecht geben, dabei zu sein, wenn jemand begraben 
wird. Es kann kein Recht geben, auf den Friedhof zu gehen, wenn der Verstorbene und 
die Angehörigen es anders wollen. 

Das bedeutet nicht, dass die öffentliche Trauer damit ausgeschlossen ist. In vielen Fäl-
len wird sie möglich sein. Aber die gesellschaftliche Debatte über diese Themen ist der 
Anstoß für den Gesetzgebungsprozess, in dem sich der Landtag von Sachsen-Anhalt 
jetzt befindet. Entscheidend ist dabei, Rechte, Interessen und kulturelle Traditionen 
voneinander zu trennen, die Rechte im verfassungsmäßigen Sinn zu schützen und die 
Tradition als Angebot für die Bürger zur Verfügung zu stellen. 

Vorsitzende Frau Zoschke: Jetzt hat der Vertreter des Landes Nordrhein-Westfahlen 
das Wort. 

Ein Vertreter des Landes Nordrhein-Westfalen: Zunächst zu dem Aspekt Kinderar-
beit. Die Notwendigkeit, eine Regelung zu schaffen, ergab sich aus der großen Zahl an 
Wünschen der Friedhofsträger. In der vorletzten Legislaturperiode führten einige Land-
tagsabgeordnete eine Reise durch, an der auch der damalige Gesundheitsminister 
Herr Laumann, teilgenommen hat. Die Situation in den Steinbrüchen vor Ort, die man 
vorgefunden hat, hat die rechtspolitische Notwendigkeit einer entsprechenden Rege-
lung noch einmal unterstrichen. Was die Quellenlage anbelangt, ist festzustellen, dass 
es viele Hinweise gibt, beispielsweise die jährlich aufgelegten Berichte des US-
Handelsministeriums, in denen Indien zuvörderst genannt wird. 

Das Land Nordrhein-Westfalen ist im Moment dabei, die rechtspolitische Zielsetzung, 
eine entsprechende Landesregelung zu schaffen, gerichtsfest umzusetzen. Dafür müs-
sen die Hinweise und die Quellen, die zur Regelung geführt haben, untermauert wer-
den. Dazu sollen auch entsprechende Gutachten erarbeitet werden. Der Prozess läuft. 

Die Formulierung „schlimmste Form der Kinderarbeit“ war unter dem Aspekt der Be-
stimmtheit und der Klarheit der Normen erforderlich und zieht sich durch alle Diskussi-
onen in den verschiedenen Ländern, im Kern auch durch die schon zitierte Bundes-
verwaltungsgerichtentscheidung. Das ILO-Übereinkommen Nr. 182, auf das immer 
Bezug genommen wird, nennt ausdrücklich in der entsprechenden Legaldefinition den 
Begriff der schlimmsten Form der Kinderarbeit. Diesen Begriff hat man aufgegriffen, 
um das abgrenzbar und auch unter dem Aspekt der Gerichtsfestigkeit klar herauszu-
stellen. 

Die Frage, ob ein dauerhafter Betrieb des Friedhofes durch muslimische Vereine ge-
währleistet werden kann, muss die Kommune prüfen. Das ist in der Tat schwierig. Da 
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erhebt sich auch die berechtigte, fast schon philosophische Frage, was das Wort 
„ewig“ bedeutet und wie man das definiert. Das Gesundheitsministerium hat dazu viele 
Gespräche geführt, auch mit muslimischen Vereinen. Nach wie vor finden dazu Ge-
spräche statt, in denen dieser Aspekt immer mitschwingt, obwohl das Gesetz inzwi-
schen verabschiedet worden ist. 

Dabei ist von den Mitgliedern unterschiedlicher muslimischer Vereine in persönlichen 
Gesprächen signalisiert worden, dass es jenseits aller Dogmatik auch den Wunsch 
gibt, in den Grenzen der religiösen Gebote pragmatische Lösungen zuzulassen. Des-
wegen muss „ewig“ eben nicht „unendlich ewig“ bedeuten. Aber das ist ein Knack-
punkt. Deswegen arbeitet das Ministerium daran, den Kommunen etwas an die Hand 
zu geben, um entscheiden zu können, was unter dem Begriff „dauerhafte Sicherstel-
lung“ zu verstehen ist und wie eine Beleihung praktisch erfolgen kann. 

In diesem Zusammenhang ist rechtstechnisch noch einmal klarzustellen, die Sat-
zungshoheit bleibt natürlich bei der Kommune. Zu der Frage, wie man das gebühren-
technisch hinbekommt, ohne die Allgemeinheit zu belasten, ist zu sagen, diese Sat-
zungen, zu denen dann auch die entsprechenden Gebührenregelungen gehören, müs-
sen nach dem neuen Landesrecht im Einvernehmen mit den religiösen Vereinen ge-
staltet werden. 

Bei der Prüfung des dauerhaften Betriebs geht es auch um die Frage, wie viele Mit-
glieder der Verein hat, bei denen zu erwarten ist, dass sie den Friedhof in Anspruch 
nehmen werden und wie es um die finanzielle Liquidität bestellt ist. Es gibt Überlegun-
gen, den Betrieb eventuell über Bürgschaften abzusichern. Der Prozess ist noch nicht 
abgeschlossen. Das sind erste Gedanken, die im Dialog mit den Vereinen und den 
interessierten Verbänden ausgetauscht werden. 

Zu der Problematik der Grabmale aus Kinderarbeit. Die Grundvorstellung bei der Erar-
beitung des § 4a Abs. 3 war, dass man für die Steine, die sich schon in Deutschland 
befinden, eine Übergangsregelung schaffen muss. Dabei hat man sich auf ein fixes 
Datum bezogen, um für die Betroffenen die Möglichkeit zu schaffen, die vor der Einfüh-
rung der Länderliste und des Zertifizierungsverfahrens eingeführten Steine noch zu 
verwenden. 

Die Reaktionen auf diese Regelungen sind unterschiedlich. Es gibt durchaus Zustim-
mung, auch aus dem Bereich der Steinmetzinnung. Aber es gibt auch Ablehnung. Bis-
her sind noch keine Klagen anhängig, weil die Regelung noch nicht in Kraft getreten 
ist. Aber es wurden bereits von dem einen oder anderen Klagen angedroht. Das wird 
ziemlich wahrscheinlich kommen. 
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Zur Sargpflicht. Anders als in § 15 Abs. 1 Satz 1 des Bestattungsgesetzes in Sachsen-
Anhalt gibt es im nordrhein-westfälischen Bestattungsgesetz keine ausdrückliche 
Sargpflicht. 

Vorsitzende Frau Zoschke: Da es keine weiteren Nachfragen gibt, setzen wir die An-
hörung fort. 

Anhörung des Katholischen Büros Sachsen-Anhalt 

Herr Rether: Das Bestattungsgesetz ist aus der Sicht des Katholischen Büros mit Blick 
auf den Menschen als Adressat parlamentarischer Gesetzgebung tatsächlich eine der 
ganz zentralen und wesentlichen Regelungsmaterien und Regelungsinstrumente des 
Zusammenlebens. Wenn es als eine abstrakte Norm, die jedes Gesetz darstellt, erst 
einmal in der Welt ist, dann spiegelt es den Wert und die Würde wider, die einem Men-
schen zukommt, nicht nur im Leben, sondern über den Tod hinaus. 

Deswegen ist - das hat die Deutsche Bischofskonferenz vor einigen Jahren noch ein-
mal im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit deutlich gemacht - die Bestattungskultur unse-
rer Gesellschaft ein Ausdruck von Humanität und eine Antwort auf die Frage, wie die 
Gesellschaft mit den Toten und den Lebenden umgeht. Noch ist es gesellschaftlicher 
Konsens, dass Menschen nicht einfach entsorgt werden, sondern dass ihnen als Mit-
menschen eine würdevolle Bestattung zukommt. So ist auch die Würde des Bestat-
tungsortes zu wahren, da dort das Gedenken an die Toten in besonderer Weise mög-
lich ist. 

Die Vorredner haben schon in einer gewissen unterschiedlichen Betonung deutlich 
gemacht bzw. sich der Frage gestellt, ob die Erinnerungskultur, das Friedhofswesen 
und die Lokalität des Verstorbenen zum gesellschaftlichen Leben, zum gesellschaftli-
chen Alltag dazu gehören. - Ja, sie gehören zentral dazu, gerade in einer Zeit, in der 
der Umgang mit dem Sterben und dem Tod immer mehr in partikular dafür zuständigen 
Einrichtungen stattfindet. Eine Vorrednerin hat es schon erwähnt; die Menschen ster-
ben immer seltener im familiären Umfeld, sondern in dafür vorhandenen Einrichtungen. 
Angesichts dieser Tatsache ist es wichtig, sich dessen bewusst zu werden, dass das 
Sterben zum Leben gehört und dass auch die Verstorbenen zum gesellschaftlichen 
Alltag und zum gesellschaftlichen Leben gehören. 

Es geht eben nicht - so ist jedenfalls die Auffassung der katholischen Kirche - allein um 
die Wahrnehmung von Individualrechten. Das kann bei einem ganzheitlichen Ansatz, 
wie er soeben in wenigen Sätzen skizziert worden ist, gar nicht sein. Vielmehr geht es 
um berechtigte Interessen, natürlich auch des Einzelnen. 

Es ist die Aufgabe des Gesetzgebers, die berechtigten Interessen verschiedener Men-
schen zusammenzuführen. Das heißt, er muss einen gerechten und menschenwürdi-
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gen Ausgleich zwischen den berechtigten Interessen des Verstorbenen, seiner Ange-
hörigen und der Allgemeinheit insgesamt finden. Nur wenn das gewährleistet ist, ist es 
tatsächlich ein sachgerechtes Bestattungsgesetz. 

Einige Ausführungen zu Einzelaspekten der vorgesehenen Veränderungen: 

Zur Sargpflicht. Aus theologischer Sicht gibt es keine Bedenken gegen die Aufhebung 
der Sargpflicht. Es ist keine Glaubenswahrheit, dass Menschen in Särgen bestattet 
werden müssen. Es geht also nicht um die Widerspiegelung theologischer Inhalte in 
der Bestattungspraxis aufgrund einer gesetzlichen Regelung, sondern um eine ziem-
lich lange existierende kulturhistorische Errungenschaft, die ihre Wurzeln im Christen-
tum hat. Es geht um die Frage der Auferstehung. Die Frage, wie sich die Wertschät-
zung des verstorbenen Menschen im Umgang mit Erdreich und Gewürm ausdrückt, 
führt dazu, dass in der Kulturtradition seit vielen Jahren die Sargpflicht üblich ist. 

Die Kirche, auch die katholische Kirche macht sich sehr stark für Integration von und 
Respekt vor Menschen, die andere kulturelle Lebensformen praktizieren. Diese Ak-
zeptanz - es geht nicht um Toleranz, sondern um Akzeptanz - erzwingt es geradezu, 
dort, wo es möglich ist, Rücksicht zu nehmen. So hat die Kirche keine Schwierigkeiten 
damit, dass es den Angehörigen anderer Weltreligionen gestattet wird, ihren Glau-
bensüberzeugungen und religiösen Traditionen zu folgen und diese auch bei der Be-
stattung auszuüben. In diesen und nur in diesen Fällen muss die Ausnahme von dem 
fortbestehenden Grundsatz der Sargpflicht im Wege einer sarglosen Bestattung mög-
lich sein. 

Dabei ist es wichtig, dass sowohl die allgemein verbreitete religiöse Weltanschauung 
des Verstorbenen und darüber hinaus der nachweisbare Wunsch des Verstorbenen 
kumulativ und nicht alternativ diese Ausnahme rechtfertigen. Diese Engführung ist 
deswegen notwendig, weil anderenfalls ein fataler Schritt in Richtung einer Fehlent-
wicklung hin zu sarglosen Bestattungen, die vorrangig aus finanziellen Beweggründen 
oder anderen sachfremden Erwägungen durchgeführt werden, denkbar ist. 

Wenn eine solche Veränderung des Bestattungsgesetzes durchgeführt werden soll, 
bedarf es auch im Vorfeld sorgfältigster Überlegungen, und zwar nicht nur rechtlicher 
Natur, sondern auch betreffs der tatsächlichen Lebenswirklichkeit hierzulande, um jede 
Form des Missbrauchs auszuschließen. 

Ähnliches gilt für die Bestattungsfristen. Wenn das geltende Recht vorsieht, dass Lei-
chen frühestens 48 Stunden nach Todeseintritt bestattet werden dürfen und die Öff-
nung dieser Maßgabe nur gestattet ist, wenn eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit 
und Ordnung besteht - so ist die geltende Rechtslage -, dann ist es unter den oben 
ausgeführten Aspekten denkbar, an dieser Stelle eine weitere Ausnahme zulassen. Bei 
einem Angehörigen einer Glaubensgemeinschaft, der es auch selbst so will, kann von 
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dieser Bestattungsfrist als ein zweiter Ausnahmetatbestand Abstand genommen wer-
den. 

Zum Friedhofszwang. Die katholische Kirche setzt sich vehement dafür ein, dass die 
Friedhöfe in der Trägerschaft öffentlich-rechtlicher Gebietskörperschaften und kirchli-
cher Körperschaften verbleiben. Nur so können die berechtigten Ansprüche der Ange-
hörigen des Verstorbenen und der Allgemeinheit auf jederzeitige Ausübung von ernst-
hafter Erinnerungskultur, umfassender Wahrnehmung der Wertschätzung des Verstor-
benen und seiner postmortalen Menschenwürde und eine dauerhafte Gewährleistung 
des Erhalts dieses Friedhofs tatsächlich gewährleistet werden. 

Urnen im privaten Besitz können verloren gehen. Private Friedhofsbetreiber können in 
Liquidation gehen. Ökonomische und administrative Vorgaben können den würdevol-
len Umgang mit den Toten beschädigen. Deswegen dieser Standpunkt. 

Was andere Formen der Bestattung angeht, die auch in den Drucksachen angespro-
chen werden, so ist auf eine für die Kirche wichtige Prüffrage hinzuweisen. Die zentrale 
Frage, ob diese Form zugelassen werden soll, lautet, ob die Identität und die Lokalität 
der Beisetzung bekannt und gewahrt bleiben. Das ist auch wieder in Abgrenzung zu 
den allein individuellen Freiheitsrechten ein öffentlicher Anspruch, dem auch der Ge-
setzgeber folgen muss. 

Zum Verbot von Kinderarbeit bei der Herstellung von Grabsteinen. Die katholische Kir-
che ist gegen jede Form von Kinderarbeit. Allerdings ist zum einen fraglich, ob das Be-
stattungsgesetz in dieser Qualität Handelsgesetz sein soll, ob es also richtig ist, diese 
Materie im Bestattungsrecht zu verankern. Zum anderen stellt sich die Frage, wie ein 
Landesgesetzgeber damit umgeht, dass andere Natursteine, die möglicherweise eben-
falls den Makel der Kinderarbeit haben, als Rollborde oder als Gedenksteine ver-
wendet werden. Es ist also grundsätzlich zu überlegen, wie Kinderarbeit bzw. der Im-
port solcher Produkte verhindert werden können. 

Ein letzter Satz zur Bestattung totgeborener Kinder. Unabhängig von Größe und Alter 
können sie bereits nach dem geltenden Gesetz bestattet werden. Insofern sind auch 
diese Änderungswünsche obsolet. 

Anhörung des Vereins XertifiX e.V. 

Herr Pütter: Ich bin Initiator, Gründer und zweiter Vorsitzender des Vereins XertifiX 
und insofern als Experte von XertifiX zu der Anhörung eingeladen worden. Allerdings 
bin ich hauptberuflich als Kinderarbeitsexperte des katholischen Hilfswerks 
MISEREOR tätig. Die EU bezeichnet mich als europaweit führenden Kinderarbeitsex-
perten. Ich habe in den letzten 36 Jahren 78 Mal Indien besucht. Ich bin vier bis fünf 
Monate im Jahr dort und weiß, wovon ich rede. 
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Übrigens ist der Verein XertifiX auf Bitten der Zeitschrift „Naturstein“ initiiert worden. 
Als mit der ARTE-Dokumentation die ersten Bilder nach Deutschland kamen, waren 
die Steinmetze so schockiert über das Ausmaß der Kinderarbeit, dass sie die Grün-
dung des Vereins angeregt haben. Dass sie heute nichts mehr davon wissen wollen, 
ist sehr schade. 

Andere wollen sehr viel über dieses Thema wissen. Gerade ist diese Problematik mit 
dem Friedensnobelpreis bedacht worden. Kailash Satyarthi hat erst kürzlich den Frie-
densnobelpreis dafür bekommen, dass er Kinder aus Exportsteinbrüchen in Indien be-
freit hat. Ich bin vom Friedensnobelpreiskomitee zu der Verleihung eingeladen worden. 
Für den Kampf gegen Kinderarbeit verleiht das Friedensnobelpreiskomitee den Frie-
densnobelpreis. 

Es ist leider Realität, dass es Kinderarbeit in Exportsteinbrüchen gibt. 12-, 14-, 16-
Jährige arbeiten mit 25 kg schweren Schlagbohrern. Mir sollte verboten werden, diese 
Bilder zu zeigen. Es hieß, das seien Fälschungen, die mit Bollywood-Schauspielern in 
Filmstudios gemacht worden seien. Vier deutsche Gerichte haben entschieden, dass 
der Verein XertifiX sagen darf, dass in Indien Kinder in Steinbrüchen arbeiten. Diese 
Aufnahmen sind alle mit GPS-Daten versehen, sodass in allen Fällen eineindeutig 
nachweisbar ist, wo sie gemacht wurden. Insofern ist es sehr ärgerlich, dass jetzt wie-
der behauptet wird, es gebe keine Kinderarbeit. 

Was ist Kinderarbeit? - Es gibt eine Definition der ILO, die allgemein bekannt ist. Als 
Vertreter des Hilfswerkes MISEREOR sage ich ganz einfach: Bei einer Person unter 
14 Jahren, die nicht in die Schule gehen darf, weil sie arbeiten muss, braucht man 
nicht über „schlimm“ oder „nicht schlimm“ zu reden. Wenn das Grundrecht auf Bildung 
verletzt wird, ist es Kinderarbeit. In diesem Fall kommt hinzu, dass die Arbeit zusätzlich 
noch gesundheitsschädigend ist. Solche Tätigkeiten sind nicht nur laut indischer Ge-
setzgebung, sondern auch nach Ansicht der Bundesrepublik und der gesamten Welt-
gemeinschaft für Menschen unter 18 Jahren verboten. 

Die Landesregierung hat zwei Möglichkeiten. Entweder folgt sie dem Weg, den die 
Länder Baden-Württemberg, Saarland und Bremen eingeschlagen haben und ermäch-
tigt die Gemeinden über eine Kann-Bestimmung, die Friedhofssatzung entsprechend 
zu ändern, oder man regelt landesweit verbindlich, dass keine ausbeuterische Kinder-
arbeit geduldet wird. Herr Professor Schefold hat darauf hingewiesen, dass das nicht 
nur verfassungskonform, sondern wahrscheinlich auch rechtlich klarer ist. Dabei ist 
Einiges zu beachten. 

In der schriftlichen Stellungnahme ist ausgeführt worden, worauf man im Detail achten 
muss. Wenn beispielsweise nicht genau definiert wird, was ein Siegel überhaupt ist, 
dann wird die indische Handelsförderungsgesellschaft IGEP (Indo-German Export 
Promotion) alles zertifizieren. Diese Handelsförderungsgesellschaft vertritt die Auffas-
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sung, dass es keine Kinderarbeit geben könne und dass sie deshalb für jeden Stein 
bescheinigen könne, dass keine Kinderarbeit im Spiel gewesen sei. Die Bescheinigung 
einer Handelsförderungsgesellschaft ist jedoch nicht akzeptabel. Vielmehr müssen 
Kontrollen durchgeführt werden. 

Die Behauptung, Kontrollen seien schwierig zu bewerkstelligen, ist auch eine Lüge. Es 
gibt kein anderes Produkt weltweit, bei dem ein fairer Handel so einfach ist wie bei 
Steinen. Bei Textilien ist es schwieriger, weil die einzelnen Bestandteile aus verschie-
denen Ländern kommen können und auch einzelne Produktionsschritte in unter-
schiedlichen Ländern stattfinden können. Unter solchen Bedingungen ist tatsächlich 
schwierig zu kontrollieren, ob an irgendeiner Stelle Kinderarbeit involviert ist. 

Jeder Grabstein hat seinen „geologischen Fingerabdruck“. Die geologische Zusam-
mensetzung ist in jeder Region anders. Man kann eineindeutig feststellen, woher der 
Stein kommt. Also ist auch eineindeutig feststellbar, ob es dort Kinderarbeit gibt bzw. 
ob dort Kontrollen stattgefunden haben. 

Jedoch reicht es nicht aus, die Zertifizierung vom TÜV oder einer ähnlichen Institution, 
die Produktkontrollen durchführen, vornehmen zu lassen. Denn an dieser Stelle geht 
es um eine Sozialkontrolle, um die Vermeidung von Kinderarbeit. Darüber hinaus muss 
eine unabhängige Kontrolle erfolgen; das ist wichtig. Es ist notwendig, bei der Zulas-
sung der Zertifizierungsstelle darauf zu achten, dass der Kontrolleur unabhängig agiert. 

In Gesprächen mit Steinmetzen aus Nordrhein-Westfalen ist daraufhingewiesen wor-
den, dass Klagen vorbereitet werden. Es hieß, man werde versuchen, das Gesetz in 
den nächsten Jahren zu verhindern, indem man möglichst viele Klagen einreichen 
werde. Das ist der Versuch, weiterhin auf Kinderarbeit zurückgreifen zu können. Inso-
fern bleibt zu hoffen, dass das Land Sachsen-Anhalt aus den Fehlern der anderen 
Länder lernt und diese möglichst vermeidet. 

Im vorletzten Jahr sind zwei Kontrolleure in Indien erschossen worden. Kontrolleure 
von XertifiX haben nicht nur selbst Morddrohungen erhalten, sondern man hat sogar 
damit gedroht, auch ihre Familie umzubringen, falls noch einmal unangekündigte Kon-
trollen in den Steinbrüchen erfolgen. Angesichts der Tatsache, dass immer behauptet 
wird, es gebe dort überhaupt keine Probleme und keine Kinderarbeit, ist dieses Verhal-
ten nicht nachvollziehbar. Vielleicht sollten die Verbände der Steinmetze dazu einmal 
Stellung nehmen. 

Ein Verbot ohne Hilfe ist zynisch. Wenn man Kinderarbeit im Steinbruch verbietet, 
muss man alternative Angebote unterbreiten, damit das Problem nicht nur auf einen 
anderen Bereich verlagert wird. Sicherlich hat es dann nichts mehr mit Deutschland zu 
tun, wenn Kinder, die zuvor im Steinbruch gearbeitet haben, nach einem Verbot der 
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Kinderarbeit beispielsweise in die Prostitution gezwungen werden. Aber aus ethischen 
und humanitären Gründen kann man so etwas nicht zulassen. 

Es ist also wichtig, den Menschen in Indien gleichzeitig Hilfe anzubieten. Das katholi-
sche Hilfswerk MISEREOR, der Verein XertifiX, die Organisationen „Brot für die Welt“, 
„Terre des Hommes“ und UNICEF haben viele Hilfsprogramme initiiert, um Schulbil-
dung, Berufsausbildung, Rechtsberatung usw. anzubieten. All diese Dinge sind not-
wendig. 

Herr Professor Merke hat soeben gesagt, dass es in China keine Kinderarbeit gibt. Das 
stimmt so pauschal nicht. Es gibt dort sehr wohl Kinderarbeit und auch Kinderarbeit in 
Exportsteinbrüchen, allerdings nicht in Steinbrüchen der Kategorie G 600. Das System 
in China ist anders aufgebaut als in Indien. Jeder Steinbruch hat eine eigene Nummer. 
Der Buchstabe „G“ steht für Granit, dann folgt die Nummer des Steinbruchs. Die küs-
tennahen Steinbrüche haben die 600er-Nummern. In dieser Region wird die Ein-Kind-
Politik durchgesetzt. Deshalb findet man dort auch keine Kinder in den Steinbrüchen. 

Im Hinterland, weiter westlich, in Steinbrüchen mit 300er-Nummern gibt es durchaus 
Kinderarbeit. Britische Steinimporteure werben damit, dass sie keine Steine hätten, bei 
denen Kinderarbeit zum Einsatz gekommen sei, und untermauern dies sogar mit Bil-
dern aus dem Nachbarsteinbruch, in dem überall Kinder arbeiten. 

Im Übrigen ist die Forderung des Vertreters des katholischen Büros zu begrüßen, die-
sen Aspekt nicht nur in Bezug auf Grabsteine zu beachten, sondern bei sämtlichen 
Natursteinen. Beispielsweise sind bei der Neugestaltung des Domplatzes in Magde-
burg auch Pflastersteine aus Indien verwendet worden, wie der Sender MDR berichtet 
hat. Es geht letztlich darum sicherzustellen, dass öffentliche Stellen grundsätzlich keine 
Produkte aus ausbeuterischer Kinderarbeit einsetzen lassen; das gilt nicht nur für 
Steinbrüche. 

Des Weiteren ist es eine Lüge, dass den Arbeitern in Indien die Kosten für die Zertifi-
zierung durch XertifiX in Höhe von 3 % vom Lohn abgezogen werden. Das stimmt 
nicht. Der deutsche Importeur hat je nach Marktwert des Steins eine Gebühr in Höhe 
von 1 bis 3 % zu zahlen. Ein Grabstein, der in Deutschland gefertigt wurde, kostet un-
gefähr 3 000 €. Ein vergleichbarer Grabstein aus Indien kostet ca. 1 000 €. Selbst 
wenn noch Kosten von 1,5 % für die Zertifizierung hinzukommen, kann keine Rede 
davon sein, dass sich das niemand leisten könne, weil die Steine viel zu teuer seien. 
Das ist wohl eher Meinungsmache. 

Meiner Meinung nach ist es schlimm, dass sich die Steinmetze im Internet öffentlich 
damit rühmen, dass sie einen Betrag von 30 000 € zur Verfügung gestellt haben, um 
gegen den Verein XertifiX und das Engagement gegen Kinderarbeit juristisch vorzuge-
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hen. Mit diesen Mitteln hätte man in Indien zehn Schulen für jeweils 50 Kinder und mit 
zwei Lehrern zehn Jahre lang finanzieren können. 

Unterstützend könnte der Landtag Workshops für die Verwaltung vorsehen und 
Agendabüros einschalten, damit die Verwaltungen in den Kommunen wissen, was sie 
zu tun haben. Die Stadt München hat in dieser Hinsicht eine Vorreiterrolle übernom-
men. Dort wurde das sehr gut gemacht. Das ist sicherlich ein Weg, um die Mitarbeiter 
in den Verwaltungen zu schulen und ihnen Hilfestellung zu geben, damit sie letztlich 
mit der Thematik nicht überfordert sind. 

Schließlich wird oft behauptet, von XertifiX zertifizierte Grabsteine seien hierzulande 
gar nicht erhältlich. Das ist richtig; denn sie werden nicht nachgefragt. Wenn eine 
Nachfrage entsteht, weil die Zertifizierung gesetzlich vorgeschrieben wird, dann wird es 
die Steine innerhalb von zwei Wochen geben. 

Anhörung des Vereins für Friedhofskultur in Halle und dem Umland e.V. 

Herr Dr. Fikentscher: Als im vergangenen Frühjahr eine Diskussion über die heute in 
Rede stehenden Entwürfe aufkam, die sich auch in den Zeitungen widerspiegelte, gab 
es eine Reihe von Wünschen und Äußerungen. Dass man beispielsweise die Urne der 
Tante in den Bücherschrank stellen oder den Großvater noch am gleichen Tag, an 
dem er gestorben ist, in sein Bettlaken wickeln und hinter dem Haus im Gemüsegarten 
vergraben darf - all das wurde deutlich als Wunsch geäußert. 

Spätestens an dieser Stelle hat sich der Verein für Friedhofskultur die Frage gestellt, 
was eigentlich falsch läuft, wenn solche Äußerungen öffentlich gemacht, unterstützt, 
verbreitet werden und offensichtlich Teile der öffentlichen Meinung widerspiegeln. Die 
Ergebnisse der Diskussion über diese Fragen sind in der folgenden Stellungnahme 
zusammengefasst. 

Erstens. Der Mensch ist für den Menschen etwas Besonderes. Seine Würde ist unan-
tastbar und reicht über den Tod hinaus. Sie kann weder liberalisiert noch privatisiert 
werden. Über sie wacht nämlich die Gesellschaft. Ihren Schutz zu gewährleisten, ist 
eine staatliche Verpflichtung. 

Daraus ergibt sich zweitens, dass die rechtliche Stellung der Leiche einzigartig ist. Es 
ist der Körper eines Menschen und keine Sache, kein Gegenstand, der vererbt oder 
über den beliebig verfügt werden kann. Jeder Bürger muss sich der Tatsache stellen, 
dass die zivilisierte Gesellschaft ein berechtigtes Interesse an jedem Einzelnen hat, 
auch nach dessen Tod, und dass die individuelle private Verfügungsbefugnis über Ver-
storbene beschränkt werden muss. 
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So darf beispielsweise eine Leiche, selbst dann, wenn dies im Extremfall der ausdrück-
liche Wunsch des Verstorbenen gewesen sein sollte, nicht an Tiere verfüttert oder wie 
Abfall entsorgt werden. Das Interesse der im Leben verbliebenen Mitmenschen an aus 
dem Leben geschiedenen Mitmenschen verbietet unmittelbar und konkret den privati-
sierten Umgang mit der Leiche. 

Drittens. Die Bestattung der sterblichen Überreste eines Menschen hat ganz allgemein 
so zu geschehen, dass sie seine Würde und sein Andenken nicht mindert. Dazu bedarf 
es eines inszenierten Abschieds, wie er sich in unterschiedlichen Formen in allen Kul-
turen und Religionen herausgebildet hat, an einem jederzeit für jedermann zugängli-
chen, also öffentlichen Ort. 

Viertens. Jeder Trauernde, der es wünscht, soll die Möglichkeit zum letzten Geleit ha-
ben. Die Form dieses Abschieds darf nicht so weit vom Herkömmlichen abweichen, 
dass sie im Strudel der Beliebigkeit, wie es sich auch in Deutschland anzudeuten be-
ginnt, untergeht, also kaum noch als würdige Handlung wiedererkannt wird. Die Ent-
stehung von Dreireligionenfriedhöfen in Deutschland nimmt darauf Rücksicht. 

Fünftens. Es ist sicherzustellen, dass die zur Würde des Menschen gehörende Erinne-
rung, deren Verlust einem zweiten Tod sehr nahe kommt, gewährleistet ist. Diese Erin-
nerung, speziell auch im Sinne der Generationenerinnerung, geschieht nicht nur imma-
teriell, sondern auch materiell, indem die körperlichen Überreste nicht einfach ver-
schwinden, sondern ein Ort für diese gefunden wird, an dem jeder Mensch, der es 
möchte, sich seines verstorbenen Mitmenschen erinnern kann. 

Dieser Erinnerungsort ist herkömmlicher Weise der Friedhof, auf dem sein Körper oder 
seine Asche beigesetzt wurde, also ein für jedermann öffentlich zugänglicher Raum. 
Das gilt übrigens auch für Seebestattungen, bei denen es Gedenkfahrten an die Stelle 
des Meeres gibt, an der die Asche der Verstorbenen dem Wasser übergeben wurde, 
ebenso, wie es bei Flüssen der Fall sein kann. Bei Friedwäldern ist dies noch nahelie-
gender. 

Die immer wieder berichteten Beobachtungen, wonach bei anonymen Bestattungen 
von Angehörigen und Freunden dann doch nach der genauen Stelle der Urnenbeiset-
zung gefragt wird, um genau dort Blumen niederzulegen, spricht für den Wunsch der 
Menschen, einen dauerhaften Ort des Gedenkens zu haben. 

Unverzichtbar ist, dass die Gesellschaft in aller Öffentlichkeit über die fortbestehende 
Würde des Menschen wacht. Leichenschändungen, Grabschändungen und schänden-
der Umgang mit einer Urne bzw. der Asche eines Menschen sind deshalb mit Strafe 
bedroht. Das ist im öffentlichen Raum kontrollierbar und durchzusetzen, im privaten 
Raum nicht. Denn wer sorgt für die Würde des Verstorbenen, wenn der ursprüngliche 
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sogenannte Besitzer der Urne oder des Grabes verstirbt oder seinen Sinn wandelt? 
Ihm allein darf die Würde des Menschen nicht anvertraut oder gar ausgeliefert werden. 

Die Schlussfolgerung aus diesen Überlegungen lautet: Über viele Einzelheiten kann 
beraten werden, wie über Beisetzungsmöglichkeiten, die sich aus anderen Religionen 
und Kulturkreisen ableiten. Die genannten Grundsätze jedoch sollten nicht verhandel-
bar sein. Wer sie nicht infrage stellen und dennoch etwas ändern will, sollte genau 
überlegen, wie vieler Regelungen und einschränkender Vorschriften es bedürfte, um 
das Prinzip zu sichern und dennoch sogenannte Liberalisierungen einzuführen - ein 
schwieriges und vermutlich überflüssiges Bemühen. 

Eine abschließende Bemerkung. Die Verpflichtung zur öffentlichen Bestattung korres-
pondiert mit der gesellschaftlichen bzw. staatlichen Verpflichtung zur Vorhaltung des 
würdigen öffentlichen Ortes. Im Land Sachsen-Anhalt wäre bereits viel geholfen, wenn 
der bauliche Zustand und die Pflege der Friedhöfe besser wären. 

Anhörung des Islamischen Kulturcenters 

Herr Amelal: Die Islamische Gemeinde Sachsen-Anhalt begrüßt den Gesetzentwurf 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zur Änderung des Gesetzes über das Lei-
chenbestattungs- und Friedhofswesen des Landes Sachsen-Anhalt und den Antrag der 
Fraktion DIE LINKE zur Reform des Bestattungsgesetzes, der die Belange der Musli-
me in besonderem Maße berücksichtigt und mehr Raum für lokale Problemlösungen 
im Dialog zwischen den Kommunen und der ortsansässigen muslimischen Bevölke-
rung bietet. 

Der Gesetzentwurf ist ganz besonders wichtig, weil die in Deutschland lebenden Mus-
lime auch in Deutschland bestattet werden möchten. Es ist nicht mehr zeitgemäß, dass 
viele Menschen mit Migrationshintergrund in ihren ursprünglichen Ländern bestattet 
werden müssen, weil nur dort eine islamkonforme Bestattung möglich ist. 

Auch für eine große Anzahl deutscher Muslime ohne Migrationshintergrund ist es drin-
gend erforderlich, eine islamkonforme Bestattung in Deutschland zu ermöglichen. Die 
Änderung des bisherigen Gesetzes kommt den Interessen der Muslime entgegen. 

Bestattungsriten sind fester Bestandteil und Ausdruck menschlicher Kultur. In ihnen 
drücken sich die Beziehungen zwischen Generationen und vor allem die Beziehungen 
zum Jenseits aus. Bestattung ist Ausdruck religiöser Vorstellung und kultureller Bin-
dung. Gräber geben Auskunft über die Kulturgeschichte der Menschheit. Auch das 
heutige Bestattungswesen muss der kulturellen und religiösen Bindungen der Men-
schen Rechnung tragen. 
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Menschen aus verschiedenen Herkunftsländern und Kulturen prägen das Leben und 
Zusammenleben in Sachsen-Anhalt. Den meisten Menschen ist der Wunsch eigen, 
ihre Toten würdig zu bestattet. Doch würdig und den kulturellen Regeln entsprechend 
definiert sich für Muslime, Juden, Buddhisten und Hindus eben nicht über die Wertvor-
stellungen des christlichen Kulturkreises. Die Vielfalt der verschiedenen Menschen, die 
in Deutschland leben und beheimatet sind, die Eigenheiten ihrer Kulturen, ihre ethni-
sche, religiöse und gesellschaftliche Zugehörigkeit verlangen nach einer Änderung des 
Gesetzes über das Leichen-, Bestattungs- und Friedhofswesen in Sachsen-Anhalt. 

Die steigende Zahl an muslimischen Mitbürgern zeigt den Handlungsbedarf in Sach-
sen-Anhalt. Muslime gehören in zunehmender Zahl zur Vielfalt in diesem Land. Dem-
entsprechend sollte es im Interesse des Landes liegen, Bedingungen zu schaffen, un-
ter denen sich Muslime mit Deutschland als ihre Heimat identifizieren und in Deutsch-
land Wurzeln schlagen können. Die Entscheidung über ein Begräbnis in der Erde 
Deutschlands ist eben auch ein Prozess der Identifikation mit Deutschland als Heima-
tort und der Bindung nachfolgender Generationen an diese neue Heimat. 

Die Akzeptanz der muslimischen Bestattungskultur ist ein Schritt hin zur Wertschät-
zung verschiedener Kulturen und ihrer Inklusion in Deutschland. Eine intakte kulturell 
vielfältige Gesellschaft in Deutschland kann nur gelingen, wenn die einzelnen gesell-
schaftlichen, ethnischen und religiösen Gruppen ihre Eigenheiten bewahren können. 
Wie im Leben so auch im Tod werden in deutscher Erde Atheisten, Christen, Juden, 
Muslime und Andersgläubige Nachbarn. So sind der Friedhof und seine verschiedenen 
Grabfelder ein Spiegelbild der gesellschaftlichen Wirklichkeit. 

Von zentraler Bedeutung ist die Zulassung von Bestattungen ohne Sarg aus religiösen 
Gründen als Ausnahme vom allgemeinen Sargzwang. Genau das stellt einen wichtigen 
Beitrag zur Integrationspolitik dar. Heimat ist dort, wo die letzte Ruhestätte ist bzw. sein 
soll. 

Ferner sollten neben dem Integrationsaspekt das höherstehende Grundrecht auf Reli-
gionsfreiheit und ihre freie Ausübung mehr Berücksichtigung finden. Bestattungsriten 
gehören als wesentlicher Teil zu den festen religiösen Riten. Sofern sie keinem ande-
ren Grundrecht widersprechen, sollten sie berücksichtigt werden. 

Für ein besseres Verständnis soll das islamische Begräbnisritual kurz dargestellt wer-
den. Nach der rituellen Waschung wird der Tote in eine ungerade Zahl von Tüchern 
gehüllt. Verstorbene Menschen werden im Islam ohne Sarg begraben. Sie werden in 
Tücher gehüllt und, mit der rechten Seite in Richtung Mekka ausgerichtet, in das Grab 
gelegt. Der Verstorbene liegt in einer eingerichteten Erdkammer, die mit einer festen 
Abdeckung bedeckt wird, sodass die Erde nicht direkt auf den Leichnam geschüttet 
wird. 
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Diese Begräbnisform ist für Muslime von besonderer Bedeutung. Nach dem islami-
schen Menschenbild wird das diesseitige Leben auch als eine Prüfung der Rechtschaf-
fenheit und der Gottesliebe auf der Erde angesehen, damit dem Menschen im jenseiti-
gen Leben das Paradies und damit Wohlleben zuteil wird. Der Tod ist somit der Über-
gang in eine andere Daseinsform. 

Ein verstorbener Mensch soll so schnell wie möglich beerdigt werden, möglichst inner-
halb von 24 Stunden nachdem sein Tod festgestellt worden ist. In Ausnahmesituatio-
nen, in denen der Leichnam für eine gewisse Zeit aufbewahrt werden muss, ist es ge-
stattet, die Beerdigung aufzuschieben, etwa im Fall eines Mordes, wenn der Leichnam 
für eine Obduktion benötigt wird, oder für den Fall, dass man auf die Eltern des Ver-
storbenen wartet, die die Teilnahme an der Beerdigung ihres Sohnes bzw. ihrer Toch-
ter wünschen. 

Daraus resultieren praktische Konsequenzen. Erstens bedarf es der Zulassung der 
Bestattung ohne Sarg aus religiösen Gründen, wie es der Gesetzentwurf vorsieht. 
Zweitens müssen die Gräber der Muslime in Richtung Mekka, also nach Südosten 
ausgerichtet werden können. Drittens ist eine schnelle Terminvereinbarung für verstor-
bene Muslime notwendig, damit die Bestattung nach Möglichkeit innerhalb von 
24 Stunden durchgeführt werden kann. 

Grundsätzlich unbeschränkt ist das Grabrecht bezüglich der Option, dass der Leich-
nam nach einer bestimmten Frist tiefer begraben und der Raum darüber als weiteres 
Grab genutzt wird. Es ist also möglich, nach einer bestimmten Zeit, wenn der Bedarf 
besteht, die Gebeine tiefer zu begraben und darüber noch einen anderen Leichnam zu 
begraben. Das entspricht auch der Praxis in bestimmten muslimischen Ländern. 

Sofern es die örtlichen und baulichen Gegebenheiten zulassen, ist die Bereitstellung 
eines Raumes für die Waschung des Verstorbenen sehr hilfreich. In manchen Fällen ist 
es schwierig, die Waschung in der Wohnung des Verstorbenen durchzuführen, zum 
Beispiel dann, wenn der Verstorbene alleinstehend ist oder in einer ungünstigen Woh-
numgebung lebte. Hierfür wäre ein gefliester Raum mit gefliester Liegefläche und 
Wasseranschluss schon ausreichend. 

Ein besonderes Problem stellen die Ruhezeiten von Grabstätten dar. Das Friedhofs-
recht geht von einer grundsätzlichen Befristung aus. Das islamische Recht sieht dem-
gegenüber keine zeitliche Befristung vor. Gräber werden unbefristet angelegt. Die 
Wiederbelegung einer Grabstelle ist nur möglich, wenn sich vom Vorgänger nichts 
mehr findet. Geringe Reste können etwas tiefer gebettet und die eigentliche Grablage 
neu belegt werden, möglichst im Rahmen der Familie, jedenfalls nur mit Muslimen. 

Die Wiederbelegung ist also nur unter den genannten Voraussetzungen als Ausnahme 
zulässig. Aus islamischer Sicht ist prinzipiell von einer Wiederbelegung alter Grabstät-
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ten abzusehen, solange kein dringender Bedarf dafür besteht. Darin sind sich alle is-
lamischen Religionsgemeinschaften einig. 

Als Fazit lässt sich Folgendes zusammenfassen: Muslime leben seit über 50 Jahren in 
zwei großen Religionsgemeinschaften in Deutschland. Ein größerer Teil ist in Deutsch-
land geboren. Muslimische Kinder besuchen hier den Kindergarten, gehen in die Schu-
le, studieren und arbeiten hier und leisten einen großen Beitrag für die Gesellschaft. 
Sie tragen zum sozialen Wohlstand bei und zahlen Steuern. 

Muslime sind deutsche Staatsangehörige. Sie leben und sterben hier. Sachsen-Anhalt 
und Deutschland sind zu ihrer neuen Heimat geworden. Die Akzeptanz der muslimi-
schen Bestattungskultur ist in diesem Sinne ein Schritt hin zur Identifizierung mit 
Deutschland und der Inklusion, der kulturellen Vielfalt in Sachsen-Anhalt und Deutsch-
land. 

Menschen streiten untereinander sehr oft und heftig über viele Themen im politischen 
und gesellschaftlichen Leben. Der Tod jedoch ist kein Thema, über das man polemisch 
oder kontraproduktiv miteinander streiten darf. Lassen Sie uns alle zusammen unsere 
verstorbenen Angehörigen in Sachsen-Anhalt ihren religiösen oder weltanschaulichen 
Riten entsprechend würdig bestatten. 

Deshalb bitten wir alle Mitglieder des Landtages von Sachsen-Anhalt dem vorgelegten 
Gesetzentwurf der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zur Änderung des Friedhofs- 
und Bestattungsgesetzes hinsichtlich der Zulassung der Bestattung ohne Sarg zuzu-
stimmen. Zugleich bitten wir Sie um eine Ausnahmeregelung im Bestattungsrecht hin-
sichtlich der unbefristeten Ruhezeiten. Nicht zuletzt begrüßen wir ausdrücklich auch 
den Entschließungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, dass nur Grab-
steine und Grabeinfassungen, die nicht aus ausbeuterischer Kinderarbeit stammen, 
verwendet werden dürfen. 

Vorsitzende Frau Zoschke: Jetzt haben wiederum die Abgeordneten die Möglichkeit, 
den Angehörten Fragen zu stellen. Herr Steppuhn, bitte. 

Abg. Herr Steppuhn: Ich bitte Herrn Pütter von dem Verein XertifiX, einmal einzu-
schätzen, wie viele Grabsteine pro Jahr nach Deutschland geliefert werden und wie 
hoch die Zahl der importierten Pflastersteine ist. 

Der deutsche Verein XertifiX führt auch Zertifizierungen in problematischen Steinbrü-
chen in Indien durch. Wie genau ist dieses Verfahren dort ausgestaltet und auf welche 
Weise engagiert sich XertifiX dort? 

Vorsitzende Frau Zoschke: Frau Lüddemann. 
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Abg. Frau Lüddemann: Herr Amelal, könnte sich die islamische Gemeinde in Sach-
sen-Anhalt vorstellen, einen eigenen Friedhof zu betreiben, so wie es in Nordrhein-
Westfalen jetzt ermöglicht werden soll? Können Sie einmal darstellen, wie hoch im 
Moment der Anteil Ihrer Glaubensbrüder ist, die sich in ihrem Heimatland bestatten 
lassen und wie teuer das ungefähr ist? Können Sie weiterhin schildern, wie es denjeni-
gen geht, die damit rechnen müssen, nach fremdem Ritus hier beerdigt zu werden? 

Von dem Vertreter des Vereins XertifiX möchte ich gern wissen, wie hoch der Anteil 
der Steine aus Kinderarbeit an der Gesamtmenge der in Deutschland verarbeiteten 
Steine ist. Anders gefragt: Würde es eine spürbare Lücke reißen, wenn man von heute 
auf morgen darauf verzichten würde? 

Vorsitzende Frau Zoschke: Gibt es weitere Fragen? - Herr Steppuhn noch einmal. 

Abg. Herr Steppuhn: Ich möchte meine Frage gern präzisieren. Mich interessiert die 
Zahl der Lieferungen nach Deutschland insgesamt. Das, was mit Kinderarbeit in Zu-
sammenhang steht, ist sicherlich noch einmal eine Extrafrage. Ich weiß nicht, ob man 
sie überhaupt beantworten kann. 

Vorsitzende Frau Zoschke: Gibt es weitere Fragen? - Das ist nicht der Fall. Dann 
erteile ich zunächst Herrn Pütter das Wort. 

Herr Pütter: Hinsichtlich der Kontrollen in Steinbrüchen unterscheidet XertifiX zwi-
schen Besuchen, Kontrollen, Audits und investigativen Tätigkeiten. Ein Besuch wird 
vorher angekündigt. Ich besuche seit knapp 20 Jahren Exportsteinbrüche und auch 
Steinbrüche, die für den indischen Markt produzieren. Dabei habe ich noch nie ein Kind 
angetroffen. Zu Beginn meiner Tätigkeit habe ich, wenn der Besuch nicht angekündigt 
war, in jedem Exportsteinbruch arbeitende Kinder gesehen. Insofern ist klar, dass nur 
unangekündigte Kontrollen sinnvoll sind. 

Angekündigte Besuche werden durchgeführt, um überhaupt festzustellen, wo sich der 
Steinbruch genau befindet. An dem Berg gibt es oftmals mehrere Steinbrüche neben-
einander und man weiß gar nicht genau, wo die Grenze ist, wenn man es nicht gesagt 
bekommt. 

Einmal im Jahr wird es unangekündigte Kontrollen geben. Wenn dabei keine Probleme 
festgestellt werden, bleibt es bei einer Kontrolle pro Jahr. Wenn es Probleme gibt, wird 
man häufiger kontrollieren. Einmal im Jahr findet ein Audit statt - das wird angekün-
digt -, bei dem Arbeitsrechtsfragen und ähnliche Dinge kontrolliert werden. 

Die investigative Tätigkeit bezieht sich auf Steinbrüche, die nichts mit XertifiX zu tun 
haben. Diese Tätigkeit habe ich nach Morddrohungen aufgegeben. In Indien bin ich 
einmal einem Mordanschlag nur knapp entgangen. Seit ich nicht mehr investigativ tätig 
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bin, wird mir vonseiten der Steinmetze vorgeworfen, dass ich in den nicht von XertifiX 
kontrollierten Steinbrüchen keine Kinderarbeit mehr vorgefunden habe. Das ist jedoch 
allein darauf zurückzuführen, dass ich nicht mehr dort war. 

Die Kinderarbeit ist in den letzten 15 Jahren in den Exportsteinbrüchen sehr stark zu-
rückgegangen. Das haben indische Kollegen, die die Steinbrüche besuchen, bestätigt. 
Zu Beginn meiner Tätigkeit waren etwa 60 % der in den Steinbrüchen Arbeitenden jün-
ger als 16 oder 17 Jahre. Heute sind es vielleicht noch 10 %, wobei es schwierig ist, 
Zahlen zu benennen. Denn es gibt keine Statistik über Dinge, die eigentlich verboten 
sind. Aber der Rückgang der Kinderarbeit in den Steinbrüchen ist deutlich zu sehen. 

Trotzdem sollte es eine entsprechende gesetzliche Regelung geben. In den 90er-
Jahren wurde das Thema Kinderarbeit in der Teppichindustrie öffentlich gemacht und 
die Kinderarbeit ging in diesem Bereich aufgrund der internationalen Aufmerksamkeit 
stark zurück. Inzwischen ist sie wieder stark angestiegen. 

Bei meiner letzten Reise nach Indien habe ich an einem Tag 186 Kinder gefilmt oder 
fotografiert, die an Teppichen für den Export nach Deutschland gearbeitet haben. Sie 
haben sich problemlos fotografieren lassen und wurden auch von niemandem daran 
gehindert. Vor ein paar Jahren ist das noch anders gewesen, weil man Angst vor der 
internationalen Aufmerksamkeit hatte. Es ist also wichtig, dass langfristig etwas ge-
schieht, damit es in den Steinbrüchen nicht zu einer ähnlichen Entwicklung kommt. 

Zur Frage nach der Überwachung der Siegel. Es ist wichtig zu schauen, wer ein Zertifi-
kat erteilt, ob die Organisation vertrauenswürdig ist. Hinter dem Verein XertifiX stehen 
der Hauptgeschäftsführer des Hilfswerks MISEREOR, die Organisation „Plan Internati-
onal“, die stellvertretende DGB-Vorsitzende, die Gewerkschaft IG Bau, Professoren 
und andere Persönlichkeiten, die Mitglied im Vorstand sind. 

Die Frage, wie viele Steine nach Deutschland importiert werden, ist schwierig zu be-
antworten. Das Statistische Bundesamt konnte auf eine entsprechende Anfrage keine 
Informationen darüber geben, wie viele Steine aus Indien nach Deutschland geliefert 
werden. Gesprächen mit Steinmetzen und deren Verbänden kann man entnehmen, 
dass in Süddeutschland, also in Baden-Württemberg und Bayern, weniger als 20 % der 
neu aufgestellten Grabsteine aus Indien stammen. In Norddeutschland, also auch in 
Sachsen-Anhalt, sind es ca. 50 %. 

Auch diese Zahlen sind mit Vorsicht zu genießen, weil die Aussagen je nachdem, wel-
che Interessen der Gefragte vertritt, stark variieren. Manche nennen sehr hohe Zahlen, 
andere eher niedrige. Wenn man belastbare Daten benötigt, sollte man beim Statisti-
schen Bundesamt nachfragen. Aber nach meiner Einschätzung kommen hier ungefähr 
50 % der neu aufgestellten Grabsteine aus Indien.  
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Im Übrigen werden auch viele indische Steine in Südchina geschliffen und teilweise 
sogar mit den Daten des Verstorbenen versehen, also komplett fertig gestellt. Auch 
diese Wege kontrolliert XertifeX. 

Vorsitzende Frau Zoschke: Jetzt hat Herr Amelal das Wort. 

Herr Amelal: Zurzeit leben in der Stadt Halle mehrere tausend Muslime. Die muslimi-
sche Gemeinde in Halle umfasst etwa 700 Personen. Auf dem Gertraudenfriedhof in 
Halle, einem städtischen Friedhof, sind ca. 30 Muslime begraben. Es gibt einen kleinen 
Bereich innerhalb des Friedhofs, wo Muslime begraben werden. Zurzeit besteht kein 
großer Bedarf, einen eigenen Friedhof zu betreiben. 

Aber in der Zukunft wird das Thema sicher an Bedeutung gewinnen. Die Muslime der 
ersten und zweiten Generation in Sachsen-Anhalt sind noch sehr jung. Darunter sind 
viele Menschen, die vor dem Irakkrieg geflüchtet sind. Aber es sind auch Studenten, 
die zu DDR-Zeiten hier studiert haben und danach hiergeblieben sind und Familien 
gegründet haben. Sie sind meistens jünger als 50 Jahre. Aus diesem Grunde wird die 
Situation in 20 Jahren wahrscheinlich anders aussehen. 

In anderen Bundesländern, wie Nordrhein-Westfalen oder Hessen, leben deutlich mehr 
Muslime; in Nordrhein-Westfalen sind es beispielsweise eineinhalb Millionen. Über 
90 % der dortigen muslimischen Bevölkerung wurde in ihren Herkunftsländern begra-
ben. Aber nach den Gesetzesänderungen werden viele Muslime hier bestattet werden, 
insbesondere Muslime der zweiten oder dritten Generation. Sie kennen keine andere 
Heimat als Deutschland und können am Ende ihres Lebens nicht woanders bestattet 
werden, weil ihre Familie auch hier lebt. 

Vorhin ist in einer Stellungnahme der Aspekt der Trauer angesprochen worden. Trauer 
muss verarbeitet werden. Das geht nur, wenn man das Grab des Verstorbenen auf 
dem Friedhof besuchen kann. Es ist sehr umständlich, erst dorthin fliegen zu müssen, 
wo der Betreffende bestattet ist. 

Am Wochenende fand eine Tagung mit Vertretern von Muslimen aus anderen Bundes-
ländern statt. Die Vertreter der Länder, in denen der Anteil der muslimischen Bevölke-
rung relativ hoch ist, begrüßen die Gesetze, die im vergangenen Jahr in Hessen und in 
Nordrhein-Westfalen verabschiedet worden sind und auch die Gesetze, die schon seit 
längerer Zeit in Hamburg, Berlin und Niedersachsen gelten. 

Vorsitzende Frau Zoschke: Es gibt keine weiteren Fragen der Abgeordneten. Des-
halb hören wir jetzt die nächsten Stellungnahmen. 
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Anhörung der Integrationsbeauftragten der Landesregierung Sachsen-Anhalt 

Die Integrationsbeauftragte der Landesregierung Sachsen-Anhalt: Meine Stel-
lungnahme beschränkt sich ausdrücklich auf die Fragen der Religionsausübung bzw. 
der religiösen Pluralität im Land. Insbesondere werde ich auf die Möglichkeit eingehen, 
Muslimen eine würdige, den religiösen Riten angemessene Bestattung in Sachsen-
Anhalt zu ermöglichen. 

Bis vor wenigen Jahren war es für in Deutschland lebende Muslime üblich, Angehörige 
in ihrem Heimat- bzw. Herkunftsland bestatten zu lassen, da nur dort eine traditionelle 
Bestattung möglich war. Deshalb mussten teure Überführungen ins Ausland durchge-
führt werden. Auch sonst waren damit Einschränkungen, insbesondere im Hinblick auf 
die zeitlichen Anforderungen, verbunden. 

Da sich heute die Möglichkeit einer muslimischen Bestattung in Deutschland an vielen 
Orten bereits bietet, lassen sich auch viele Muslime auf deutschen Friedhöfen beiset-
zen. Die Nachfrage für Beerdigungen nach den Riten des Islams wächst, insbesondere 
in Großstädten, aber auch darüber hinaus. 

Es ist davon auszugehen, dass dieser Bedarf angesichts der wachsenden Zahl der 
Muslime in Deutschland deutlich weiter steigen wird. Dies ist auch aufgrund der länge-
ren Zeiträume so. Für Muslime, die von Geburt an oder seit vielen Jahrzehnten in 
Deutschland leben, ist dieses Land zu ihrem Heimatland geworden und eine Bestat-
tung im Herkunftsland ist eigentlich nicht mehr gewünscht, sondern ist nur noch der 
Not der Rahmenbedingungen geschuldet. 

Dieser Entwicklung tragen immer mehr Bundesländer Rechnung und haben deshalb 
zum Teil die Sargpflicht aufgehoben oder gelockert. Es gibt inzwischen viele Friedhöfe 
mit speziellen Grabfeldern, die nach Mekka ausgerichtet sind. Immer mehr Friedhöfe 
stellen spezielle Räumlichkeiten zur Verfügung, um rituelle islamische Waschungen zu 
ermöglichen. 

Insgesamt kann man feststellen, dass inzwischen alle westlichen Bundesländer und 
das Land Thüringen in unterschiedlicher Reichweite Vorkehrungen getroffen haben, 
die Muslimen die Entscheidung für eine Bestattung in Deutschland ermöglichen. Ledig-
lich die Bundesländer Brandenburg, Sachsen, Mecklenburg-Vorpommern und Sach-
sen-Anhalt haben noch keine entsprechenden Regelungen getroffen. Es ist an der Zeit, 
Muslimen auch in Sachsen-Anhalt die Möglichkeiten zu eröffnen, in Sachsen-Anhalt 
beerdigt zu werden. 

Ich führe bereits seit zwei Jahren intensive Gespräche mit den vier islamischen Ge-
meinden in Sachsen-Anhalt zu dieser Thematik. Dabei wurde immer wieder deutlich 
gemacht, dass die Bestattungskultur für die Muslime in Sachsen-Anhalt eine große 
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Bedeutung hat. Das Bedürfnis und der Bedarf an Bestattungen im Land waren zentrale 
Gegenstände der Gespräche. 

Das Land hat sich zur Zuwanderung bekannt, wirbt für ein offenes, ein tolerantes, ein 
vielfältiges Sachsen-Anhalt. Wenn wir Zuwandernde in unserem Land willkommen hei-
ßen und sie auch langfristig binden wollen, dann muss sich dies auch darin nieder-
schlagen, dass religiöse Vielfalt gelebt werden kann. Dazu gehört auch die Bestat-
tungskultur. 

Um welche Größenordnungen geht es eigentlich? - Bundesweit sind rund 5 % der Be-
völkerung Muslime. Es ist davon auszugehen, dass etwa 25 % der in Deutschland le-
benden Menschen mit Migrationshintergrund einen muslimischen religiösen Hinter-
grund haben. Auf Sachsen-Anhalt bezogen heißt das, dass etwa 30 000 Menschen mit 
muslimischem Religionshintergrund in Sachsen-Anhalt leben. 

Möglicherweise sind diese Zahlen aufgrund der anderen Herkunftsstruktur der Zuwan-
derer in Sachsen-Anhalt etwas niedriger; aber insgesamt verändert sich die Herkunfts-
struktur im Moment auch. Der Anteil der Muslime unter den Zugewanderten in Sach-
sen-Anhalt steigt, insbesondere auch aufgrund der steigenden Zahl an Flüchtlingen 
aus Syrien und dem Irak. Insofern ist es ein Thema. Herr Amelal hat die Zahl der akti-
ven Muslime in der Stadt Halle genannt. Ich gehe davon aus, dass inzwischen rund 
3 000 Muslime in den vier islamischen Gemeinden religiös aktiv sind. Die islamischen 
Gemeinden wachsen derzeit rasant. 

Zu den wesentlichen Änderungsbedarfen. Die sarglose Bestattung ist als ein zentraler 
Aspekt islamischer Bestattungen bereits angesprochen worden. Die meisten Bundes-
länder haben inzwischen Regelungen getroffen, Beisetzungen im Leichentuch zu er-
möglichen. Als Integrationsbeauftragte spreche ich mich explizit dafür aus, eine solche 
Öffnung auch in Sachsen-Anhalt zu realisieren. Ob dafür am Ende das Gesetz geän-
dert werden muss oder ob dies im Wege eines Ausnahmeerlasses möglich ist, sei da-
hingestellt; das kann ich nicht abschließend juristisch beurteilen. Wichtig ist aber, dass 
es ein deutliches Signal gibt und Muslimen diese Option eröffnet wird. 

Im parlamentarischen Raum ist die Befürchtung geäußert worden, dass eine generelle 
Abschaffung der Sargpflicht zu einer Vernachlässigung der Friedhofskultur führen 
könnte. Ich bin mir sicher, dass sich an dieser Stelle ganz pragmatische Lösungen fin-
den lassen. In den Gesprächen ist auch zum Ausdruck gekommen, dass die islami-
schen Gemeinden bereit wären, Bestätigungen für die Friedhofsverwaltungen auszu-
stellen, dass es sich um Mitglieder ihrer Gemeinden handelt, die nach islamischem 
Ritus bestattet werden wollen. Damit könnte man einem befürchteten Missbrauch ent-
gegenwirken. 
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Die Bestattung innerhalb von 24 Stunden nach islamischem und auch jüdischem 
Brauch scheitert derzeit an der Mindestfrist von 48 Stunden. Es sind sich sicherlich alle 
Beteiligten darüber im Klaren, dass eine Änderung im Regelfall häufig an Grenzen 
stößt und eine so kurzfristige Bestattung, insbesondere bei Todesfällen am Wochen-
ende oder an Feiertagen nahezu unmöglich ist. Dennoch ist es ein Gebot des Res-
pekts, zumindest von einer gesetzlichen Mindestfrist Abstand zu nehmen, sofern keine 
Hinderungsgründe bestehen. In den Fällen, in denen keine Gründe dagegensprechen, 
kann man die Möglichkeit eröffnen, auch eine schnellere Bestattung vorzusehen. 

Bezüglich der ewigen Totenruhe besteht kein Bedarf für eine Gesetzesänderung, da 
das Bestattungsgesetz lediglich eine Mindestruhezeit vorschreibt. Insofern sind die 
gesetzlichen Voraussetzungen dafür eigentlich gegeben. 

Im Hinblick auf die gewünschten Räume für rituelle Waschungen ist ebenfalls keine 
gesetzliche Änderung erforderlich. Diese Frage lässt sich sehr wohl im Dialog zwi-
schen der Friedhofsverwaltung, den Bestattungsunternehmen und den islamischen 
Gemeinden klären. Es ist übrigens so, dass, sobald sich der Bedarf an bestimmten 
Dingen erhöht, vor Ort zumeist Regelungen gefunden werden. 

Im Kern geht es also im Hinblick auf das Bestattungsgesetz um die Möglichkeit der 
sarglosen Bestattung und um ein Signal im Hinblick auf eine schnellstmögliche Bestat-
tung. Mit diesen beiden Punkten kann man für die Muslime auch an dieser Stelle deut-
lich machen, dass sie in ihrer Religionsausübung genauso selbstverständlich dazuge-
hören wie alle anderen. 

Anhörung des Landeskirchenamtes der evangelischen Kirche in Mitteldeutsch-
land 

Ein Vertreter des Landeskirchenamtes der evangelischen Kirche in Mittel-
deutschland: Die Thematik tangiert die Kirche in zweifacher Weise. Zum einen geht 
es um zentrale Fragen des Umgangs der Gesellschaft mit Sterben und Tod und damit 
auch um das Verhältnis zum Leben generell. Zum anderen sind viele Kirchengemein-
den auch Friedhofsträger und müssen sich mit den administrativen Aspekten des Be-
stattungsgesetzes befassen. 

Sowohl der Gesetzentwurf von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN als auch der Antrag der 
Fraktion DIE LINKE regt eine interkulturelle Öffnung des Bestattungsrechts an, um eine 
sarglose Bestattung aus religiösen und weltanschaulichen Gründen zu ermöglichen. 
Die Kirchen machen sich immer wieder für eine interkulturelle Öffnung der Gesellschaft 
stark. Beispielsweise wurde das Thema auch auf einer Veranstaltung mit dem Bestat-
tergewerbe diskutiert. 
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Nach Auskunft der Bestattungsunternehmen ist der Bedarf an sarglosen Bestattungen 
unter Muslimen keineswegs durchgängig vorhanden. Eine Umfrage dazu hat ergeben, 
dass es in den verschiedenen Glaubensrichtungen des Islams auch unterschiedliche 
Auffassungen zum Thema der sarglosen Bestattung gibt. 

Ein Effekt, der über die Jahre zu beobachtet ist, besteht darin, dass sich mit zuneh-
mender Aufenthaltsdauer in Deutschland auch die Bestattungsriten und die Bestat-
tungspraxis anpassen, dass also in Deutschland lebende Muslime die Bestattung in 
der Weise vornehmen, wie sie sich in Deutschland über die Jahrhunderte entwickelt 
hat. Auch deswegen lässt sich nicht klar sagen, wie hoch der tatsächliche Bedarf an 
sarglosen Bestattungen ist. 

Wir sehen im Hinblick auf die sarglosen Bestattungen ein Problem, das mit interkultu-
reller Öffnung erst einmal nichts zu tun hat. Wenn man aus religiösen Gründen sarglo-
se Bestattungen zulässt, muss ausgeschlossen werden, dass sie aus anderen Grün-
den, etwa aus Kostengründen zur Anwendung kommen. Es muss sichergestellt wer-
den, dass Hinterbliebene insbesondere bei Sozialbestattungen nicht unter finanziellen 
Aspekten genötigt werden, diese Bestattungsform zu wählen. 

In der Vergangenheit waren analoge Entwicklungen in der Bestattungskultur zu be-
obachten, etwa bei den anonymen Bestattungen. Vor allem bei Sozialbestattungen 
wurden die Angehörigen unter Druck gesetzt, die anonyme Bestattung als die kosten-
günstigste Variante zu akzeptieren. Das darf nicht passieren. 

Eine weitere Schwierigkeit ist die praktische Umsetzung. Die Situation ist in den Groß-
städten möglicherweise anders als auf dem flachen Land. Wenn Gemeinden existie-
ren, wie in Magdeburg und in Halle, die bescheinigen können, dass es sich bei dem 
Verstorbenen um Gemeindemitglieder handelt, mag das gehen. Schwieriger wird es 
dort, wo diese Strukturen nicht vorhanden sind. Man muss also nach Wegen suchen, 
die praktikabel sind. Sollte der Gesetzgeber einen Weg finden, diese Schwierigkeiten 
praktikabel zu lösen und Fehlentwicklungen auszuschließen, dann wird such auch die 
evangelische Kirche der sarglosen Bestattung nicht verweigern. 

Der Gesetzentwurf der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Antrag der Frakti-
on DIE LINKE regen im Hinblick auf die Bestattungsfrist von mindestens 48 Stunden 
nach Eintritt des Todes eine Flexibilisierung an. Grundsätzlich verschließt sich die Kir-
che diesem Anliegen nicht. Allerdings muss sichergestellt sein, dass innerhalb der Frist 
eine Begutachtung erfolgt, die den Todeseintritt zweifelsfrei bestätigt und Fremdeinwir-
kung ausschließt. 

Ob die beabsichtigte Flexibilisierung angesichts der tatsächlichen Gegebenheiten dann 
in der Praxis zu islamkonformen Bestattungsfristen führt, sei einmal dahingestellt. 
Denn ein Mindestmaß an Verwaltungshandeln wird auch bei einer Flexibilisierung der 
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Frist nötig sein. Es ist zu bezweifeln, dass eine Bestattung in der Regel innerhalb von 
24 Stunden möglich sein wird. 

Im Antrag der Fraktion DIE LINKE wird die Einrichtung entsprechender Räumlichkeiten 
für rituelle Waschungen angeregt. Die evangelische Kirche würde die Einrichtung be-
grüßen. Allerdings sollte die Entscheidung, ob solcher Räumlichkeiten eingerichtet 
werden, den Friedhofsträgern anheimgestellt bleiben. Das kann man per Satzung re-
geln. Die Gegebenheiten in den großen Städten und auf dem flachen Land sind zu 
unterschiedlich, als dass man das einheitlich regeln sollte. 

Der Gesetzentwurf der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sieht vor, den Friedhofs-
trägern die Möglichkeit einzuräumen, per Satzung die Verwendung von Grabmalen aus 
fairem Handel vorzuschreiben und Produkte aus Kinderarbeit auszuschließen. Die 
Musterfriedhofssatzung der evangelischen Kirche in Mitteldeutschland sieht im Hinblick 
auf den Ausschluss von Kinderarbeit bereits eine ähnliche Regelung vor, ohne dass es 
dafür eine gesetzliche Grundlage gebe. Es ist also möglich, das per Satzung zu regeln. 

Im Antrag der Fraktion DIE LINKE finden sich Vorschläge die Todesfeststellung und 
die Leichenschau betreffend. Zu den vorgeschlagenen verwaltungstechnischen Rege-
lungen ist aus der Sicht der evangelischen Kirche nicht viel anzumerken. Hellhörig wird 
man beim Stichwort „Verwaltungssektion“, also der Möglichkeit der Leichenöffnung zu 
Forschungszwecken. 

In diesem Zusammenhang sei daran erinnert, dass bei einer der letzten Novellierungen 
des Bestattungsgesetzes das wissenschaftliche Interesse schon einmal ganz vehe-
ment vorgetragen wurde. Man gedachte damals, den Grundsatz der Einwilligung um-
zukehren. Die evangelische Kirche sieht es durchaus als ein Problem an, wenn der 
Grundsatz, dass entweder der Verstorbene zu Lebzeiten oder dessen Angehörige 
nachdem Eintritt seines Todes in eine Leichenöffnung zu Forschungszwecken einwilli-
gen müssen, durch eine Widerspruchslösung abgelöst werden sollte. 

Die Fraktion DIE LINKE regt des Weiteren an zu prüfen, ob es Reformbedarf bei der 
Bestattung fehlgeborener Kinder, also von Leibesfrüchten mit einem Gewicht von we-
niger als 500 g gibt. Das bestehende Bestattungsgesetz eröffnet diese Möglichkeit be-
reits. Berichten zufolge gehen beispielsweise Krankenhäuser mit dieser Thematik 
durchaus verantwortlich um. Es wäre vielleicht interessant zu evaluieren, in welchem 
Umfang von der Möglichkeit der Bestattung Fehlgeborener Gebrauch gemacht wird. 

Zum Thema Friedhofszwang für Urnen. Aus der seelsorgerischen Praxis ist bekannt, 
dass das Bedürfnis der Menschen nach einem identifizierbaren Ort für Trauer sehr 
groß ist, auch dann, wenn zunächst eine anonyme Bestattung gewünscht wurde. Diese 
Probleme würden sich noch einmal verschärfen, wenn der Ort der Trauer privatisiert 
werden würde. Ein plakatives Beispiel sind zerstrittene Geschwister. In diesem Fall 
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müsste der eine das Zugangsrecht zu dem privaten Grundstück des anderen, auf dem 
sich die Urne befindet, einklagen. Friedhofskultur, Bestattungskultur, Erinnerungskultur 
sind hohe Güter; das sollten sie auch bleiben. 

Anhörung der Landesinnung des Steinmetz- und Bildhauerhandwerks Sachsen-
Anhalt 

Herr Schuster: Die Landesinnung des Steinmetzhandwerks Sachsen-Anhalt gehört 
dem Bundesinnungsverband des Steinmetzhandwerks an. Ich bin sowohl Landesin-
nungsmeister als auch stellvertretender Bundesvorsitzender des Steinmetzhandwerks. 

Zunächst eine Bitte. Man sollte nicht immer über den Friedhofszwang sprechen, son-
dern eher über eine Friedhofspflicht. Das hat einen anderen Klang und beugt vielleicht 
der manchmal nicht gerade positiven Änderung der Bestattungskultur in Deutschland 
vor. 

Der Vorschlag, Angehörigen die Urne mit nach Hause zu geben, ist sicherlich rechtlich 
sehr umstritten und führt letztendlich auch zu vielen Problemen. Der Steinmetzverband 
spricht sich für die Beibehaltung der Friedhofspflicht aus; denn es ist ein Stück Kultur. 
Es heißt, der Umgang mit den Verstorbenen ist ein Spiegel der Gesellschaft. 

Zur Sargpflicht nur eine Anmerkung. Nach dem Gesetzentwurf soll eine Bestattung 
ohne Sarg auch möglich sein, wenn es der Wunsch des Verstorbenen war. Ich denke, 
eine Ausnahme von der Sargpflicht sollte an die Religion gebunden sein. 

Ein wichtiges und sehr emotional besetztes Thema ist die Kinderarbeit. Die Landesin-
nung des Steinmetzhandwerks Sachsen-Anhalt verwahrt sich gegen die Art der Stel-
lungnahme, wie sie vonseiten des Vereins XertifiX vorgetragen worden ist. Das Thema 
der Steine aus Kinderarbeit betrifft nicht nur die Steinmetze. Es gibt den Deutschen 
Natursteinverband, den Verband der Natursteinverarbeiter sowie den Bundesinnungs-
verband des deutschen Steinmetzhandwerks. In einer Pressemitteilung hat sich der 
Bundesverband deutscher Steinmetze eindeutig gegen jegliche Form der Kinderarbeit 
ausgesprochen, und zwar bereits im September 2012. 

Aus der Sicht der Steinmetze ist der Nachweis der Fertigungskette ein Problem. Letzt-
lich ist es der Steinmetz, der den Grabstein kauft, ihn endbearbeitet und auf dem 
Friedhof aufstellt. Aber er kauft ihn nicht in Indien oder in einem anderen Land. Inso-
fern ist es sehr problematisch, den Steinmetz gesetzlich dazu zu verpflichten, die Her-
kunft des Steines nachzuweisen. Es ist auch zu bedenken, dass es nicht um Betriebe 
mit 20 oder 30 Beschäftigten geht, sondern um Betriebe mit ein, zwei oder drei Mitar-
beitern. Für diese kleinen Betriebe ist der Nachweis ein ganz großes Problem. 
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Sicherlich hat jeder Stein sozusagen einen geologischen Fingerabdruck und man kann 
nachweisen, woher er kommt. Aber allein in Deutschland sind ca. 2 600 Natursteine 
unterschiedlicher Schattierungen im Handel. Es gibt nur wenige Experten, die genau 
sagen können, woher der jeweilige Stein kommt. 

Die Herkunft ist aber nur ein Aspekt. Genauso wichtig ist die Frage, in welchem Land 
der Stein weiter verarbeitet worden ist. In Loitsche in der Nähe von Zielitz befindet sich 
beispielsweise ein großes Natursteinwerk. Die Rohblöcke, die dort zu sehen sind, 
kommen aus der ganzen Welt. Die Nachverfolgung der Wertschöpfungskette in einer 
Friedhofssatzung festzulegen, ist ungeheuer schwierig. 

Auch in Indien selbst ist es schwierig, die Herstellung von Anfang bis Ende nachzuvoll-
ziehen. Zunächst wird der Stein gebrochen, dann kommt er in ein Werk, wo er gecut-
tert und zu Bordsteinen, Pflastersteinen, Küchenarbeitsplatten oder eben zu Grabstei-
nen verarbeitet wird. Je feiner die Bearbeitungsstufe ist, desto höher werden die tech-
nischen Anforderungen. Das heißt, an der Herstellung des Endproduktes sind Kinder 
nicht mehr beteiligt. Das hat Herr Professor Merke bereits ausgeführt. 

Herr Pütter hat selbst geschildert, dass Steine, die beispielsweise in Indien gebrochen 
worden sind, dann in China oder in Italien weiterverarbeitet werden. Über all diese 
Schritte einen gesetzlich vorgeschriebenen Nachweis zu verlangen, halte ich für sehr 
schwierig. Die Steinmetze sind offen für die Bekämpfung der Kinderarbeit und bieten 
dabei gern ihre Mitarbeit an. Aber die in § 23 des Gesetzentwurfs vorgesehene Rege-
lung, die den Friedhofsträgern die Möglichkeit einräumt, dem Steinmetz per Satzung 
den Herkunftsnachweis für den Grabstein aufzuerlegen, ist für den einzelnen Hand-
werker mehr als schädlich. 

Die Steinmetze lehnen Kinderarbeit generell ab. Das heißt, die Nachweise müssten 
auch für Küchenarbeitsplatten, Pflastersteine und Steine, die in Baumärkten verkauft 
werden, erbracht werden. Das Thema Kinderarbeit sollte nicht an diesem Punkt fest-
gemacht werden. Es gibt auch für andere Bereiche bereits gesetzliche Regelungen, an 
denen man andocken könnte. 

Es ist jedoch nicht sinnvoll, den Friedhofsträgern nahezulegen, in der Satzung festzu-
legen, dass die Hinterbliebenen oder der jeweilige Steinmetz den lückenlosen Nach-
weis liefern müssen. Das funktioniert so nicht. Damit hätten die Steinmetze, die im 
Bundesinnungsverband organisiert sind, ein Problem. In der Pressemitteilung, die der 
Bundesinnungsverband im Jahr 2012 herausgegeben hat, sind die Probleme im Ein-
zelnen aufgeführt. 
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Anhörung des Verbandes der Friedhofsverwalter Deutschlands e. V. 

Herr Lehmann: Aus der Sicht der Friedhofsverwalter ist die Aufhebung des Bestat-
tungszwangs für Urnen der Schwerpunkt der vorgesehenen Gesetzesänderung. Die 
Thematik ist sowohl aus ethischer als auch aus wirtschaftlicher Sicht umfänglich zu 
betrachten. 

Wenn die Entscheidung über den Ort der Bestattung ins Belieben der Verstorbenen 
oder der Angehörigen fällt, könnte eine geordnete Bestattung nicht mehr gewährleistet 
werden. Eine Bestattung ist nicht als rein private Angelegenheit zu betrachten, sondern 
spiegelt die veränderten Formen des Zusammenlebens wider. Stichwortartig sind fol-
gende Probleme zu nennen: Kinder aus vorherigen Beziehungen, Umzug oder Verkauf 
des Grundstücks usw. Daher scheint die Bestattung an einem sicheren Ort - so möchte 
ich das nennen - der entscheidende Fakt im Sinne des Artikels 1 des Grundgesetzes 
zu sein, wonach die Würde des Menschen, die auch nach dem Tode zu bewahren ist, 
unantastbar ist. 

Dazu gehört, dass auch Urnen an einem öffentlich zugänglichen Ort beigesetzt wer-
den, den zum Beispiel auch Kinder von Geschiedenen besuchen können und an dem 
Abschied und Trauer gelebt werden können. Die Totenruhe soll in Würde gesichert 
werden. Das kann nicht grundsätzlich bei der Übergabe der Urne an die Angehörigen 
gewährleistet werden. 

Denn wie soll die Einhaltung der Totenruhe auf einem privaten Grundstück nach einem 
Verkauf sichergestellt werden? Durch eine Eintragung ins Grundbuch? Soll die Urne in 
die neue Wohnung mitgenommen werden oder ist der Weg in die Mülltonne letztlich 
der preiswertere und kürzere? Wird die Wahrung Menschenwürde dann bei Sozialbe-
stattungen noch gewährleistet? Könnten nicht auch Kosten gespart werden, wenn die 
Verbrennung in Krematorien in anderen Ländern vorgenommen werden? 

Aus wirtschaftlicher Sicht wäre die Aufhebung des Friedhofzwangs für Urnen für die 
Friedhöfe mit gravierenden Einbrüchen hinsichtlich der Anzahl und der Qualität ver-
bunden. Im Land Sachsen-Anhalt erfolgen zum jetzigen Zeitpunkt etwa 90 % der Be-
stattungen in Urnen. Der Anteil der Urnen, die in Gemeinschaftsanlagen beigesetzt 
werden - das sind die anonymen Bestattungen - liegt zwischen 50 und 70 %; Tendenz 
steigend. 

Die Hauptursache dafür sind die vergleichsweise geringen Kosten und die Pflegefrei-
heit der Grabstellen. Wenn eine solche Regelung beschlossen wird, bestünde die Ge-
fahr, dass Urnen in erheblicher Zahl privat bestattet oder womöglich entsorgt würden. 
In der Folge würden die Einnahmen der Friedhofsträger rapide sinken und die Gebüh-
ren für die wenigen Erdbestattungen und Urnenbestattungen ins Unermessliche stei-
gen. 
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Da Friedhöfe aber im Rahmen der allgemeinen Daseinsvorsorge vorzuhalten sind, 
bleiben die Friedhofsträger nach wie vor in der Pflicht, die Friedhöfe zu bewirtschaften. 
Neben der zwingenden Erhöhung der Gebühren würde der Zuschussbedarf steigen. 
Zum einen schaut die Kommunalaufsicht auf die Ausgaben der Kommunen. Zum ande-
ren würde das Geld für andere Dinge im sozialen Bereich, wie Spielplätze, Begeg-
nungsstätten, Bibliotheken usw. fehlen. 

Eine Erdbestattung würde unter diesen Bedingungen schlechter gestellt. Die Men-
schen, die eine solche Bestattung aus religiösen Gründen wünschen, wären letztlich 
gezwungen, die höheren Unterhaltungskosten für die Friedhöfe zu tragen. 

Auch die Frage der historischen Friedhöfe ist zu beachten. Die Chance, sie zu erhal-
ten, wird dann noch geringer, und eine weitere Zentralisierung der Friedhöfe wäre un-
umgänglich. Kleinere Friedhöfe, vor allem in ländlichen Gebieten, müssten zunehmend 
geschlossen werden. Diese Tendenz gibt es bereits; denn sie können nicht mehr wirt-
schaftlich betrieben werden. Letztlich würde es zu einer weiteren Entwidmung von 
Friedhöfen kommen. 

Die ländlichen Regionen - darauf muss der Verbandes der Friedhofsverwalter achten - 
verlören dann die Friedhöfe und damit die Orte der Erinnerung. Wenn der Urnenzwang 
aufgehoben werden würde, würde ein ausgewogenes funktionierendes System ausge-
hebelt. Das ginge zu Lasten der sozial Schwachen und der Kommunen. Die gesell-
schaftliche Spaltung würde damit weiter beschleunigt. Eine historische, über Jahrhun-
derte gewachsene Bestattungskultur und die Friedhöfe als Orte der Geschichte und als 
Kulturdenkmäler würden perspektivisch zerstört. 

Alternativ zur Aufhebung des Bestattungszwangs kann die Vielfalt der Formen von Ur-
nenbeisetzungen auf Friedhöfen erhöht werden. Dazu gibt es zahlreiche Angebote. In 
der Praxis gibt es bereits jetzt Urnengemeinschaftsanlagen mit und ohne Pflege, ano-
nym oder mit Namen versehen, in besonderen Lagen Baumbestattungen oder Asche-
streuwiesen. Die Friedhofsverwaltungen sind schon jetzt bestrebt, den aktuellen Ver-
änderungen in der Gesellschaft Rechnung zu tragen. 

Die Friedhofsträger sind der Meinung, dass das Thema Kinderarbeit Beachtung finden 
sollte. Es ist jedoch nicht klar, wie das in der Praxis umgesetzt werden kann. Wie geht 
man mit Grabsteinen um, die nicht neu sind. Oftmals werden Grabsteine wieder aufge-
arbeitet. Die Friedhofsträger sind nicht in der Lage, festzustellen, ob ein Grabstein neu 
ist, ein vorhandener Stein aufgearbeitet worden ist oder woher der Grabstein kommt. 
Um ein Verbot von Grabsteinen aus Kinderarbeit in der Praxis durchzusetzen, müssten 
letztlich die Herkunft für alle Grabsteine nachgewiesen werden. 

Vorsitzende Frau Zoschke: Jetzt haben wiederum die Abgeordneten die Möglichkeit, 
Nachfragen zu stellen. Herr Steppuhn. 
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Abg. Herr Steppuhn: Der Vertreter des Landeskirchenamtes hat gesagt, dass die 
Friedhöfe, die von der evangelischen Kirche betrieben werden, schon jetzt in ihren 
Satzungen Grabsteine aus ausbeuterischer Kinderarbeit verbieten. Diesbezüglich wür-
de ich gern wissen, wie dieses Verbot umgesetzt wird. Gibt es Kontrollen oder werden 
für die Grabsteine Zertifikate verlangt? 

An die Vertreter der Steinmetze habe ich die Frage, ob es nicht hilfreich wäre, einfach 
die vorhandenen Zertifizierungsverfahren anzuerkennen. Denn das Problem, dass der 
einzelne Steinmetz die Herkunft bzw. die Bearbeitungsschritte nicht nachvollziehen 
kann, wäre doch gelöst, wenn man nur noch zertifizierte Steine bestellen würde. In der 
Regel importiert nicht der jeweilige Steinmetz die Steine, sondern es sind Firmen, die 
die Steine liefern. Das wäre doch recht einfach. 

In den Stellungnahmen wurde gesagt, dass die Fertigungsketten von Grabsteinen teil-
weise nicht nachvollziehbar und kontrollierbar sind. Vielleicht kann Herr Pütter noch 
einmal darlegen, wie man das nachvollziehen kann. 

Vorsitzende Frau Zoschke: Frau Dirlich. 

Abg. Frau Dirlich: Im Zusammenhang mit der Verwaltungssektion ist kritisch ange-
merkt worden, dass sie zu Forschungszwecken erfolgen soll. Im Antrag der Fraktion 
DIE LINKE heißt es, dass damit Fälle erfasst werden sollen, bei denen zwar keine An-
haltspunkte für ein Fremdverschulden vorliegen, es aber ein erhebliches medizinisches 
Interesse an der Aufklärung der Todesursache gibt. Von Forschungszwecken ist an 
dieser Stelle nicht die Rede. 

Vorsitzende Frau Zoschke: Frau Lüddemann. 

Abg. Frau Lüddemann: Im Zusammenhang mit dem Gesetzentwurf ist auch in den 
Zeitungen die Gefahr, dass Sozialbestattungen künftig aus finanziellen Gründen ohne 
Sarg erfolgen könnten, sehr in den Vordergrund gestellt worden. Vonseiten der evan-
gelischen Kirche ist dieses Problem ebenfalls thematisiert worden. Der Gesetzentwurf 
beinhaltet allerdings in Bezug auf eine Bestattung ohne Sarg die Einschränkung, dass 
dies nur aufgrund der Religion, der Weltanschauung oder auf Wunsch des Verstorbe-
nen möglich ist. Wäre es mit Blick auf den Kostendruck bei Sozialbestattungen hilf-
reich, noch einmal klarzustellen, dass der Wunsch des Verstorbenen dokumentiert sein 
muss? 

Vorsitzende Frau Zoschke: Bitte. 

Der Vertreter des Landeskirchenamtes der evangelischen Kirche in Mittel-
deutschland: Zu der Frage, wie das in der Friedhofssatzung enthaltene Verbot von 
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Grabsteinen aus Kinderarbeit umgesetzt werden kann, ist zu sagen, dass man von den 
Steinmetzen natürlich nicht erwartet, dass sie einen lückenlosen Nachweis über die 
Herkunft der Steine führen. Deswegen gibt es Zertifikate. Das ist der Weg, den die 
evangelischen Gemeinden in ihren Friedhofssatzungen beschreiten. Den Steinmetzen 
wird die Verwendung zertifizierter Steine vorgeschrieben. 

Bisher sind diese Friedhofssatzungen noch nicht beklagt worden. Ob sie wirklich ge-
richtsfest sind, bleibt abzuwarten. Auf jeden Fall zeigen die Erfahrungen, dass man 
durch solche Regelungen eine verstärkte Verwendung zertifizierter Steine initiiert und 
damit das Anliegen, ausbeuterische Kinderarbeit zu verhindern, unterstützt. 

Zum Thema Verwaltungssektion ist es richtig, dass der Regelungstext erst einmal noch 
gar nichts zulässt. Ich bin aber hellhörig geworden, als ich gelesen habe, dass vom 
Grundsatz der Zustimmung des Verstorbenen zu Lebzeiten bzw. der Angehörigen zur 
Leichenöffnung abgesehen von den bisher geregelten Gründen, wie Ausschluss von 
Fremdverschulden, abgewichen werden soll. Die Gefahr, auf die ich aufmerksam ma-
chen wollte, ist, dass es unter Berufung auf diese Regelung unter Umständen zu einer 
Öffnung kommt, die den Grundsatz der Zustimmung infrage stellt. 

Die Frage nach der Todesursache, wenn kein Hinweis auf Fremdverschulden vorliegt, 
ist in der Tat interessant, aber nicht so interessant, dass von dem Grundsatz der Zu-
stimmung abgewichen werden sollte. Wenn die Todesart unklar ist und das auf dem 
Totenschein entsprechend bescheinigt wird, gibt es ohnehin rechtliche Möglichkeiten, 
eine Sektion durchzusetzen. Aber das reine Interesse an der Feststellung der Todes-
ursache reicht nicht aus, um vom Grundsatz der Zustimmung abzuweichen. 

Die Tuchbestattung sollte schon auf religiöse Gründe beschränkt bleiben. Denn es ist 
zu befürchten, dass es eine Entwicklung analog zur anonymen Bestattung gibt. Zum 
Teil haben die Verstorbenen es selbst gewünscht, um ihren Angehörigen nicht zur Last 
zu fallen. Manchmal wird es unterschwellig von den Angehörigen angeregt, indem sie 
äußern, dass sie mit der Grabpflege überfordert seien. Das war bei den anonymen 
Bestattungen so. 

Aus diesem Grunde besteht die Gefahr, dass es mit der Möglichkeit der sarglosen Be-
stattung andere Motive als religiöse Gründe ins Spiel kommen, die ganz schwer zu 
steuern sind. Das sollte verhindert werden. Deswegen sollte die sarglose Bestattung 
auf religiöse Motive beschränkt werden. Wenn es einen Weg gibt, das entsprechend 
sicherzustellen, ist nichts dagegen einzuwenden. Aber es muss auch ausgeschlossen 
werden, dass es zu einem Missbrauch kommt und sozusagen plötzlich alte Menschen 
kurz vor ihrem Tod Moslem werden. 

Vorsitzende Frau Zoschke: Herr Schuster. 
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Herr Schuster: Beispielsweise gibt es einen schwarzen Granit, der heißt Nero Impala, 
der sowohl in Afrika als auch in Indien gebrochen wird. Welcher Stein soll zertifiziert 
werden? - Sicherlich der Stein aus Indien. Aber weder der Steinmetz noch der Kunde 
kann erkennen, woher der Stein tatsächlich kommt. Das bedeutet, man müsste jeden 
Stein zertifizieren. Das ist letztendlich das Problem. An dieser Stelle muss man sich vor 
Augen halten, dass rund 2 600 handelsübliche Natursteine in Deutschland auf dem 
Markt sind. 

Abg. Frau Dr. Späthe: Haben die Händler keinen Nachweis vorgesehen? 

Herr Schuster: Nein, der Steinmetz bekommt maximal einen Lieferschein, aus dem 
aber nicht hervorgeht, woher der Stein im Einzelnen kommt. Das Problem besteht da-
rin zu kontrollieren, ob der betreffende Grabstein aus dem Material Nero Impala, der 
auf einem Friedhof steht, aus Indien oder der aus Afrika kommt und welcher Stein zer-
tifiziert worden ist. Das ist das Problem. Sicherlich sollte man zugunsten der Kinder 
eine Lösung zu finden. Aber in der Friedhofssatzung festzuschreiben, dass der Stein-
metz vor Ort diesen Nachweis erbringen soll, ist sehr problematisch. 

Vorsitzende Frau Zoschke: Die Antwort spricht dafür, eigentlich jeden Stein zu zertifi-
zieren. Die Frage ist allerdings, wie und wer die Steine zertifizieren soll und wie das 
letztlich kontrolliert werden kann. 

Herr Schuster: Ich biete auch in meiner Funktion als stellvertretender Bundesvorsit-
zender des Steinmetzhandwerks noch einmal unsere Mitarbeit an. Aber ich bitte da-
rum, davon Abstand zu nehmen, dieses Thema mit einem Satz im Bestattungsgesetz 
abzuhandeln. 

Vorsitzende Frau Zoschke: Herr Pütter. 

Herr Pütter: Zu der Fertigungskette. Im Steinbruch werden nicht einzelne Steine, son-
dern Blöcke mit einem Gewicht von 15 bis 20 t gebrochen. Es gibt in Indien ungefähr 
hundert Provenienzen, wo das überhaupt möglich ist. Dort gibt es vier, fünf Steinbrü-
che direkt nebeneinander. Es ist also relativ einfach, das zu kontrollieren, einfacher, als 
bei jedem anderen Produkt. Es geht auch nicht darum, welchen Namen das Material 
hat; denn es gibt verschiedene Steine, die denselben Namen tragen. Deshalb muss 
kontrolliert werden, aus welchen Steinbrüchen die Händler ihre Steine beziehen. 

Letztlich geht es um die Kette Steinbruch, Fabrik und Transport nach Deutschland. Die 
Zertifizierung bietet nicht nur der Verein XertifiX an. Es gibt auch das deutsche Siegel 
„WiN=WiN“ sowie Siegel anderer Länder wie der Niederlande oder Großbritannien. Im 
Übrigen können die Zertifizierungsstellen Steine aus den Steinbrüchen, die kontrolliert 
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worden sind, zur Verfügung stellen. Anhand dieser Kontrollsteine kann jeder Steinmetz 
sofort erkennen, ob es sich bei einem Grabstein um dasselbe Material handelt. 

Aus der Sicht von XertifiX ist es notwendig, eine gesetzliche Regelung zu schaffen, um 
die Not der Kinder in Indien zu lindern. Auf diese Weise kann man einen Beitrag gegen 
Kinderarbeit leisten. 

Vorsitzende Frau Zoschke: Jetzt hat der Abgeordnete Herr Rotter das Wort. 

Abg. Herr Rotter: Sicherlich sind sich alle darin einig, dass man versuchen muss, 
ausbeuterische Kinderarbeit, soweit es irgend möglich ist, zu verhindern. Es stellt sich 
aber die Frage, ob das Bestattungsgesetz dazu geeignet ist, oder ob man diese Prob-
lematik nicht auf eine andere Weise gesetzlich regeln sollte. 

Vorsitzende Frau Zoschke: Der Gesetzgeber ist gefordert, gesetzliche Regelungen 
zu verabschieden, die sicherstellen, dass Kinderarbeit ausgeschlossen ist. Sicherlich 
sollte die Nachweispflicht nicht den Steinmetzen auferlegt werden. Hier ist der Gesetz-
geber in der Pflicht, eine praktikable Lösung zu suchen. - Herr Steppuhn. 

Abg. Herr Steppuhn: Wenn ich Herrn Pütter richtig verstanden habe, gibt es bereits 
Steine, die zertifiziert sind. Man muss sie also nicht erst irgendwo zertifizieren lassen. 
Insofern stellt sich die Frage, warum sich das Steinmetzhandwerk nicht selbst dazu 
verpflichtet, zukünftig nur noch zertifizierte Steine zu bestellen. Denn dann wäre das 
Problem doch gelöst. 

Vorsitzende Frau Zoschke: Herr Schuster. 

Herr Schuster: In dem Gesetzentwurf heißt es, dass nur Grabsteine und Grabeinfas-
sungen verwendet werden dürfen, die nachweislich aus fairem Handel kommen und 
ohne ausbeuterische Kinderarbeit im Sinne der ILO-Konvention hergestellt werden. 
Der Friedhofsträger kann darüber ein Zertifikat oder ein Gütesiegel fordern. Das ist zu 
schwammig formuliert; denn es gibt verschiedene Stellen, die zertifizieren können. Al-
lein die Gütesiegel „XertifiX“ oder „WiN=WiN“ anzuerkennen, greift vielleicht zu kurz. 
Wir sind diesbezüglich gern zu einem Dialog bereit. 

Aber das Problem besteht nach wie vor darin, dass man zwar die Steine, die aus Indi-
en kommen, zertifizieren lassen kann, dass aber niemand den Stein hundertprozentig 
identifizieren kann. Im Übrigen gibt es nicht nur in Indien Kinderarbeit, sondern auch in 
anderen Ländern. Wenn man Kinderarbeit verhindern will, muss man so fair sein und 
generell für alle Produkte, auch für den Grabstein, eine Zertifizierung verlangen. 

Man macht es am Grabstein fest; das ist das Problem. Wenn der Gesetzgeber bei-
spielsweise die Zertifizierung einer ganz bestimmten Sorte anstrebt, dann kann man 
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sich darüber unterhalten, dann ist das sicherlich auch nicht das Problem. Aber jetzt soll 
es von Bundesland zu Bundesland unterschiedliche Regelungen geben. Das ist für den 
Steinmetz schwierig und für den Friedhofsträger, der es kontrollieren soll, allemal. 

Vorsitzende Frau Zoschke: Der Vertreter des Landes Nordrhein-Westfalen hat jetzt 
das Wort. 

Ein Vertreter des Landes Nordrhein-Westfalen: Warum widmet man sich den Stei-
nen? - Nach der Anhörung waren sich in Nordrhein-Westfalen alle Beteiligten darüber 
einig, dass sich die Steine aufgrund der Besonderheiten besonders gut dafür eignen, 
exemplarisch den Eine-Welt-Gedanken zu realisieren. Das ist beispielsweise bei Texti-
lien, bei Handys usw. anders. Bei diesen Produkten gibt es viele Einzelteile und Pro-
duktionsschritte, die man nur schwer nachvollziehen kann. 

Darüber hinaus hat man in Nordrhein-Westfalen intensiv darüber diskutiert, warum ge-
rade die Steine im Bestattungswesen diesen Ansprüchen gerecht werden sollen. Am 
Ende war für den Landtag klar, dass es gerade bei Steinen im Bestattungswesen, bei 
Grabsteinen mit dem besonderen Würdeaspekt und der herausgehobenen Funktion 
der Bestattung unvereinbar ist, dass die verwendeten Grabsteine aus Kinderarbeit 
stammen. Diese beiden Aspekte haben in Nordrhein-Westfalen zu dieser Regelung 
geführt. 

Vorsitzende Frau Zoschke: Es gibt keine weiteren Fragen. Deshalb unterbreche ich 
die Sitzung für eine Mittagspause. Ich schlage vor, die Sitzung um 13.15 Uhr fortzuset-
zen. 

(Unterbrechung von 12.41 Uhr bis 13.15 Uhr) 

Anhörung der Generalstaatsanwaltschaft Naumburg 

Herr Konrad: Die Generalstaatsanwaltschaft Naumburg hat eine schriftliche Stellung-
nahme vorgelegt. Insofern werde ich die folgenden Ausführungen auf drei Punkte be-
schränken, die aus staatsanwaltschaftlicher Sicht relevant erscheinen, erstens auf die 
sarglose Erdbestattung in Leichentüchern, zweitens auf die Kürzung der Bestattungs-
frist und drittens auf die Qualität von Leichenschauen. 

Erstens. Bei der Zulassung der vorwiegend religiös motivierten Tuchbestattung gibt es 
aus staatsanwaltschaftlicher Sicht keine relevanten Hinderungsgründe. Hinsichtlich der 
angesprochenen Probleme bei Exhumierungen, die zu vernachlässigen sind, ist auf die 
schriftliche Stellungnahme zu verweisen. 

Zweitens. Problematischer erscheint aus staatsanwaltschaftlicher Sicht eine Verkür-
zung der Bestattungsfrist auf 24 Stunden oder gar weniger. Zwar sind die fachmedizi-
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nischen Erkenntnismöglichkeiten, insbesondere zur Todesfeststellung in der Vergan-
genheit immens vorangeschritten, sodass eine Verkürzung der derzeit geltenden 48-
Stunden-Frist durchaus überlegenswert erscheint. Fraglich ist jedoch, ob die Qualität 
der medizinischen Todesfeststellung auch jederzeit mit Bordmitteln vor Ort gewährleis-
tet werden kann, vor allem bei dem hergebrachten System der ersten Leichenschau 
durch jeden niedergelassenen Arzt. 

Eine aus religiösen Gründen durchaus gebotene Verkürzung der Bestattungsfristen 
dürfte zumindest im Hinblick auf die Fälle mit gesetzlich vorgeschriebener Beteiligung 
von Polizei und Staatsanwaltschaft, also bei Verdacht auf nicht natürliche oder unauf-
geklärte Todesfälle, in der Regel nicht binnen 24 Stunden möglich sein, insbesondere 
nicht an Wochenenden. 

Die geplante Reduzierung der Bestattungsfristen erscheint zudem dann problematisch, 
wenn wegen mangelhafter erster Leichenschau zunächst fehlerhaft ein natürlicher Tod 
bescheinigt wird. Gerade in diesen Fällen würden durch eine zeitliche Vorverlegung 
der Bestattung Korrekturmöglichkeiten und damit das Entdeckungsrisiko nicht natürli-
cher Todesfälle gegenüber dem Status Quo wohl noch weiter minimiert werden. 

Eine Lösung dieses Problems könnte darin bestehen, unter Beibehaltung der bisheri-
gen 48-Stunden-Frist nur eine Ausnahmeregelung für religiös gebotene Bestattungen 
innerhalb von 24 Stunden zu schaffen. Diese Ausnahme sollte aber, wie bei der Ein-
äscherung, zwingend an eine Leichenschau durch einen Rechtsmediziner gekoppelt 
werden. 

Drittens. Mit Blick auf die derzeitige Qualität der Leichenschau, insbesondere der ers-
ten Leichenschau, besteht dringender Reformbedarf, aus der Sicht sowohl der 
Rechtsmediziner als auch der Staatsanwaltschaften. 

Die Kapitaldezernenten der sechs Standorte im Land haben berichten, dass insbeson-
dere im kassenärztlichen Notdienst, bei dem zum Beispiel auch Augen-, Zahn- und 
Laborärzte mit der Durchführung der Leichenschau betraut waren, teilweise elemen-
tarste Kenntnisse, vor allem zu Leichenerscheinungen und zur Todeszeit fehlten. Das 
kann gemessen an der regelmäßigen täglichen Berufsausübung auch niemanden ver-
wundern. Zum Teil dürften diese Mediziner die letzte Leiche vermutlich im Physikum 
oder bei ihrer klinischen Ausbildung gesehen haben. 

Unklarheiten bestehen insbesondere auch darüber, anhand welcher Kriterien zu beur-
teilen ist, ob es sich um einen natürlichen Tod handelt oder nicht. Im Zweifel wird auf 
dem Totenschein immer die Kategorie „ungeklärt“ angekreuzt. So weist bereits die Tat-
sache, dass immer wieder erst im Ergebnis der zweiten, vor der Kremation ver-
pflichtenden Leichenschau ein nicht natürlicher oder nicht aufgeklärter Tod zur Anzeige 
gebracht wird, überdeutlich auf Mängel bei der ersten Leichenschau hin. 
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Zudem fiel den befragten Kapitaldezernenten auf, dass aus welchen Gründen auch 
immer fehlerhafte Todesbescheinigungen überwiegend von Haus- und behandelnden 
Klinikärzten, nicht aber von Notärzten ausgestellt werden. Bei letzteren war die Qualität 
der Leichenschau nach Einschätzung der befragten Kapitaldezernenten eindeutig hö-
her. 

Die mit der Bearbeitung der Todesermittlungsverfahren beauftragten Polizeibeamten 
berichten darüber hinaus, dass sie den die Todesbescheinigung ausstellenden Arzt am 
Ereignisort gar nicht mehr angetroffen hätten und dass dieser nach ihren Feststellun-
gen vorschriftswidrig - das wissen die meisten Ärzte nicht, obwohl es im Gesetz steht - 
keine Leichenschau am entkleideten Körper vorgenommen haben. Beispielsweise 
wurde im Magdeburger Raum bei einem auf einem Feldweg aufgefundenen Toten vom 
Leichenschauarzt ein natürlicher Tod infolge von Herzstillstand attestiert, weil mangels 
Entkleidens die deutlich sichtbaren Reifendruckspuren auf dem Brustkorb übersehen 
worden waren. 

Die klassische Fehldiagnose, bei der in der Stadt Halle vergewaltigten und brutal er-
mordeten bulgarischen Studentin Maria N. - der Fall ist aus den Medien bekannt -, de-
ren Mörder immer noch nicht gefasst werden konnte, ist bedauerlicherweise nicht der 
Schlusspunkt von jüngsten Defiziten bei der ersten Leichenschau. 

In dem Zeitraum zwischen der Erarbeitung der schriftlichen Stellungnahme und dem 
heutigen Tag ist wiederum bei der ersten Leichenschau ein natürlicher Tod durch Niko-
tinabusus und akutes Herzversagen attestiert worden; eine gängige Erklärung auf To-
tenscheinen. Die deutlichen Hinweise unter der Kleidung auf einen Erstickungstod 
durch Fremdeinwirkung wurden vom Leichenschauarzt schlicht übersehen und demzu-
folge auch keine Polizei eingeschaltet. Erst bei der zwingenden Leichenschau vor der 
Einäscherung und bei der nachfolgenden Sektion wurde der komplette Bruch des 
Kehlkopfes mit zahlreichen Hämatomen festgestellt, die durch die Kleidung verdeckt 
waren. 

Als Fazit ist festzustellen, dass die Qualität, insbesondere der ersten Leichenschau, 
dringend reformbedürftig ist. Dies haben auch die bereits vor einigen Jahren einberu-
fenen Arbeitsgruppen der Justizminister- und Gesundheitsministerkonferenzen aus-
drücklich festgestellt und richtungweisende Reformvorschläge aufgezeigt. Die heute 
zur erörternden Drucksachen enthaltenen Vorschläge zeigen nur zum Teil gangbare 
und vor allem realisierbare Lösungen auf. 

Im Land Sachsen-Anhalt sind durchschnittlich 30 000 Todesfälle pro Jahr zu verzeich-
nen. Demzufolge müsste in 30 000 Fällen zwingend eine erste Leichenschau erfolgen. 
Ausweislich der staatsanwaltschaftlichen Statistiken wurden in rund 10 % der Fälle 
Todesermittlungsverfahren eingeleitet, weil die ungeklärte oder nicht natürliche Todes-



Landtag von Sachsen-Anhalt  Textdokumentation zur Veröffentlichung  
im Internet über die öffentliche Anhörung 6/SOZ/51  18.03.2015 

____________________________________________________________________________ 

54

ursache einen Verdacht auf ein Tötungsdelikt nahe legte. 20 % dieser Verfahren mün-
deten im Jahre 2010 in einer Sektion; genau waren es 643 Fälle. 

Vor diesem Hintergrund erscheinen die in den Drucksachen vorgeschlagenen Maß-
nahmen bei praktischer Betrachtung nur schwer realisierbar, obwohl sie aus staatsan-
waltschaftlicher Sicht der Suche nach der materiellen Wahrheit wohl am nächsten 
kommen dürften. Ideal wäre es, wenn schon die erste Leichenschau ausschließlich von 
Rechtsmedizinern oder speziell geschulten Pathologen vorgenommen werden würde. 
Dies dürfte aber an den vorhandenen Kapazitäten scheitern. 

Die praktische Erfahrung zeigt bereits, dass schon derzeit die zur Verfügung stehen-
den Rechtsmediziner sehr stark ausgelastet, bisweilen überlastet sind. Alternativ wäre 
die Schaffung eines Personalpools in Sachsen-Anhalt denkbar, in den bereits ein-
schlägig qualifizierte ärztliche Personen nach einer Fortbildung aufgenommen werden, 
die einen gesonderten Leichenschaubereitschaftsdienst bilden könnten. 

Der Vorschlag im Antrag der Fraktion DIE LINKE, zwingend eine zweite Leichenschau 
bei allen Einäscherungen und Erdbestattungen im Ausland vorzusehen, ist aus fachli-
cher Sicht nur zu unterstützen. Ein Fall mit Auslandsbezug sollte nicht anders behan-
delt werden als ein Fall im Inland, bei dem schon vor einer Einäscherung die Pflicht 
besteht, vorab einen Rechtsmedizinischer hinzuzuziehen. Diese Pflicht sollte aber 
auch auf Erdbestattungen im Ausland ausgeweitet werden, da durch die Ausfuhr des 
Leichnams die wichtige Möglichkeit der Beweiserhebung verloren gehen kann. 

Anhörung der Bestatterinnung Sachsen-Anhalt 

Herr Ruland: Die Bestatterinnung von Sachsen-Anhalt, die rund 80 Bestattungshäuser 
vertritt, lehnt den Gesetzentwurf der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie den 
Antrag der Fraktion DIE LINKE ab. Allerdings enthalten beide Beratungsgegenstände 
wesentliche Anknüpfungspunkte, über die man reden sollte. Das Land Sachsen-Anhalt 
verfügt über ein recht modernes Bestattungsgesetz, sodass es eher um einige Nach-
besserungen geht. Ein völlig neues Gesetz zu verabschieden, ist daher nicht notwen-
dig. 

Die Fraktion DIE LINKE fordert, dass die erste Leichenschau möglichst von Rechtsme-
dizinern durchgeführt werden soll. Schon jetzt herrscht in den Landkreisen ein erhebli-
cher Ärztemangel. Das ist allgemein bekannt. Die Notärzte kommen zum Teil aus an-
deren Bundesländern. Wenn die Leichenschau nunmehr von Rechtsmedizinern durch-
geführt werden soll, würden Stunden, wenn nicht gar Tage vergehen, ehe dieser ein-
trifft. Das lässt sich so sicherlich nicht umsetzen. Man müsste zahlreiche Rechtsmedi-
ziner im Schnellverfahren ausbilden, um das überhaupt gewährleisten zu können. 
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Der Vertreter der Staatsanwaltschaft ist darauf hinzuweisen, dass beispielsweise 
Zahnmediziner von jeher nicht als Notärzte eingesetzt werden. Wenn dies irgendwo 
der Fall sein sollte, dann wäre das gesetzeswidrig. Bisher sind Zahnmediziner nie als 
Personen, die einen Totenschein ausstellen, in Erscheinung getreten. 

Des Weiteren schlägt die Fraktion DIE LINKE vor, den Kreis der Bestattungspflichtigen 
auf Lebenspartner zu erweitern. Das ist zu begrüßen, wenn es sich um eingetragene 
Lebenspartnerschaften handelt. Das ist eigentlich bereits im Lebenspartnerschaftsge-
setz geregelt. Der Vollständigkeit und der Eindeutigkeit halber könnte in Zukunft eine 
entsprechende Regelung in das Gesetz mit aufgenommen werden. 

Die Verkürzung der Bestattungsfrist auf 24 Stunden erscheint weder ratsam noch prak-
tikabel. Von der relativ geringen Gefahr Scheintodes abgesehen, die man ausschlie-
ßen kann, scheitert dies eher an den Behörden. Die Ausstellung einer Sterbeurkunde 
innerhalb von 24 Stunden durch die Standesämter ist in den meisten Fällen überhaupt 
nicht möglich. Wenn noch das Wochenende dazwischen liegt, dann wird das erst recht 
nichts. In den Fällen, in denen eine Verkürzung der Bestattungsfrist aus religiösen 
Gründen geboten ist, könnten die notwendigen Vorkehrungen auch über Ausnahmere-
gelungen getroffen werden. Dazu muss man nicht das Gesetz ändern. 

Zum Friedhofszwang. Die Beisetzung auf privaten Grundstücken wäre eine privatrecht-
liche Angelegenheit und lässt sich schwer mit der Öffentlichkeit vereinbaren. Es wurde 
heute schon gesagt, dass es in der Verwandtschaft Differenzen gegen kann. Bei einer 
Beisetzung auf privaten Grundstücken gibt es für andere dann keinen Ort zum Trauen. 
Deshalb hält die Bestatterinnung diesen Weg nicht für sinnvoll. 

An die Bestattungsunternehmen in Sachsen-Anhalt ist bereits mehrfach der Wunsch 
nach einer Flussbestattung herangetragen worden. Ich stelle diese Frage deshalb in 
den Raum. Möglicherweise könnten bestimmte Umweltvorschriften entgegenstehen. 
Das ist aber eine Frage, die mehrfach thematisiert worden ist. 

Die würdevolle und individuelle Bestattung von Fehlgeburten, wie es die Fraktion DIE 
LINKE fordert, ist im geltenden Gesetz ausreichend geregelt. Man müsste dies viel-
leicht besser definieren. Aber es wird von vielen Krankenhäusern zurzeit recht or-
dentlich und würdevoll praktiziert. 

Auch die Bestatterinnung verurteilt ausbeuterische Kinderarbeit. Es wurde bereits dar-
gestellt, wie schwierig es ist, nachzuweisen, woher ein Grabstein wirklich kommt. Auf 
alle Fälle sollte die Verantwortung nicht beim einzelnen Steinmetz liegen. Denn er hat 
kaum die Möglichkeit, darauf Einfluss zu nehmen. Es ist wohl eher eine Aufgabe der 
Zollbehörden oder des Staates, sich darum zu kümmern. Es ist wichtig und richtig, ge-
gen Kinderarbeit vorzugehen. Ein sinnvoller Weg ist der, den man in Nordrhein-
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Westfalen eingeschlagen hat und den die evangelische Kirche in ihrer Beispielsatzung 
aufzeigt. 

Wenn es um eine sarglose Bestattung bzw. um eine Tuchbestattung geht, muss man 
sich vor Augen halten, dass es auf der Welt noch viele andere Religionsgemeinschaf-
ten gibt. Wie will man es mit den 270 000 Buddhisten oder mit den 100 000 Hindus 
halten, die in Deutschland leben? Soll vielleicht demnächst die direkte Verbrennung am 
Fluss oder gar eine Höckergrabbestattung, wie sie in Sibirien üblich ist, ermöglicht 
werden? Sicherlich ist es richtig und wichtig, dass die entsprechenden religiösen Ge-
bräuche gewahrt und ausgeübt werden können. Aber wenn man eine Ausnahme im 
Gesetz verankert, wird über kurz oder lang die nächste Ausnahme gefordert. Das sollte 
man bedenken. 

Die Bestatterinnung hat ihre Mitglieder befragt, wie oft sie in den letzten 25 Jahren 
nach einer Tuchbestattung gefragt worden sind. Von den 80 Mitgliedern haben 
50 geantwortet. Im Ergebnis ist dieser Wunsch einmal in 25 Jahren geäußert worden, 
und zwar im Bereich Halle-Merseburg. Der Verstorbene wurde später exhumiert und in 
sein Heimatland überführt. Wir sprechen also über einen verschwindend geringen An-
teil. 

Die Bestatterinnung Sachsen-Anhalt hat keine Hinweise darauf, dass die israelitischen 
Gemeinden in Sachsen-Anhalt eine sarglose Bestattung ihrer Mitglieder wünschen. 
Schließlich ist die vollständige Auflösung des Leichnams nach der Bestattung wesentli-
cher Bestand der jüdischen Glaubensvorstellungen. In den Schriften heißt es: „Erde zu 
Erde, Staub zu Staub“. Das heißt, die Gewährleistung der Verwesung des Leichnams 
sollte im Interesse der jüdischen Gemeinden liegen. Darüber hinaus ist der Sarg ein 
integraler Bestandteil des jüdischen Bestattungsritus, da in allen bekannten religiösen 
Vorschriften im Judentum ein für alle gleicher schmuckloser Sarg gefordert wird. 

Allenfalls in Bezug auf die Kosten könnte man sich vorstellen, dass Personen aus dem 
Umfeld des Verstorbenen ein Interesse an einer sarglosen Bestattung haben könnten. 
Die Aufgabe des Sargzwanges würde nur denjenigen einen Vorteil verschaffen, die 
aufgrund ihrer wirtschaftlichen und finanziellen Möglichkeiten die Beerdigung selbst 
bezahlen müssen. 

Der Sarg hat die Funktion eines schützenden Raums, in dem sich die ungestörte Ver-
wesung des Leichnams vollzieht. Wird diese Autolyse unterbrochen, etwa durch Luft-
abschluss infolge eindringenden Wassers, so bilden sich Fettwachse, die die Ver-
wesung verzögern oder ganz verhindern, sodass die auf deutschen Friedhöfen übli-
chen Ruhefristen nicht mehr ausreichen würden. 

Auch am Gleichheitsprinzip muss die Aufhebung des Sargzwanges scheitern, sofern 
davon ausgegangen wird, dass muslimische Verstorbene auf öffentlichen Friedhöfen in 
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Sachsen-Anhalt beerdigt werden können. Denn es könnte sich als nicht haltbar her-
ausstellen, wenn einer religiösen Minderheit wie den Muslimen dieses Recht einge-
räumt wird, während andere mit Sarg beerdigt werden müssen. 

Anhörung des Landesverbandes Gartenbau Sachsen-Anhalt e. V. 

Herr Zalewski: Die Friedhöfe sind nicht nur Orte der Trauer, sondern auch Orte der 
Erinnerung, des Trostes, der Stille und der inneren Einkehr. Sie erzählen vom Leben 
und Sterben der Menschen. Sie sind Orte der Kultur und der Geschichte. Sie sind 
Treffpunkte und Orte der Kommunikation. Auf den Friedhöfen befinden sich erhaltens-
werte denkmalgeschützte Bereiche, besondere Grabanlagen und Grabstätten mit be-
sonderen Grabmalen. Sie sind das stetige Gedächtnis. 

Friedhöfe bilden einen stadtklimatisch bedeutsamen Raum mit großen städtischen 
Grünflächen, die dazu beitragen, dass Magdeburg die zweitgrünste Stadt Deutsch-
lands ist. Die Friedhöfe sind aber auch ein grünes Klassenzimmer. Es ist immer wieder 
zu beobachten, dass Kindergartengruppen und Schulklassen die Friedhöfe besuchen. 
Die Kinder entdecken dort Biotope und einen ungeahnten Lebensraum für Tiere und 
Pflanzen. Auch die auf den Grabmalen vorhandenen Inschriften und Symbole erzählen 
interessante Geschichten. 

Friedhöfe sind aber auch ein Wirtschaftsraum und geben vielen Menschen einen Ar-
beitsplatz. Der Wirtschaftsraum wird allerdings immer stärker eingeschränkt. Die Zahl 
der Bestattungen auf den Friedhöfen geht zurück. Das Bestattungsverhalten entwickelt 
sich immer mehr in Richtung Feuerbestattung mit anschließender Beisetzung unter 
dem grünen Rasen. Die demografische Veränderung mit der Steigerung der Sterbefäl-
le, der Alterung der Gesellschaft und der sinkenden Bevölkerung nimmt darauf großen 
Einfluss. 

Die öffentliche Meinungsbildung beeinflusst den Menschen. Neue alternative Bestat-
tungsformen werden als modern, kostengünstig und praktisch kommuniziert. Das Grab 
mit Grabmal und Grabgestaltung auf einem Friedhof wird mit dem negativen Image 
„teuer und arbeitsintensiv“ belegt. 

Friedhofsferne Bestattung, wie Bestattungswälder oder Grabeskirchen und auch neue 
Formen im Bestattungsgesetz, wie die Möglichkeit, die Urne im eigenen Garten zu be-
statten, wo das Grab nicht mehr für jeden Menschen zugänglich ist, führen auf den 
Friedhöfen zu immer größeren Überhangflächen. 

Diejenigen, die die Kultur des christlichen Abendlandes befürworten, bezahlen immer 
höhere Gebühren und für die Kommunen und Kirchen sinken die Einnahmen. Der 
Pflegeaufwand steigt jedoch. Aufgrund der sinkenden Einnahmen wird das Personal 
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abgebaut und die Pflege erfolgt unzureichend. Damit verlieren unsere Friedhöfe an 
Attraktivität. 

Wer die Toten missachtet, der zeigt, dass ihm die Menschenwürde nicht viel wert ist. 
Eine hohe Bestattungskultur gehört seit Menschengedenken zu den Grundempfindlich-
keiten des Menschen und seiner Umwelt. Sie ist Maßstab seiner Lebenskultur. Das ist 
kein Zwang. Es muss ein Bedürfnis sein, sich auf einem Friedhof begraben zu lassen. 
Man könnte auch sagen, an einem Friedhof erkennt man, welche Menschen in der 
Stadt oder in diesem Land leben. 

Der flächenmäßig größte Friedhof Sachsen-Anhalts ist der Magdeburger Westfriedhof. 
Er gehört zu den Friedhöfen in Deutschland mit den meisten Bestattungsarten. Neben 
Wahl- und Reihengräbern sowie verschiedenen Gemeinschaftsanlagen gibt es gärt-
nerbetreute Ruhegemeinschaften, Partnergräber, ein naturnahes Grabfeld, die Mög-
lichkeit von Baumbestattungen, Kindergemeinschaftsgrabanlagen, ein Grabfeld für 
Sternenkinder, ein Grabfeld für orthodoxe Christen und auch ein muslimisches Grab-
feld. 

Dieses muslimische Grabfeld wurde im Jahr 2008 angelegt. Bis heute wurden dort 
17 Beerdigungen durchgeführt. Das sind pro Jahr nicht einmal drei Beerdigungen. An-
gesichts dessen ist es erstaunlich, dass von einer großen Nachfrage die Rede ist. Ne-
ben Magdeburg gibt es noch in Halle, in Dessau-Roßlau und in Stendal muslimische 
Gemeinden. Auch dort sind die Bestattungszahlen entsprechend gering. 

Auf den muslimischen Grabfeldern können sich Muslime entsprechend ihrer Religion 
beisetzen lassen. Der Kopf des Toten weist nach Westen, die Füße nach Osten und 
der Blick ist gen Mekka gerichtet. Die Bestattung erfolgt in einem Holzsarg, weil eine 
Fatwa, ein religiöses Dekret, dies für in Europa lebende Muslime zulässt. Warum fin-
den so wenige Bestattungen statt? Die erste Generation der Muslime hat sich in der 
Heimat bestatten lassen und die zweite Generation integriert sich zunehmend. 

Wenn man über die Friedhöfe geht, sieht man zwischen den Gräbern mit vertrauten 
Namen immer wieder auch muslimische Grabmale mit entsprechenden Inschriften. Der 
Wunsch, die Bestattung innerhalb von 24 Stunden zu ermöglichen, wie es die jüdische 
und muslimische Religion vorschreibt, ist nicht nur eine organisatorische, sondern auch 
eine arbeitswirtschaftliche und finanzielle Frage. 

Alle größeren Städte haben ein eigenes Feld für Fehlgeburten und für Sternenkinder. 
Überall im Land, auch für die kleinen Friedhöfe, haben die Kommunen gute Friedhofs-
satzungen geschaffen, die unter anderem eine würdige Beisetzung von Sternenkindern 
ermöglichen. Hier sollte man ein bisschen Vertrauen zu den Friedhofsträgern haben. 
Die Eltern haben somit einen Trauerort und können dem Kind auch einen Namen ge-
ben, obwohl dieses standesamtlich nicht eingetragen ist. Die Friedhofsgärtner sehen in 
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diesen Feldern einen ganz wichtigen Beitrag zur Trauerbewältigung der Eltern und vor 
allem auch der Geschwister. 

Bestattungswälder werden in Kooperation mit wirtschaftlich orientierten Unternehmen 
betrieben. In Sachsen-Anhalt gibt es einige. Bei gleichbleibender Zahl an Sterbefällen 
erhöhen sich faktisch die Bestattungsflächen in Sachsen-Anhalt um ein Vielfaches. 
Dadurch werden die ortsansässigen Friedhöfe, die die Gemeinden zu unterhalten ver-
pflichtet sind, geschwächt. Schon heute gibt es kaum Friedhofsverwaltungen, die ihre 
Kosten durch die Gebühreneinnahmen vollständig decken können. Jede Bestattung in 
einem Bestattungswald destabilisiert den Gemeindehaushalt. Gleiches gilt auch für 
Beisetzungen im heimischen Garten oder im öffentlichen Grün. 

Auch unter Berücksichtigung der neuesten Analysen, die ein Landschaftsplaner bei der 
Dekra in Auftrag gegeben hat, muss eine Ausweitung der Bestattungsfläche für Huma-
nasche in Sachsen-Anhalt kritisch betrachtet werden. Danach überschreiten die Pro-
ben deutlich die zulässigen Grenz- und Prüfwerte für Chrom und Chrom VI. Nach ent-
sprechenden Aussagen zählt Chrom zu einem der höchst mobilen Umweltgifte. Die 
Ergebnisse überschreiten der Studie nach sogar den Grenzwert für Hausmülldeponien. 
Betrachtet man nun den im Jahr 2008 im UNESCO-Weltkulturerbegebiet Biosphären-
reservat Mittlerer Elbe errichteten Friedwald Dessau-Wörlitz, müssen die Ergebnisse 
nachdenklich stimmen. 

Der Fachverband der Friedhofsgärtner ist für die Beibehaltung des gültigen Bestat-
tungsgesetzes. Eine Ausweitung des Bestattungsgesetzes nach dem vorliegenden 
Entwurf birgt finanzielle Risiken für die Kommunen, bedroht Arbeitsplätze und bringt 
Gefahr für Natur und Umweltschutz. 

Anhörung des Verbandes unabhängiger Bestatter e. V. 

Herr Möller: Der Verband der unabhängigen Bestatter ist bundesweit tätig. Die Auffas-
sung der in Sachsen-Anhalt tätigen Mitglieder ist in der schriftlichen Stellungnahme 
wiedergegeben. 

Im Interesse einer Vermeidung von ausbeuterischer Kinderarbeit kann man der vorge-
schlagenen Gesetzesänderung nur zustimmen. Einige Städte und Gemeinden haben 
bereits versucht, in ihren Friedhofssatzungen zu regeln, dass Grabsteine aus Kinder-
arbeit nicht aufgestellt werden dürfen. 

Diese Regelungen wurden aber zum Teil von den Oberlandesgerichten für ungültig 
erklärt mit der Begründung, dass Kommunen für eine solche Regelung keine Kompe-
tenz besäßen. Eine landesrechtliche Regelung des Verbotes von Grabsteinen aus Kin-
derarbeit, wie dies bereits in den Bundesländern Bremen, Baden-Württemberg und im 
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Saarland geschehen ist, würde für die Städte und Gemeinden Rechtssicherheit brin-
gen. 

Mit ihrem Entschließungsantrag in der Drs. 6/3041 versucht die Fraktion BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN eine gesellschaftliche Debatte über die sich wandelnden Bestat-
tungskulturen anzustoßen. Nach Auffassung des Verbands der unabhängigen Bestat-
ter gibt es bereits eine derartige gesellschaftliche Diskussion. Dazu hat die Verbrau-
cherinitiative Aeternitas gemeinsam mit TNS Emnid im März 2013 eine repräsentative 
Umfrage durchgeführt. Die Frage, ob man für die Trauer um Verstorbene und für das 
Gedenken einen bestimmten Ort brauche, wurde von 59 % der Befragten verneint. 
21 % der Befragten gaben an, für die Trauer um Verstorbene und für das Gedenken 
einen festen Ort zu benötigen, der sich aber nicht auf dem Friedhof befinden müsse. 

Zu der Thematik der Leichenschau hat der Verband der unabhängigen Bestatter Ge-
spräche mit der Ärztekammer Westfalen-Lippe geführt, die vor nicht allzu langer Zeit 
dazu eine Umfrage durchgeführt hat. Im Ergebnis dieser Umfrage wurde festgestellt, 
dass eine durchschnittliche Leichenschau zwar 20 bis 30 Minuten dauert, aber nur jede 
vierte Leiche vollständig entkleidet wird. Des Weiteren ergab die Umfrage, dass viele 
Ärzte dazu neigen, auch in den unklaren Fällen einen natürlichen Tod zu bescheinigen. 

1 000 zufällig ausgewählten Ärzte aus dem Bereich dieser Ärztekammer erhielten ei-
nen Fragebogen zur Leichenschau, der von knapp einem Drittel ausgefüllt wurde. Un-
ter anderem wurde nach praktischen Aspekten bei der Durchführung der Leichenschau 
gefragt und nach der Beeinflussung durch Dritte. Außerdem sollten dann noch vier ty-
pische Fallkonstellationen der Todesart bestimmt werden. 55 % der Rücksender gaben 
an, bis zu zehn Leichenschauen pro Jahr durchzuführen. Nur jeder Vierte entkleidet die 
Leiche in jedem Fall vollständig. Bei den Hausärzten sind es sogar nur 9 %. Rund 
70 % der Einsender nehmen sich für eine Leichenschau mindestens 20 Minuten Zeit. 

Angesichts dieser Ergebnisse hält der Verband der unabhängigen Bestatter Änderun-
gen bei der Ausbildung von Haus-, Not- und Fachärzten zur Verbesserung der Lei-
chenschau für dringend notwendig, gerade im Hinblick auf die Rechtssicherheit. In den 
Bereichen der rechtsmedizinischen Qualifizierung sowie Aus- und Fortbildung der Me-
diziner sollte weiter gearbeitet werden. Eventuell sollte man die Möglichkeit in Betracht 
ziehen, speziell ausgebildeten Ärzten, die den Gesundheitsämtern unterstellt sind, die-
se Aufgaben in Zukunft zu übertragen. 

Ein weiterer Punkt ist die Möglichkeit der würdevollen individuellen Bestattung aller 
totgeborenen Kinder. Aus der Sicht des Verbandes sollte unabhängig von der Größe, 
dem Alter und dem Gewicht grundsätzlich die Möglichkeit zur Bestattung aller totgebo-
renen Kinder geschaffen werden; denn das erleichtert den Eltern und den Angehörigen 
die Trauerarbeit. Das wurde auch in Gesprächen mit Elterngruppen und vonseiten der 
Bestatter immer wieder bestätigt. 
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Die Verkürzung der Bestattungsfrist auf 24 Stunden nach dem Todeseintritt erscheint 
aus organisatorischen Gründen problematisch. In diesem knappten Zeitfenster dürfte 
es unwahrscheinlich sein, alle erforderlichen Dokumente für eine Bestattung zu organi-
sieren. Vor allem an Wochenenden und Feiertagen wäre es nur sehr schwer zu reali-
sieren und wenn es gelänge, dann nur mit hohem finanziellem und organisatorischem 
Aufwand für die Standesämter und die Friedhofsverwaltungen. 

Wie schon von anderen Angehörten gesagt worden ist, sollte grundsätzlich die Mög-
lichkeit der sarglosen Bestattung aus religiösen oder weltanschaulichen Gründen be-
stehen. Allerdings darf dabei nicht in das kommunale Selbstbestimmungsrecht einge-
griffen werden, etwa wenn Städte und Gemeinde eine sarglose Bestattung aufgrund 
der Bodenbeschaffenheit oder mit Blick auf die Umwelt belastende Kriterien ablehnen. 

Es sollte möglich sein, entsprechende Räume für rituelle Waschungen zur Verfügung 
zu stellen. Dies sollte allerdings nicht als gesetzliche Verpflichtung verankert werden, 
sondern auf freiwilliger Basis und in Abstimmung mit den muslimischen Gemeinden 
geschehen. 

Ein Thema, das die Bestatter besonders interessiert, ist die Aufhebung des Bestat-
tungszwangs auf kirchlichen und kommunalen Friedhöfen. Das sittliche Empfinden der 
Bevölkerung war in den letzten Jahren einem stetigen Wandel unterworfen. Der Bei-
setzungszwang wird in der Praxis von allen Kollegen, mit denen dazu Gespräche ge-
führt worden sind, infrage gestellt. Das bedeutet im Umkehrschluss aber nicht, dass 
alle Menschen die Urne ihrer Angehörigen auf dem Kamin haben möchten. Sie wün-
schen sich vielmehr die Möglichkeit, frei darüber entscheiden zu können. 

Seit dem 1. Januar 2015 besteht in Bremen unter Auflagen die Möglichkeit der privaten 
Ascheverstreuung. Seither wurde von dieser Möglichkeit erst zwei Mal Gebrauch ge-
macht. In Bremen kann also nicht vom Untergang des Abendlandes gesprochen wer-
den. 

Beim Fortbestehen der bisherigen strikten Regelung besteht weiterhin die Gefahr des 
so genannten Leichentourismus ins Ausland. Bekanntermaßen gibt es bereits die Mög-
lichkeit, über die Schweiz oder die Niederlande das deutsche Bestattungsrecht in die-
ser Hinsicht zu umgehen. Wenn man im Internet recherchiert, wird man überrascht 
sein, wie viele deutsche Bestatter diese Möglichkeit anbieten. Deshalb ist es dringend 
geboten, in diesem Bereich eine Gesetzesänderung vorzunehmen; denn verhindern 
lässt sich das nicht. 

Bei den Bestattern wird vermehrt nach der Möglichkeit einer naturnahen Bestattung 
gefragt. Bei vielen Menschen steht hinter dieser Frage der Wunsch, den Angehörigen 
die Grabpflege zu ersparen. Es gibt aber auch den Wunsch, nach dem Tod eins mit 
der Natur zu werden, wie man es früher nur von den Seebestattungen kannte. 
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Galt zum Beispiel früher eine Seebestattung als exotisch und wurde überwiegend von 
Verstorbenen gewünscht, die selbst zur See fuhren, werden heute überwiegend Per-
sonen auf See beigesetzt, die eine starke Bindung zur See hatten, ohne jemals zur 
See gefahren zu sein. Aus der Sicht des Verbandes der unabhängigen Bestatter bietet 
sich für kommunale Friedhöfe an dieser Stelle die Möglichkeit, durch eine Erweiterung 
der angebotenen Bestattungsformen, wie Baumbestattungen, an Attraktivität zu gewin-
nen. 

In einigen Bundesländern ist die Bestattungspflicht schon um die Lebenspartnerschaf-
ten erweitert worden. Dabei werden auch explizit die Lebenspartner eingeschlossen, 
die nicht in einer so genannten eingetragenen Lebenspartnerschaft leben. Das wäre 
ein sehr guter Ansatz, um eine Abnahme der Zahl der ordnungsbehördlichen Bestat-
tungen zu erreichen. Das käme mit Sicherheit auch einigen Kommunen zugute. 

Grundsätzlich ist zum Abschluss anzumerken, dass es bei einer völligen Liberalisie-
rung natürlich zu Missbrauch durch einige wenige kommen könnte. Zum Beispiel könn-
te die Asche aus finanziellen Gründen entsorgt werden. Missbrauch ist aber durch ein 
Gesetz nicht zu verhindern. 

Im Übrigen kommt es bundesweit - das betrifft nicht allein das Land Sachsen-Anhalt - 
in vielen Großstädten massenhaft zu solchen Entsorgungen, angeordnet durch die 
Ordnungsämter. Die Entsorgung findet lediglich auf einem Friedhof in einem anonymen 
Grab statt. Der Ort ist dann zwar, wie so oft angemahnt wurde, öffentlich zugänglich, 
eine Zuordnung der Grabstelle ist aber nicht möglich. Insofern besteht auch kein nen-
nenswerter Unterschied zu einer Grabstelle in einem privaten Garten. 

Anhörung eines Bestattungsinstituts 

Der Vertreter eines Bestattungsinstituts: Das Bestattungsinstitut führt Bestattungen 
in Havelberg, Wittstock, Kyritz und in Neustadt-Dosse durch. Dabei treten die gleichen 
Probleme auf, die von verschiedenen Rednern bereits angesprochen wurden. Angehö-
rige fragen, warum die Urne auf dem Friedhof bestattet werden muss, warum es keine 
Möglichkeit gibt, sie mit nach Hause zu nehmen. Sie versichern auch, dass die Urne 
einen vernünftigen Platz erhält, und sagen, dass die Trauerbewältigung zu Hause bes-
ser gelingt als auf dem Friedhof. 

Ein Beispiel: Eine 84-jährige Frau begegnete mir vor einem Friedhof in Wittstock, in 
Tränen aufgelöst. Sie konnte sich gar nicht beruhigen. Auf meine Frage, was los sei, 
berichtete sie mir, dass ihr Mann vor zwei Tagen beerdigt worden sei und dass sie es 
nicht über ihr Herz bringe, auf diesen Friedhof zu gehen. Sie hatte einen regelrechten 
Weinkrampf. Menschen wie dieser Frau müsste man die Möglichkeit einräumen, die 
Urne mit nach Hause zu nehmen. Ich sage es ganz ehrlich: Wäre ich mit der Beerdi-
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gung ihres Mannes beauftragt gewesen, wäre die Urne definitiv nicht auf den Friedhof 
gekommen. 

Es gibt so viele Gründe, die dagegen sprechen, immer noch daran festzuhalten, dass 
eine Urne auf dem Friedhof beigesetzt werden muss. Davon müsste man doch einmal 
abgehen. Ich kann durchaus verstehen, dass die Menschen, die davon leben, wie die 
Steinmetze und die Friedhofsverwaltungen, sich dagegen aussprechen. Aber es kann 
auf keinen Fall so weitergehen, dass sich die Friedhofsgebühren von Jahr zu Jahr er-
höhen. 

So hat etwa der Nitzower Friedhof anfangs für eine anonyme Grabstelle Gebühren in 
Höhe von 160 € verlangt; mittlerweile sind es 280 €. Kürzlich hat mir der Friedhofsgärt-
ner gesagt, dass man mit diesem Betrag in Zukunft nicht mehr zurechtkommen werde, 
weil sich viele Havelberger in Nitzow beerdigen ließen; deshalb werde man demnächst 
den gleichen Preis nehmen wie der Friedhof in Havelberg, nämlich 410 €. - Dass man 
für eine anonyme Rasenfläche von einer Fläche von 40 mal 40 cm einen Betrag von 
400 € löhnen soll, das passt doch ganz einfach nicht mehr. 

Hier geht es nur noch um Geld. Dafür muss man eine Lösung finden. Nicht alle wün-
schen keine Friedhofsbestattung mehr. Es sind vielleicht 20, 25 oder höchstens 30 % 
der Menschen, die der Auffassung sind, ihre Trauer mit der Urne zu Hause einfacher 
und besser bewältigen zu können. Mehr werden es auf keinen Fall sein. Auch dann 
werden die Leute, die davon leben und gut davon leben, nicht am Hungertuch nagen. 

Einer der Redner hat gesagt, dass die Satzungen eigentlich ganz gut sind. Ich habe 
genau das Gegenteil erlebt, konkret mit dem Stadtfriedhof in Havelberg. Der Friedhofs-
träger ist die evangelische Kirche. Für eine Beerdigung muss die Friedhofsmeldung 
dorthin geschickt werden. Obgleich die Meldung mit dem Zusatz „Rechnung vom 
Friedhof an Bestatter“ versehen war, wurde sie den Angehörigen zugesandt. In dieser 
Rechnung enthalten war ein Betrag für die Friedhofshalle, die bei der Beerdigung gar 
nicht genutzt wurde. 

Die Sachbearbeiterin bei der Friedhofsverwaltung arbeitet auf der Grundlage der Sat-
zung. Auch der Chef der Friedhofsverwaltung hat sich auf meinen Einwand hin, dass 
es sich um eine nicht erbrachte Leistung handele, auf die Satzung berufen. Auch des-
sen Vorgesetzter sagte mir, die Rechnung sei zu bezahlen; die Satzung sei nun einmal 
so. Die gleiche Auskunft bekam ich von der wiederum übergeordneten Stelle mit Sitz in 
Potsdam. Dort hieß es, man könne die Satzung nicht ändern. Auf meinen Einwand hin, 
den Betroffenen gehe es darum, nur für die Leistungen bezahlen zu müssen, die sie in 
Anspruch genommen hätten, riet man mir, mich an das Büro von Bischof Huber in Ber-
lin zu wenden. 
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Der entsprechende Sachbearbeiter hat mir ebenfalls sowohl am Telefon als auch auf 
Nachfrage hin schriftlich bestätigt, dass die Rechnung zu bezahlen ist. Daraufhin habe 
ich ihn erneut angerufen und gesagt, er solle die Rechnung zurücknehmen oder ich 
würde mich an die BILD-Zeitung oder an einen Fernsehsender wenden; denn das, was 
man da mache, sei ganz einfach Betrug, man nehme die trauernden Angehörigen aus. 
- Zwei Tage später wurde mir am Telefon mitgeteilt, dass man die Rechnung zurück-
ziehe. Inzwischen liegt diese Auskunft auch schriftlich vor. Solche Beispiele gibt es 
viele. 

Vor zwei, drei Wochen hatte ich einen Fall, in dem die Angehörigen des Verstorbenen 
zunächst einen Kollegen beauftragt hatten. Dieser hatte, obwohl die Betreffenden ge-
sagt hatten, dass sie das nicht leisten könnten, für die Beerdigung einen Preis von 
3 800 € festgelegt. Dieser Preis wurde zwar noch einmal verringert. Aber im Vertrag 
stand, dass sich die Kosten wieder erhöhen könnten. Ich habe den Angehörigen dann 
geraten, einen Festpreis zu vereinbaren. 

Letztlich wollten die Angehörigen mich mit der Bestattung beauftragen. Dafür musste 
zunächst der Auftrag, der dem Kollegen erteilt worden war, zurückgezogen werden. 
Laut Kostenvoranschlag sollten für eine Fahrtstrecke von 2 km 40 €, für die Leistungen 
von zwei Mitarbeitern 70 € und für die Kühlzellennutzung 45 € fällig werden. Verlangt 
hat der Kollege für diese Leistungen einen Betrag von 340 €. Ich habe ihm 180 € an-
geboten, also mehr als er im Kostenvoranschlag ausgewiesen hatte. Im Übrigen waren 
die Posten nur auf einem Schmierzettel aufgeschlüsselt. Eine Rechnung lag nicht vor. 
Am Ende musste die Polizei eingeschaltet werden, weil sich der Kollege geweigert hat, 
die Leiche, den Totenschein und sämtliche Papiere herauszugeben.  

Der eigentliche Punkt ist, dass der betreffende Kollege als Friedhofsgärtner auf dem 
Friedhof tätig ist, auf dem die Beisetzung stattfinden sollte. Das bedeutet, er nimmt die 
Urne in Empfang und führt an der Grabstelle sämtliche Arbeiten im Beisein der Ange-
hörigen aus. Die kirchliche Friedhofsverwaltung sagte den Angehörigen, wenn sie mit 
dem Bestatter nicht mehr zusammen arbeiten wollten, dann sollten sie sich doch einen 
anderen Friedhof suchen. Das geht doch nicht. Solche Probleme könnte man lösen, 
indem man die Regelungen im Bestattungsgesetz lockert. 

Vorsitzende Frau Zoschke: Jetzt haben die Abgeordneten wieder die Möglichkeit, 
Fragen zu stellen. Frau Lüddemann. 

Abg. Frau Lüddemann: Der Vertreter der Bestatterinnung hat dargelegt, dass eine 
Bestattung ohne Sarg nicht sinnvoll ist, weil nicht garantiert werden kann, dass inner-
halb der Mindestliegezeit die vollständige Verwesung erfolgt. Die Liegezeiten sind jetzt 
schon in Abhängigkeit von der Beschaffenheit des Bodens unterschiedlich lang. Inso-
fern könnte man doch in den Satzungen eine entsprechende Mindestliegezeit für eine 
Bestattung mit bzw. ohne Sarg festlegen. 
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Vorsitzende Frau Zoschke: Gibt es weitere Fragen? - Das sehe ich nicht. Dann dür-
fen Sie gleich antworten, Herr Ruland. 

Herr Ruland: Sicherlich könnte man die Zeiten so anpassen. Auf der von Ihnen orga-
nisierten Veranstaltung am 21. Januar in Dessau hat ein Vertreter des islamischen Kul-
turzentrums über die sarglose Bestattung gesprochen. Das ist offensichtlich bis zum 
heutigen Tag nicht richtig angekommen. Im Grunde genommen geht es um einen ge-
ringen Anteil der Muslime, die diese Form der Bestattung praktizieren, nämlich Musli-
me aus dem arabischen Wüstenstaaten. 

Wenn man sich das Prozedere richtig anschaut, kann man überhaupt nicht von einer 
sarglosen Bestattung sprechen. Es wird unterirdisch eine Nische gegraben, die mit 
Eichenbohlen, die 60 mm stark sind, versehen wird. Das Ergebnis ist im Endeffekt das 
gleiche wie bei einer Sargbestattung. Es ist auch ein dementsprechend großer Auf-
wand. Es ist also bei einer sarglosen Bestattung mitnichten so, dass die Leiche in ein 
paar Tücher gewickelt und in der Erde vergraben wird. Das ist wesentlich komplizierter. 
So etwas scheitert schon an den Berufsgenossenschaften. Man müsste etwas tiefer in 
die Materie blicken und das ist noch nicht passiert. 

Vorsitzende Frau Zoschke: Es gibt noch eine Nachfrage von Frau Dirlich. 

Abg. Frau Dirlich: Wenn erstens die Ähnlichkeit der Bestattungsformen so groß und 
zweitens die Nachfrage danach so gering ist, dann frage ich mich, warum man so ein 
großes Problem daraus macht. 

Herr Ruland: Das frage ich mich im Grunde genommen auch. Ich habe den Gesetz-
entwurf bzw. die Anträge nicht eingebracht, die Vorschläge kommen von den Fraktio-
nen BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und DIE LINKE. 

Abg. Frau Dirlich: Warum gibt es dann einen solchen Widerstand? 

Herr Ruland: Wenn Sie zugehört hätten, dann hätten Sie mitbekommen, dass ich mit 
meinen Erläuterungen noch nicht am Ende gewesen bin. Zu dieser Frage gehört näm-
lich auch die Einrichtung des Grabes, über das ich soeben gesprochen habe. Man darf 
eine muslimische Bestattung nicht mit einer sarglosen Bestattung verwechseln. Dazwi-
schen gibt es riesige Unterschiede. Das ist bisher nicht so deutlich geworden. 

Vorsitzende Frau Zoschke: Bei der heutigen Veranstaltung handelt es sich um eine 
Anhörung, in deren Rahmen sachverständige bzw. in der Praxis mit der Thematik be-
fasste Personen die Gelegenheit bekommen, zu den Vorschlägen Stellung zu nehmen. 
Auf dieser Grundlage können die Abgeordneten letztlich entscheiden, ob und, wenn ja, 
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auf welche Weise das Gesetz geändert werden soll. Insofern sollten hier sachliche Ar-
gumente vorgetragen werden, ohne die Ausführungen anderer zu bewerten. 

Herr Ruland: Ich wollte zum Ausdruck bringen, dass die Frage von Frau Dirlich in die 
falsche Richtung zielt. Die Bestatterinnung ist gern bereit, konstruktiv an einer Geset-
zesänderung mitzuarbeiten. 

Vorsitzende Frau Zoschke: Frau Lüddemann. 

Abg. Frau Lüddemann: Ich möchte einmal klarstellen, dass die Fraktion BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN sich selbstverständlich mit der Thematik auseinandergesetzt hat, 
bevor sie diesen Gesetzentwurf erarbeitet hat. Des Weiteren geht es an dieser Stelle 
nicht um die Quantität der Nachfrage, sondern darum, im Respekt vor anderen Religi-
onen eine Erweiterung der Bestattungskultur in Deutschland, speziell in Sachsen-
Anhalt zu ermöglichen. Dabei ist wohl all denjenigen, die sich mit der muslimischen 
Bestattungskultur beschäftigt haben, klar, dass es nicht nur um das Leichentuch geht. 

Herr Ruland: Mir ging es darum, die Grablegung der Muslime richtig darzustellen, weil 
das Thema in der Anhörung ein wenig zu kurz gekommen ist. Ich wollte niemandem 
unterstellen, dass er sich nicht mit der Thematik befasst habe. 

Vorsitzende Frau Zoschke: Herr Konrad, können Sie mit Blick auf die Ärztesituation 
allgemein und auf den Personalbestand an den rechtsmedizinischen Instituten noch 
einmal etwas mehr auf den Pool an qualifizierten Ärzten, dessen Schaffung Sie vorge-
schlagen haben, eingehen? 

Herr Konrad: Die Generalstaatsanwaltschaft hat gemeinsam mit den Kapitaldezernen-
ten die Schaffung dieses Pools angeregt, um einen praktikablen Weg zu finden zwi-
schen den vorhandenen Möglichkeiten und dem kaum zu realisierenden Wünschens-
werten. Dabei ist klar, dass die rechtsmedizinischen Dezernenten mit rund 3 000 To-
desermittlungsverfahren, bei denen geprüft wird, ob eine Sektion erforderlich ist, aus-
gelastet sind. 

Jetzt ist, insbesondere im Antrag der Fraktion DIE LINKE, vorgeschlagen worden, alle 
Todesfälle durch Rechtsmediziner oder durch rechtsmedizinisch fortgebildetes Perso-
nal prüfen zu lassen. Mit Blick auf den vor allem in ländlichen Gebieten vorherrschen-
den Ärztemangel wäre zu prüfen, ob eine Lösung darin bestehen könnte, anatomisch 
vorgebildete Ärzte, wie Internisten oder Notärzte, die eine gewisse fachliche Nähe zu 
Todesursachen haben, im rechtsmedizinischen Bereich entsprechend zu qualifizierten. 

Damit schafft man einen Bereitschaftspool von rechtsmedizinischen Sachverständigen, 
also von Fachärzten mit rechtsmedizinischen Kenntnissen, auf den der Haus- oder 
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Klinikarzt, der einen Todesfall hat, zurückgreifen kann. Das ist zwar kein Rechtsmedi-
ziner, aber man bekommt im Regelfall eine qualifizierte Aussage dazu, ob es sich um 
einen natürlichen oder nicht natürlichen Tod handelt. 

Wenn der Verdacht besteht, dass es sich nicht um einen natürlichen Tod handelt, 
muss ohnehin ein Rechtsmediziner eingeschaltet werden. Ein solcher Vorschlag lässt 
sich meiner Einschätzung nach kurz- oder mittelfristig umsetzen und wäre ein gangba-
rer Mittelweg zwischen dem bestehenden Kapazitätsproblem und dem Wünschenswer-
ten. 

Vorsitzende Frau Zoschke: Es gibt keine weiteren Fragen. Dann fahren wir mit der 
Anhörung fort. 

Anhörung der Verbraucherinitiative Bestattungskultur Aeternitas e. V. 

Herr Schmitt: Die in dem Gesetzesentwurf vorgeschlagenen Regelungen zur Locke-
rung der Sargpflicht sind als ein Schritt in die richtige Richtung zu begrüßen. Die Ar-
gumente, die gegen die Sargpflicht ins Feld geführt werden, sind nicht durchschlagend. 
Dabei ist die Tradition zu nennen. In Wirklichkeit ist aber die Sargnutzung eine recht 
junge Tradition. Die ältere Tradition ist die sarglose Bestattung. 

Dann wird häufig das Argument der Menschenwürde angeführt. Das ist eigentlich ein 
Totschlagargument. Denn der Würde des Menschen wird erst durch die Achtung sei-
nes eigenen Willens genüge getan. Das gilt auch für den Willen eines Verstorbenen 
und speziell für die von ihm gewünschte Bestattung. 

Des Weiteren wird teilweise auf die Hygiene verwiesen. Sowohl aus medizinischen als 
auch aus ethischen Gründen ist es bei einer Bestattung grundsätzlich irrelevant, ob der 
Leichnam mit oder ohne Sarg bestattet wird. Auch ist wissenschaftlich nicht belegt, ob 
eine Bestattung ohne oder mit Sarg grundsätzlich zu einer schnelleren Verwesung 
führt. Dazu gibt es verschiedene Studien mit verschiedenen Ergebnissen. Zum Beispiel 
können spezielle Lackierungen oder die Luftdichtigkeit des Sarges auch zu einer lang-
sameren Verwesung führen. Ohne wissenschaftlichen Beleg darf aber die Freiheit der 
Bürger und insbesondere die Religionsfreiheit nicht eingeschränkt werden. 

Dann wurde angeführt - das ist im Protokoll über die Plenarsitzung nachzulesen -, dass 
man Angst hat, dass die Regelungen dazu führen könnten, dass Sozial- und Ord-
nungsamtsbestattungen künftig sarglos erfolgen. Diese Befürchtung ist aber unbe-
gründet, weil laut Gesetzentwurf der Wille des Verstorbenen die erste Voraussetzung 
für eine sarglose Bestattung ist. Dieser Wille muss nachgewiesen werden. 

Es gibt immer Menschen, die versuchen, betrügerisch zu handeln. Dennoch kann man 
nicht aufgrund einer gewissen Missbrauchsgefahr den Willen der Verstorbenen be-
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schränken. Ich meine, es sollte nicht vorgeschrieben werden, diesen Willen in Schrift-
form niederzulegen, weil die meisten Menschen davon ausgehen, dass ein mündlich 
geäußerter Wille ausreicht, um Art und Ort der Bestattung festzulegen. 

In vier Bundesländern ist bereits die Ausnahme von der Sargpflicht aus religiösen 
Gründen festgeschrieben. In einigen Bundesländern ist es noch umstritten. Meines 
Erachtens ist das schon aus verfassungsrechtlicher Sicht mit Blick auf die Religions-
freiheit geboten. Die Frage ist vielmehr, ob die Gesetze, die eine Sargpflicht vorschrei-
ben, überhaupt verfassungskonform sind. Insofern ist die vorgeschlagene Regelung 
ein Schritt in die richtige Richtung. Wir würden darüber hinaus vorschlagen, aus der 
Kann-Regelung eine Soll-Regelung zu machen, um klarzustellen, dass dem Willen des 
Verstorbenen grundsätzlich zu entsprechen ist. 

Zu der Regelung in Artikel 1 Nr. 3. Danach dürfen Leichen bestattet werden, wenn jede 
Möglichkeit eines Scheintodes ausgeschlossen ist. Diese Formulierung kann gestri-
chen werden, weil die Feststellung des Todes ohnehin die Voraussetzung für eine Be-
stattung ist. Mit der bisher vorgeschriebenen Leichenschau wird vom Arzt bereits der 
Scheintod ausgeschlossen. Mehr als der Tod kann nicht festgestellt werden. Eine an-
dere Frage ist die Qualität der Leichenschau. 

Die vorgeschlagene Regelung zur Vermeidung von Kinderarbeit lehnt die Verbraucher-
initiative trotz der damit verbundenen guten Absichten ab, weil sie als verfassungswid-
rig anzusehen ist. Nach der aktuellen Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts 
müssen im Gesetz die Voraussetzungen für die Zulassung der Steine bzw. die Zertifi-
zierungssysteme festgeschrieben sein. Ein alternativer Vorschlag müsste das berück-
sichtigen. 

Man kann nach Nordrhein-Westfalen schauen, wo derzeit die Zertifizierungssysteme 
überhaupt erst etabliert werden. Dort ist eine etwas unausgegorene Regelung getroffen 
worden, die aber unabhängig von den Satzungen für alle Friedhöfe gilt. Das Problem 
besteht darin zu entscheiden, welche Steine aus welchen Ländern überhaupt zertifi-
ziert werden müssen. Hier könnte zum Beispiel eine Länderliste eine Lösung sein. 

Allerdings gibt es im Moment keine zertifizierten Steine. Es ist auch zu bezweifeln, 
dass innerhalb kürzester Zeit ein Zertifizierungssystem etabliert werden kann. Dies 
wird sicherlich einen gewissen Zeitraum in Anspruch nehmen. Insofern sollte man zu-
nächst die weitere Entwicklung abwarten, um dann eine rechtssichere und praktikable 
Regelung zu schaffen. 

In Zukunft könnte man darüber nachdenken, inwieweit man auch andere schlimme 
Arbeitsbedingungen mit in den Blick nimmt. So gibt es erste Berichte, dass aufgrund 
der Kritik westlicher Länder an der Kinderarbeit in den betreffenden Ländern auf ande-
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re sozial schwache Personengruppen ausgewichten wird, zum Beispiel werden in Indi-
en vermehrt Witwen, die ohnehin benachteiligt sind, ausgebeutet. 

Hinsichtlich der Problematik der Sternenkinder ist es notwendig und aus der Sicht der 
Verbraucherinitiative regelungsbedürftig, den Krankenhäusern eine Hinweispflicht auf-
zuerlegen. Sie sollten die Betroffenen darauf hinweisen, dass es laut Bestattungsrecht 
die Möglichkeit gibt, diese Kinder bestatten zu lassen. Das ist vielen Menschen nicht 
bewusst. Einige Betroffene leiden später darunter, dass sie nicht davon Gebrauch ge-
macht haben. 

Darüber hinaus sollte für die Fehlgeborenen, deren Eltern sich nicht für eine Bestattung 
entscheiden, eine würdige Art der Bestattung vorgeschrieben und eine Entsorgung mit 
dem Klinikmüll ausgeschlossen werden. Diese Forderung deckt sich im Übrigen mit 
den Vorstellungen der Initiative Regenbogen, die sich in diesem Bereich besonders 
aktiv engagiert. 

Ein weiterer Punkt, der uns besonders am Herzen liegt, ist eine Aufhebung des Fried-
hofszwangs. Der Maßstab dabei muss sicherlich die Würde bzw. die postnatale Würde 
des Verstorbenen sein. In einem Urteil des Bundesverfassungsgerichts aus dem Jahr 
2006 zum Luftsicherheitsgesetz heißt es unter anderem, dass es zum Wesen des 
Menschen gehöre, in Freiheit selbst zu bestimmen und sich frei zu entfalten; damit 
komme dem Willen des Einzelnen eine herausgehobene Bedeutung im Rahmen der 
Menschenwürde zu. 

Insofern gibt es keinen sachlichen Grund dafür, den Willen des Verstorbenen zu miss-
achten, der zum Beispiel die Bestattung seiner Urne im eigenen Garten wünscht. Na-
türlich gibt es Grenzen für die zu berücksichtigen Wünsche. Sie liegen im Strafrecht 
oder in der Störung der Totenruhe. Der Würdebegriff hat auch eine objektive Grenze, 
etwa die krasse Missachtung der eigenen Person. Ein Beispiel wäre der Wunsch nach 
einer Entsorgung auf der Müllkippe. 

Alle Bedenken gegen eine Aufhebung des Friedhofzwanges lassen sich mit sachlichen 
Argumenten entkräften. Im Einzelnen sei auf die schriftliche Stellungnahme verwiesen. 
Zu betonen ist noch einmal, dass es nicht nachvollziehbar ist, warum man zwar zu Le-
bezeiten bestimmen darf, bei wem und wo man sich aufhalten möchte, aber mit dem 
Tod dieses Bestimmungsrecht vollkommen verloren geht. Zu Lebzeiten muss man es 
sich nicht gefallen lassen, von jedem besucht zu werden, nach dem Tod soll dieses 
Recht nicht mehr bestehen. 

Daher sollte der Friedhofszwang zumindest gelockert werden. Dies gilt umso mehr, als 
nach einer repräsentativen Umfrage zwei Drittel der Bevölkerung diesen Friedhofs-
zwang für Urnen als veraltet ansehen. 
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Zusammenfassend ist zu sagen, die Verbraucherinitiative Bestattungskultur Aeternitas 
befürwortet die Lockerung der Sargpflicht, hält die vorgeschlagene Regelung zur Be-
kämpfung der Kinderarbeit für verfassungswidrig, wünscht sich eine verbesserte Rege-
lung für Sternenkinder und plädiert für eine Aufhebung des Friedhofszwangs für Urnen. 

Insbesondere bezüglich des Friedhofszwangs sollte jeder das aus Gewohnheit vor-
handene erste ungute Gefühl einmal sachlich hinterfragen. So kommt man dann viel-
leicht doch zu dem Ergebnis, dass dem Willen der Verstorbenen grundsätzlich zu ent-
sprechen ist. So heißt es bereits jetzt in § 16 Abs. 2 Satz 1 des Bestattungsgesetzes, 
dass bei der Wahl von Ort, Art und Durchführung der Bestattung der Wille der verstor-
benen Person maßgeblich sei, soweit nicht gegen die Belange der öffentlichen Ord-
nung verstoßen werde. 

Anhörung der Ärztekammer Sachsen-Anhalt 

Herr Dr. Schöning: Grundsätzlich stimmt die Ärztekammer der Zielsetzung des Ge-
setzentwurfes und der Anträge, das Bestattungsrecht zu modernisieren und religiöse 
Aspekte stärker zu berücksichtigen, zu. Im Einzelnen sollen nur die Punkte erörtert 
werden, die die Ärztekammer unmittelbar tangieren. 

Zunächst zu den Drucksachen 6/3040 und 6/3041, zu dem Gesetzentwurf und dem 
Entschließungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Eine erste Bitte ist, für 
den Fall, dass Erdbestattungen ohne Sarg im Leichentuch zugelassen werden, dafür 
Vorkehrungen zu treffen, dass dies nur aus religiösen und aus nicht wirtschaftlichen 
Gründen erfolgt. Nach dem vorliegenden Gesetzentwurf wäre dies auch auf den 
Wunsch des Verstorbenen hin möglich. Die Ärztekammer hat Sorge, dass die Möglich-
keit von Bestattungen ohne Sarg auch zu einer Form der Billigbestattung werden könn-
te. 

Zu der Frage, wie hoch der Anteil sein könnte, liegen keine gesicherten Erkenntnisse 
vor. Wenn man aber berücksichtigt, dass in Sachsen-Anhalt der Anteil der Feuerbe-
stattungen deutlich über 80 %, wenn nicht gar bei 90 % liegt, dann kann ahnen, in wel-
che Richtung das geht. Denn eine Feuerbestattung ohne Sarg ist wohl nicht vorstell-
bar. 

Auch die Novellierungsbemühungen hinsichtlich der Bestattungsfrist von 48 Stunden 
im § 17 Abs. 1 des Bestattungsgesetzes sollten auf den Prüfstand gestellt werden. Die 
im vorliegenden Gesetzentwurf als Ersatz vorgesehene Regelung, nach der Leichen 
bestattet werden dürfen, wenn durch die ärztliche Leichenschau jede Möglichkeit eines 
Scheintodes ausgeschlossen ist, wird allerdings als unwissenschaftlich angesehen. 

Das Bestattungsgesetz definiert in § 2 Abs. 1 den Begriff „Leiche“. Danach handelt es 
sich um den Körper eines Menschen, bei dem sichere Todeszeichen vorliegen 
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- sichere Todeszeichen sind Totenflecke, Totenstarre, späte Leichenveränderungen - 
oder bei dem der Tod auf andere Weise zuverlässig festgestellt wurde. § 5 des Geset-
zes regelt die Durchführung der Leichenschau. Danach hat die ärztliche Person sich 
bei der Leichenschau Gewissheit über den Eintritt des Todes zu verschaffen. 

Der Tod eines Menschen kann nur durch einen Arzt festgestellt werden. Das ist auch in 
Pflegeheimen ein Problem. Es ist immer wieder darauf hinzuweisen, dass, solange 
keine sicheren Todeszeichen vorliegen, Reanimationspflicht besteht. Dabei muss man 
sich dessen bewusst sein, wie scharf diese Grenze ist. Gewissheit über den Eintritt des 
Todes ist nicht dadurch zu erlangen, dass ein Scheintod ausgeschlossen wird, sondern 
durch das Vorliegen der sicheren Todeszeichen. 

Es ist darauf aufmerksam zu machen, dass es häufiger zu Fehlern bei der Einschät-
zung der Todesart und der Todesursache kommt als zu falschen Todesfeststellungen. 
Es gibt immer wieder spektakuläre Fälle. Der letzte Fall in Sachsen-Anhalt ereignete 
sich in einem Krankenhaus in Staßfurt und ist deutlich länger als zehn Jahre her. Man 
wird es nicht vollkommen ausschließen können, weil das Leben nun einmal so ist. Aber 
aus rechtlicher und rechtsmedizinischer Sicht gibt es klare Definitionen. 

Ein beschleunigtes Bestattungsverfahren ist aus der Sicht der Ärztekammer sorgfältig 
abzuwägen. Es wird vorgeschlagen, bei einer Unterschreitung der 48-Stunden-Frist in 
Anlehnung an die Regelungen in § 18 Abs. 1 des Bestattungsgesetzes zur Einäsche-
rung vor der Erdbestattung eine zweite Leichenschau verpflichtend durchzuführen. 
Dabei ist die Frage zu klären, wer diese zweite Leichenschau durchführen soll. 

Grundsätzlich unterstützt die Ärztekammer den Antrag der Fraktion DIE LINKE in der 
Drs. 6/3048. Die gegenwärtige Regelung zur Leichenschau in § 3 des Bestattungsge-
setzes besagt, dass jeder niedergelassene Arzt im Falle einer Benachrichtigung die 
Leichenschau unverzüglich durchzuführen hat. Bei im Krankenhaus Verstorbenen oder 
Totgeborenen besteht diese Verpflichtung für die Ärzte im Krankenhaus. Es ist nicht 
von der Hand zu weisen, dass nicht jeder Arzt und jede Ärztin gleichermaßen mit die-
sen Anforderungen an die Durchführung einer ordnungsgemäßen Leichenschau ver-
traut ist. 

Auch die Ärztekammer Sachsen-Anhalt hält eine Verbesserung der Qualität bei der 
ärztlichen Leichenschau ausdrücklich für angezeigt. Entsprechend der gesetzlichen 
Aufgabe werden regelmäßig Fortbildungsveranstaltungen zu Fragen der Leichenschau 
angeboten. Die Ärztekammer Sachsen-Anhalt bringt dieses Anliegen auch in die Mus-
terweiterbildungsordnung auf der Bundesebene ein, damit dieses Wissen als ein Basic 
in der Ausbildung jeder Fachrichtung enthalten ist. 

Über weitere gangbare Wege muss man diskutieren. Deswegen wird auch der Antrag 
unterstützt, einen möglichen Reformbedarf zu prüfen und die Ergebnisse darzustellen. 
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Aus derzeitiger Sicht erscheint allerdings die Idee, die bisher von jedem niedergelas-
senen Arzt verpflichtend durchzuführende Leichenschau grundsätzlich nur von speziell 
qualifizierten Ärzten, wie Rechtsmedizinern oder Pathologen, durchführen zu lassen, 
als nicht umsetzbar. Denn es gibt im Land keine ausreichende Zahl in Frage kommen-
der Ärzte. In Halle gibt es fünf entsprechende Fachärzte, in Magdeburg sind es zwei-
einhalb Stellen. Hinzu kommen insgesamt drei Ärzte in Weiterbildung. Das ist mit die-
ser Zahl an Ärzten nicht zu schaffen. 

Der Einsatz von Fachärzten für Pathologie ist im Hinblick auf eine Erhöhung der Quali-
tät der ärztlichen Leichenschau überhaupt nicht angezeigt. Sie haben in der Regel kei-
nerlei Erfahrung mit der Feststellung des Todes und einer im Rahmen dieser stattfin-
denden Leichenschau. In diesem Zusammenhang wird darauf aufmerksam gemacht, 
dass die aktuellen landespolitischen Entscheidungen im Hinblick auf die Universitäten 
des Landes dazu geführt haben, dass bereits heute Rechtsmediziner bei der Durchfüh-
rung unklarer Todesfälle nur noch bedingt hinzugezogen werden können. 

Aus der Sicht der Notfallmedizin ist anzumerken, dass sich insbesondere im mittleren 
und nördlichen Sachsen-Anhalt durch die Degradierung und partielle Abwicklung der 
Rechtsmedizin am Uniklinikum Magdeburg eine bereits heute nicht mehr zu verantwor-
tende rechtsmedizinische Unterversorgung eingestellt hat. Eine Weiterentwicklung des 
Bestattungsrechts in dem vorgeschlagenen Sinne würde voraussetzen, dass hier er-
heblich mehr Kapazitäten zur Verfügung stehen. 

Zur Prüfung der Möglichkeit der Finanzierung einer so genannten Verwaltungssektion. 
In § 9 des geltenden Bestattungsgesetzes ist bereits geregelt, wer und aus welchem 
Grund sezieren darf. Insofern besteht kein Regelungsbedarf mehr. Vielmehr geht es 
um die Finanzierung; das ist der Knackpunkt. Diesen Vorschlag kann die Ärztekammer 
nur unterstützen. Im Übrigen geht es nicht nur um Forschung, sondern vor allem um 
die Qualitätssicherung, die man bis zum Ende durchführen sollte. Denn die Ärzte wol-
len gern wissen, woran der Betreffende gestorben ist und nicht nur Vermutungen an-
stellen. Die Ärztekammer bietet bei dem Reformprozess ihre Mitarbeit an. 

Anhörung des Universitätsklinikums Halle, Institut für Rechtsmedizin 

Ein Vertreter des Universitätsklinikums Halle: Es ist heute schon viel über spektaku-
läre Einzelfälle im Bereich der Leichenschau gesagt worden. Es sind erhebliche Män-
gel bei der Leichenschau beklagt worden. Die Frage ist, wie groß ist dieser Qualitäts-
mangel ist und ob man das systematisch untersuchen kann. Dazu wurde eine Promoti-
onsarbeit initiiert, die inzwischen abgeschlossen ist. Dabei wurden Fälle untersucht, die 
bei der Krematoriumsleichenschau aufgefallen sind und anschließend einer Obduktion 
unterzogen wurden. Das Ergebnis der Obduktion wurde dann mit dem der ersten Lei-
chenschau verglichen. 
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Das Ergebnis war schon ziemlich erschreckend. Bei diesen 882 Obduktionsfällen wur-
de in 156 Fällen - das sind 17,5 % - ein nicht natürlicher Tod festgestellt, obgleich er 
bei der ersten Leichenschau nicht als solcher erkannt wurde. Sicherlich ist das ein se-
lektioniertes Ergebnis, weil bereits bei der Krematoriumsleichenschau Unregelmäßig-
keiten aufgefallen sind. Aber eine solch hohe Zahl hatte man nicht erwartet. 

68 dieser Fälle waren als nicht primär aufgeklärt eingestuft. Die Polizei und die Staats-
anwaltschaft waren involviert. Immerhin waren 88 Fälle als primär natürlich eingestuft, 
obwohl ein nicht natürlicher Tod vorlag. Dieses Problem ist also auch im Bundesland 
Sachsen-Anhalt nicht unerheblich. In erster Linie ging es um Fälle mit Unfallgesche-
hen. Hierbei spielen auch versicherungsrechtliche Aspekte eine Rolle. Häufig waren 
Alkoholintoxikationen oder Sturzgeschehen festzustellen. Aber auch ein gesichertes 
und drei wahrscheinliche Tötungsdelikte wurden unter diesen Fällen gefunden. 

Ein Beispiel: Bei einer älteren Dame wurde bei der Krematoriumsleichenschau in Halle 
festgestellt, dass Kopf, Rumpf und Gliedmaßen mit unterschiedlich alten Hämatomen 
übersät waren. Auf dem Totenschein war als Todesursache Herzinsuffizienz vermerkt. 
Dieser Fall wurde der Staatsanwaltschaft gemeldet und es ist eine Obduktion durchge-
führt worden. Dabei waren noch Schädel- und Rippenbrüche feststellbar. Die Dame ist 
an einer Lungenfettembolie gestorben, also einer Einschwemmung von Fetttröpfchen 
in die Lungengefäße. Das Verletzungsmuster sprach für Schlag- und Tritteinwirkung. 

Der Fall ist dann am Landgericht Halle verhandelt worden. Der Sohn und die Schwie-
gertochter waren angeklagt. Der Arzt, der die Leichenschau durchgeführt hat, war da-
bei als Zeuge geladen. Es war beschämend, dass er sagte, er habe einen natürlichen 
Tod bescheinigt, weil die Tote einen so friedlichen Gesichtsausdruck hatte und man 
ihm gesagt habe, sie sei friedlich eingeschlafen. Als er mit den Fotos der Verletzungen 
konfrontiert wurde, meinte er, es müsse wohl die falsche Leiche gewesen sein. Das 
war aber nicht der Fall. Das heißt, die Mängel bei der ersten Leichenschau konnten 
auch in einer systematischen wissenschaftlichen Untersuchung nachgewiesen werden. 

Nach der bisherigen Regelung können sich Notärzte, die sich im Rettungseinsatz be-
finden, auf die Feststellung des Todes beschränken. Diese Regelung sollte im Interes-
se der Angehörigen  um den Halbsatz „wenn weitere Rettungseinsätze anstehen“ er-
weitert werden. Denn den Angehörigen ist es nur schwer zu vermitteln, dass zunächst 
ein Arzt kommt, der den Tod feststellt, und später ein zweiter Arzt kommen muss, um 
die Leichenschau durchzuführen. Wenn ein Notarzt die Zeit hat, eine Leichenschau 
durchzuführen, dann sollte er dies auch tun. 

Des Weiteren ist geregelt, dass bei Anhaltspunkten für einen nicht natürlichen Tod die 
Polizei zu informieren ist. In diese Regelung sollten auch die Fälle, in denen die To-
desursache nicht geklärt ist, mit aufgenommen werden. Denn dann ist der Arzt ver-
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pflichtet, die Polizei zu rufen, damit ein entsprechendes Ermittlungsverfahren eingelei-
tet wird. 

Die Ausführungen der Ärztekammer zur Einbeziehung von Fachärzten für Pathologie 
sind aus rechtsmedizinischer Sicht nur zu unterstreichen. Auch wenn in Kriminalfilmen 
immer wieder der Pathologe zum Tatort gerufen wird, ist das so nicht richtig. Das ist 
mit Sicherheit kein Pathologe; es sei denn, er absolviert gerade ein Praktikum in der 
Rechtsmedizin. Pathologen haben mit solchen Untersuchungen einfach keine Erfah-
rungen. Die äußere Leichenschau wird in der Pathologie vernachlässigt. Das gehört 
nicht in ihren Kompetenzbereich. Deswegen sollte die zusätzliche Leichenschau vor 
einer Einäscherung von einem Facharzt für Rechtsmedizin oder einer auf dem Gebiet 
der ärztlichen Leichenschau erfahrenen ärztlichen Person durchgeführt werden. 

Im Übrigen sollte diese zweite Leichenschau auch bei Erdbestattungen erfolgen. Die 
Qualität der ersten Leichenschau unterscheidet sich ja nicht deshalb, weil eine Leiche 
kremiert wird. Es ist sicherlich richtig, dass man bei einer eventuellen Exhumierung 
noch bestimmte Befunde, wie einen Schädelbruch, feststellen kann. Aber Gewaltein-
wirkung gegen den Hals mit Würge- oder Drosselmalen wäre nicht mehr feststellbar. 
Deswegen sollte auch vor Erdbestattungen, die im Land Sachsen-Anhalt nicht allzu 
häufig vorkommen, eine zweite Leichenschau durchgeführt werden. 

Zum Thema Scheintod. Die Universitäten in Halle und Magdeburg bemühen sich nach 
Kräften, die Medizinstudenten so auszubilden, dass sie die sicheren Todeszeichen 
erkennen. Wenn die Bestattungsfrist in bestimmten Fällen auf 24 Stunden verkürzt 
werden sollte, würde für eine solche zeitnahe zweite Leichenschau auch der rechts-
medizinische Bereitschaftsdienst, der in Halle und in Magdeburg trotz aller personellen 
Beschränkungen aufrecht erhalten wird, dafür zur Verfügung stehen. 

Die Forderung der Fraktion DIE LINKE, für die Todesfeststellung und die erste Lei-
chenschau Ärzte mit entsprechender Qualifikation einzusetzen, ist aus rechtsmedizini-
scher Sicht nur zu unterstützen. 

Die Möglichkeit, in Fällen, die staatsanwaltschaftlich freigegeben sind, in denen die 
Todesursache trotzdem im Rahmen einer Obduktion festgestellt werden sollte, eine so 
genannte Verwaltungssektion durchzuführen, ist zu begrüßen. Im Bundesland Sachsen 
gibt es eine solche Regelung. Danach kann vom zuständigen Gesundheitsamt bei ei-
nem plötzlichen und unerwarteten Tod, an dessen Aufklärung ein besonderes Interes-
se besteht, eine Obduktion angeordnet werden. 

Wenn beispielsweise jemand im Alter von 30 oder 35 Jahren an einem Herzinfarkt ver-
stirbt, reicht es dem Staatsanwalt, wenn attestiert wird, dass keine Gewalteinwirkung 
stattgefunden hat. Aber der Arzt fragt sich, warum ein Mensch in diesem Lebensalter 
Verkalkungen in den Herzkranzschlagadern hatte. Im Rahmen einer postmortalen Un-
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tersuchung wurde eine Fettstoffwechselstörung festgestellt, die genetisch bedingt sein 
kann. Die Angehörigen wurden beraten und tatsächlich hatten auch die Kinder im Alter 
von 12 oder 13 Jahren diese Fettstoffwechselstörung. Das ist einer der wenigen Fälle, 
in denen man als Rechtsmediziner präventiv tätig sein. 

Vorsitzende Frau Zoschke: Ich beziehe mich noch einmal auf den Vorschlag, einen 
Ärztepool einzurichten. Inwieweit sieht die Ärztekammer eine Möglichkeit, relativ unbü-
rokratisch und ohne gesetzliche Regelung einen solchen Pool einzurichten? 

Herr Dr. Schöning: An dieser Stelle geht es wieder einmal um Geld. Die Ärztekammer 
sieht im Bereich der Fortbildung noch Kapazitäten. Das könnte man durchaus realisie-
ren. In Berlin hat man über die kassenärztliche Vereinigung einen Bereitschaftspool 
von Ärzten eingerichtet, die Leichenschauen durchführen. Bisher liegen noch keine 
Erfahrungen damit vor. 

An dieser Stelle geht es auch um die Gebührenordnung für Ärzte. Wenn jemand ver-
stirbt, endet die Kassenleistung. Für die Finanzierung sind die Bestattungspflichtigen 
zuständig. Bei Privatversicherten ist das wieder anders. 

Ein solcher Pool lässt sich nur in Zusammenarbeit mit der kassenärztlichen Vereini-
gung schaffen. Die Umsetzung müsste regional erfolgen. Es würden sicherlich viele 
beteiligt sein; aber ohne die kassenärztliche Vereinigung wird es nicht gehen. Die Ärz-
tekammer wäre für die Fortbildung zuständig, sodass die Kollegen, die sich dazu bereit 
erklären, eine entsprechende Qualifikation bekommen. Die Fortbildungsveranstaltun-
gen der Ärztekammer zum Thema Leichenschau sind vollständig ausgebucht. Das 
Bewusstsein, dass hier etwas getan werden muss, ist auch bei den Kollegen vorhan-
den. 

Die Ärztekammer Sachsen-Anhalt hat sich bei der Bundesärztekammer dafür einge-
setzt, dass die ärztliche Leichenschau in die neue Musterweiterbildungsordnung mit 
aufgenommen wird, sodass sie künftig zu den Basics bei allen Facharztweiterbildun-
gen gehören wird. Es bleibt zu hoffen, dass man an dieser Stelle vorankommt. 

Vorsitzende Frau Zoschke: Bitte sehr. 

Ein Vertreter des Universitätsklinikums Halle: Die Rechtsmedizin ist selbstverständ-
lich bereit, daran mitzuwirken. Zwar sind die Kapazitäten beschränkt, aber die Proble-
matik ist sehr wichtig. Die Universitäten versuchen, diesen Bereich in der Ausbildung 
der Medizinstudenten mit zu verankern. Rechtsmediziner führen Vorlesungen und 
Praktika auf den Friedhöfen durch. 

In diesem Sommersemester wurde ein E-Learning-Programm mit verschiedenen Lei-
chenschaukonstellationen eingeführt. Dabei können die Studenten die Fälle am PC 
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lösen, Totenscheine ausfüllen und bekommen dann eine Auswertung. Solche Möglich-
keiten könnte man in die Fortbildung integrieren. 

Vorsitzende Frau Zoschke: Gibt es weitere Fragen? - Das sehe ich nicht. Dann ist die 
Anhörung beendet. Ich bedanke ich mich bei allen Angehörten für ihre interessanten 
Ausführungen und wünsche Ihnen Erfolg bei ihrer weiteren Arbeit. 

Die Fraktionen werden nun auf der Grundlage der heute erhaltenen Informationen über 
die Vorlagen beraten. Der Ausschuss für Arbeit und Soziales, dem der Landtag in die-
ser Angelegenheit die Federführung übertragen hat, wird in einer der nächsten Sitzun-
gen eine vorläufige Beschlussempfehlung an die mitberatenden Ausschüsse erarbei-
ten. Diese werden ebenfalls darüber beraten und dem federführenden Ausschuss ihre 
Empfehlungen mitteilen. Der federführende Ausschuss hat dann die Aufgabe, für das 
Parlament eine Entscheidungsempfehlung vorzubereiten. 

Schluss der Sitzung: 15 Uhr. 


